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I Allgemeines 

Der Niedersächsische Landesrechnungshof (LRH) ist ein unabhängi-

ges Organ der Finanzkontrolle. Er ist nur dem Gesetz unterworfen und 

von Weisungen unabhängig. Die Mitglieder des LRH besitzen richter-

liche Unabhängigkeit. Der LRH prüft und überwacht die gesamte Haus-

halts- und Wirtschaftsführung des Landes einschließlich seiner Son-

dervermögen und Betriebe. Darüber hinaus erstrecken sich seine Prü-

fungen auch auf die landesunmittelbaren juristischen Personen des öf-

fentlichen Rechts sowie die privatrechtlichen Unternehmen, an denen 

das Land unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

Der LRH verbindet seine Prüfungsfeststellungen mit Forderungen und 

Empfehlungen. Er verfolgt das Ziel, die geprüften Stellen im Dialog und 

durch Argumente zu überzeugen. Vollzugskompetenzen stehen dem 

LRH nicht zu. Auch politische Entscheidungen im Rahmen des gelten-

den Rechts unterliegen nicht der Beurteilung des LRH. 

Das Ergebnis seiner Prüfung fasst der LRH nach § 97 Abs. 1 Landes-

haushaltsordnung (LHO) jährlich für den Landtag zusammen, soweit 

es für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesregierung und 

für ihre Entlastung wegen der Haushaltsrechnung und des Nachweises 

über das Vermögen und die Schulden von Bedeutung sein kann. Diese 

Bemerkungen leitet er dem Landtag und der Landesregierung zusam-

men mit der nach § 97 Abs. 6 LHO beizufügenden Denkschrift mit wei-

teren Prüfungsergebnissen zu. Bemerkungen und Denkschrift sind an-

schließend Gegenstand der parlamentarischen Beratung und Be-

schlussfassung. Auf Grundlage der Prüfung der Haushaltsrechnung 

durch den LRH entscheidet der Landtag über die Entlastung der Lan-

desregierung und, soweit die Ausführung des Haushalts der Präsiden-

tin des Landtages, dem Präsidenten des Staatsgerichtshofs oder dem 

Landesbeauftragten für den Datenschutz obliegt, über deren Entlas-

tung. 
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Der Jahresbericht des LRH (Bemerkungen und Denkschrift) enthält ne-

ben Feststellungen zum Haushaltsjahr 2023 auch solche über frühere 

oder spätere Haushaltsjahre. 

Auf Inhalt und Umfang des Berichts wirkt sich aus, dass die Prüfung 

sich auf Schwerpunkte beschränken musste und ggf. nur stichproben-

weise möglich war. Die Häufigkeit, mit der einzelne Ressorts im Jah-

resbericht erwähnt sind, rechtfertigt somit keine generellen Rück-

schlüsse auf die Haushalts- und Wirtschaftsführung in deren Verwal-

tungszweigen. 

Die Erörterungen mit der Verwaltung sind nicht in allen Fällen abge-

schlossen. 

An der Beschlussfassung zum Jahresbericht waren beteiligt: 

Präsidentin  Dr. Sandra von Klaeden 

Vizepräsidentin  Andrea Schröder-Ehlers 

Ministerialdirigent  Dr. Eckart Lantz 

Ministerialdirigentin  Susanne Haack  

Ministerialdirigent  Dr. Berend Lindner 

Ministerialdirigentin  Anke Breusing  
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II Eckdaten Landeshaushalt 
 

Eckdaten 
Haushaltsjahr 

2022 2023 
   

1. Kernhaushalt   

Haushaltsausgleich   

Ist-Einnahmen 39,0 Mrd. € 42,2 Mrd. € 

Ist-Ausgaben 39,0 Mrd. € 42,2 Mrd. € 

Ausgabereste  
(gebildet für Folgejahr) 2,8 Mrd. € 2,8 Mrd. € 

Gesamtausgaben 41,8 Mrd. € 45,0 Mrd. € 

Finanzierungssaldo   

Bereinigte Einnahmen 
(ohne bes. Finanzierungsvorgänge) 40,9 Mrd. € 44,3 Mrd. € 

Bereinigte Ausgaben 
(ohne bes. Finanzierungsvorgänge) 38,4 Mrd. € 40,6 Mrd. € 

Finanzierungssaldo 2,5 Mrd. € 3,7 Mrd. € 

Investitionen   

Investitionsausgaben  
(Hauptgruppen 7 und 8) 2,5 Mrd. € 2,4 Mrd. € 

Investitionsquote1 
Niedersachsen 6,5 % 5,8 % 

Investitionsquote  
Länderdurchschnitt (ZDL2) 10,8 % 10,7 % 

Verschuldung   

Schuldenstand  66,8 Mrd. € 64,7 Mrd. € 

Schuldenstand je Einwohner 
Niedersachsen (Stab.-Bericht) 8.237 € 7.940 € 

Schuldenstand je Einwohner 
Länderdurchschnitt (Stab.-Bericht) 7.529 € 7.460 € 

Steuern und Personal    

Steuereinnahmen 
(Kapitel 13 01) 33,0 Mrd. € 33,8 Mrd. € 

Personalausgaben 
(HGr. 4) 14,1 Mrd. € 14,5 Mrd. € 

 

2. Sondervermögen und Rücklagen  
Sondervermögen und Rücklagen 
(Bestände 31.12.) 12,7 Mrd. € 11,7 Mrd. € 

davon   

Allgemeine Rücklage 1,0 Mrd. € 2,5 Mrd. € 

COVID-19-Sondervermögen 4,2 Mrd. € 1,5 Mrd. € 

                                                
1  Die hier dargestellte Investitionsquote entspricht dem Anteil der Investitionsausgaben an den be-

reinigten Ausgaben gemäß Haushaltsrechnung. 
2  Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister. 
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III Jahresbericht kompakt 

Prüfung der Haushaltsrechnung 2023 des Landes Nieder-
sachsen 

1. Haushaltsrechnung 2023 

Die Haushaltsrechnung für das Jahr 2023 schließt ausgeglichen ab. 

Sie enthält alle Angaben, die nach dem Gesetz für die Entlastung der 

Landesregierung erforderlich sind. Gegenüber dem Vorjahr stiegen die 

Einnahmen und Ausgaben des Landes um 8,1 %. Sie betrugen jeweils 

42,2 Mrd. €. 

2. Vermögen und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen 

Die Nachweise über das Vermögen und die Schulden sowie die einge-

gangenen Verpflichtungen entsprechen den derzeit geltenden Vorga-

ben. Nach wie vor hält der LRH die verkürzte Abbildung des Vermö-

gens – ohne Informationen zum beweglichen und unbeweglichen Ver-

mögen – für nicht mehr ausreichend und zeitgemäß. 

3. Personalhaushalt des Landes: Ein Überblick 

Das Land beschäftigt immer mehr Personal. Auch dadurch stiegen die 

Personalausgaben im Vergleich zum Vorjahr um rd. 575 Mio. € weiter 

deutlich an. 

In den Ministerien und der Staatskanzlei wuchsen die Besetzungsmög-

lichkeiten für Beamtinnen und Beamte in den Jahren 2013 bis 2025 um 

fast 800 erheblich. Dies ist ein Anstieg um 38,8 %. Allein in der laufen-

den 19. Wahlperiode – also ab dem Jahr 2022 – kamen bereits 218 

neue Stellen hinzu. 
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Schwerpunkt demografischer Wandel: Wo steht die Landes-
verwaltung? 

Rd. 11 % der Beschäftigten scheiden altersbedingt in den Jahren 2022 

bis 2027 aus dem Landesdienst aus. Bis zum Jahr 2032 sind es sogar 

rd. 23 %. Die Situation wird sich verschärfen, wenn Beschäftigte ihren 

Ruhestand vorzeitig beginnen. Ist das Land auf die hohen Personalab-

gänge vorbereitet? Was unternimmt das Land gegen den demografi-

schen Wandel? Der LRH untersuchte die Personalgewinnung und  

-bindung, den Personaleinsatz sowie die Personalplanung in verschie-

denen Verwaltungsbereichen. Fazit: Es ist noch Luft nach oben. 

Im Einzelnen: 

4. Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Landesver-
waltung 

Konzept der Landesregierung für ein demografiesicheres Perso-
nalmanagement offenbart Schwächen 

Das Konzept der Landesregierung aus dem Jahr 2012 für ein „Demo-

grafiesicheres und ressourcenbewusstes Personalmanagement in 

Niedersachsen“ – kurz: DRiN – entfaltete zu wenig nachhaltige Wir-

kung. Es beinhaltet keine verbindlichen Vorgaben, ist veraltet und nicht 

mehr überall bekannt. Das selbst gesetzte Ziel, behördenspezifische 

Konzepte unter einer „ganzheitlichen Personalmanagement-Perspek-

tive“ umzusetzen, ist so nicht erreichbar. 

5. Personal- und Nachwuchsgewinnung 

Personalgewinnung und -planung bei der Landespolizei 

Die Nachwuchsgewinnung für den Polizeivollzugsdienst ist in den ver-

gangenen Jahren schwieriger geworden. Immer weniger Bewerbun-

gen gingen ein. Immer mehr Bewerbungen wurden zurückgezogen. 

Obwohl diese Entwicklung absehbar war, reagierte die Polizei aus 

Sicht des LRH zu spät. Sie senkte zunächst die Eignungs-
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anforderungen und stellte sodann alle ein, die das Bewerbungs- und 

Auswahlverfahren bestanden hatten. Gleichwohl konnte die Polizei ih-

ren Personalbedarf an Vollzugskräften in den Jahren 2022 bis 2024 

nicht mehr decken. 

Personalplanung und -gewinnung in der Vermessungs- und  
Katasterverwaltung 

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung fährt bei ihrer Personalpla-

nung nur „auf Sicht“. Bei freiwerdenden Stellen entschied sie je nach 

Einzelfall, ob und wie diese Stellen nachbesetzt werden. Eine syste-

matische Ermittlung des zukünftigen Personalbedarfs als Reaktion auf 

demografische Veränderungen erfolgte nicht. Auch blieben Digitalisie-

rungseffekte und interne Umstrukturierungen unberücksichtigt. 

6. Personalbindung: Rahmenbedingungen beim Land 

Ruhestandseintrittsalter für Polizeivollzugskräfte 

Das Land sollte das Ruhestandseintrittsalter von Polizeivollzugskräf-

ten des ehemals höheren Dienstes anheben. Diese dürfen wie alle  

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten bereits mit 62 Jahren in den 

Ruhestand gehen. Grund für die verringerte Altersgrenze ist die be-

sondere körperliche und psychische Belastung im Einsatzdienst. Aller-

dings sind Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren Dienstes diesen 

Belastungen selten ausgesetzt. Sie haben häufig Führungsaufgaben 

z. B. als Behördenleitungen. In sechs anderen Bundesländern liegt die 

Altersgrenze für diesen Personenkreis höher, in Brandenburg z. B. bei 

65 Jahren. 

Zu große Unterschiede bei Qualifizierungen des künftigen  
Führungspersonals 

Das Land qualifiziert sein eigenes Personal für höherwertige Tätigkei-

ten und Führungsaufgaben sehr unterschiedlich, obwohl ein Rahmen-

konzept des Landes vergleichbare Kriterien sicherstellen soll. So gab 

es beispielsweise keine einheitlichen Zulassungsvoraussetzungen. 
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Auch die Dauer der Qualifizierungen variierte stark zwischen wenigen 

Monaten und zwei Jahren. Aus Sicht des LRH fehlen Mindeststan-

dards. Diese würden zudem Ungleichbehandlungen verhindern. 

7. Personalplanung und Personaleinsatz in Zeiten des Fachkräfte-
mangels 

Unterrichtserteilung im Sekundarbereich I: Plan und Wirklichkeit  

Fast jede fünfte Unterrichtsstunde wurde in den Schuljahren 2022/23 

und 2023/24 tatsächlich nicht so erteilt wie es der Stundenplan aus-

wies. Dies ergab eine Befragung des LRH an allen 766 öffentlichen 

allgemeinbildenden Schulen des Sekundarbereichs I. Im Gegensatz 

zum Kultusministerium hält der LRH eine Erhebung des planmäßig er-

teilten Unterrichts für erforderlich, um Lehrkräfte gezielt einzusetzen. 

Personalplanung in der Steuerverwaltung unzureichend  

Das Finanzministerium verfügt über keine belastbare Planung des Per-

sonalbedarfs der Steuerverwaltung, der wichtigsten Einnahmeverwal-

tung für Niedersachsen und den Bund. Obwohl die zunehmende Digi-

talisierung und automatisierte Bearbeitung von Steuererklärungen  

offensichtlich Auswirkungen auf die Aufgabenerledigung in den  

Finanzämtern haben müssen, gehen diese Faktoren nicht erkennbar 

in die Personalplanung ein. Zudem sollte das Finanzministerium die 

hohe Anzahl der Einstellungen im ehemals mittleren Dienst hinterfra-

gen, da viele Aufgaben für diese Berufsgruppe immer weiter automati-

siert werden. 

8. Organisation und Aufgabenkritik als wichtige Weichenstellungen 

Um die Auswirkungen des Personal- und Fachkräftemangels auf die 

Landesverwaltung abzumildern, sind Organisation und Aufgabenwahr-

nehmung kontinuierlich anzupassen. Hierfür muss das Land ermitteln, 

welche Aufgaben in welcher Form wahrzunehmen sind und welches 

Personal dafür erforderlich und verfügbar sein wird. 
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Steuerungsdefizite 

9. Chancen vergeben – Fachkräftestrategie sollte ressortübergrei-
fend gesteuert werden 

Die Strategie der Landesregierung zur Bekämpfung des Fachkräfte-

mangels genügt nicht den Ansprüchen, die an eine landesweite Stra-

tegie zu stellen sind. Übergeordnete Vorgaben fehlten. Die Ministerien 

entschieden daher selbst, in welchen Berufen und Branchen sie Maß-

nahmen durchführten und welche Vorhaben mit Fachkräftebezug sie 

der Strategie zuordneten. Der LRH stellte fest, dass fast alle Vorhaben 

ohnehin geplant waren. Auch ressortübergreifende Wirkungs- und Er-

folgskontrollen fanden nicht statt. Damit verpasste die Landesregie-

rung die Chance, gezielt zu steuern, d. h. erfolgreiche Maßnahmen 

auszuweiten und unwirksame Maßnahmen zu beenden. 

10. Sondervermögen Digitalisierung – unzureichende Steuerung und 
Kontrolle 

Mit den Extra-Geldern aus dem Sondervermögen Digitalisierung er-

zielte das Land bislang nur punktuelle Fortschritte bei der Verwaltungs-

digitalisierung. Grund ist, dass eine ressortübergreifende Abstimmung 

von Vorhaben z. B. nach Dringlichkeit unterblieb. Stattdessen erhielt 

jedes Ministerium einen Anteil der Sondervermögensmittel und wählte 

seine Digitalisierungsprojekte selbst aus. Fehlende Vorgaben führten 

zu einer ungesteuerten Verwendung der Mittel. Auch eine Kontrolle der 

zweckentsprechenden Mittelverwendung fand nicht statt. So finan-

zierte das Landesamt für Denkmalschutz mit Zustimmung des Wissen-

schaftsministeriums eigenes Personal aus dem Sondervermögen, ob-

wohl es von der Unzulässigkeit wusste. 

11. Niedersächsische Bildungscloud – im Schulalltag bisher kaum 
genutzt 

Nicht anwenderfreundlich und zu spät bereitgestellt – das sind zwei 

Gründe, warum über drei Viertel der befragten 880 Schulen die Nie-

dersächsische Bildungscloud im Jahr 2023 selten oder gar nicht 
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nutzten. Stattdessen hielten sie an bewährten Softwareprodukten pri-

vater Anbieter zur Schulorganisation und im Unterricht fest. Der vom 

Kultusministerium beabsichtigte flächendeckende Einsatz der Bil-

dungscloud wird nur erfolgreich sein, wenn die Plattform weiterentwi-

ckelt wird und dabei die Bedarfe der Schülerinnen und Schüler sowie 

der Lehrkräfte berücksichtigt werden. Erst wenn die Bildungscloud re-

gelmäßig im Schulalltag genutzt wird, werden die Landesmittel dafür 

wirtschaftlich eingesetzt sein. 

12. Finanzämter: Landesweit 153 Mio. € zu wenig Gewerbesteuer für 
die Gemeinden 

Massive Bearbeitungsmängel und eine unzureichende digitale Unter-

stützung in den Finanzämtern führten zu Gewerbesteuerausfällen zu-

lasten der Gemeinden von mehr als 36 Mio. €. Die Fehlerquote der 

Finanzämter betrug in den geprüften Fällen bis zu 73 %. Landesweit 

hochgerechnet geht der LRH von 153 Mio. € ausgefallener Gewerbe-

steuer aus. Nach Hinweisen des LRH konnten die Finanzämter weitere 

15 Mio. € Gewerbesteuerausfall noch verhindern. Zur Verbesserung 

schlägt der LRH mehr Fortbildungen, eine Optimierung der EDV-Pro-

gramme und Leitfäden für die Bearbeitung vor. 

13. Landeseigene Liegenschaften brauchen bessere Steuerung 

Obwohl die Bauverwaltung und die Liegenschaftsverwaltung in dersel-

ben Behörde vereint sind und ihre Aufgaben eng miteinander verfloch-

ten sein sollten, arbeiten beide Bereiche auch nach mehreren Refor-

men weitgehend getrennt voneinander. Der LRH empfiehlt, die Berei-

che Bauen und Liegenschaften inhaltlich deutlich stärker zu verzahnen 

und auch die Nutzer der Gebäude intensiver einzubinden. Ansonsten 

besteht z. B. die Gefahr, Gebäude teuer zu sanieren, ohne zu wissen, 

ob diese perspektivisch noch benötigt werden. Zudem müsste die Lie-

genschaftsverwaltung nicht nur den gesamten Gebäudebestand des 

Landes kennen, sondern auch wissen, ob es sich dabei z. B. um Büros, 

Labore oder Lagerflächen handelt. Das ist bisher nicht der Fall. 
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14. Jahrelanger Leerstand eines Hochschulgebäudes: Wissen-

schaftsministerium greift nicht ein 

Da das Wissenschaftsministerium lange Zeit untätig blieb, konnte ein 

von der Universität Hildesheim nicht mehr genutztes Hochschulge-

bäude erst nach vierjährigem Leerstand an die Hochschule Hannover 

übergeben werden. Zuvor hatte die Hochschule Hannover mehrfach 

ihr Interesse an dem Gebäude bekundet, um angemietete Flächen auf-

geben zu können. Durch das passive und schleppende Agieren des 

Wissenschaftsministeriums entstanden der Hochschule Hannover ver-

meidbare Mietkosten von insgesamt 500.000 €. 

Organisation und Wirtschaftlichkeit 

15. Haben statt Brauchen – Hochschule schöpft aus dem Vollen 

Obwohl ihre Lehr- und Seminarräume nicht einmal zur Hälfte belegt 

und Plätze bei Veranstaltungen sogar nur zu 39 % besetzt sind, will die 

Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst am Standort 

Holzminden einen Neubau mit zusätzlich rd. 1.000 m² Nutzfläche er-

richten. Kosten: knapp 13 Mio. €. Ohne den Bedarf inhaltlich zu prüfen, 

genehmigte das Wissenschaftsministerium den Neubau. Nach Be-

rechnungen des LRH benötigt die Hochschule nicht nur deutlich weni-

ger Fläche; auch liegen zwei landeseigene Verwaltungsgebäude fuß-

läufig von der Hochschule entfernt, die die Hochschule nutzen könnte. 

Ein Gebäude steht bereits leer, das andere könnte freigezogen wer-

den. Damit käme die Landesregierung zugleich ihrer eigenen Vorgabe 

nach, dass Gebäudesanierungen einem Neubau vorzuziehen sind. 

16. Stiftungsmodell der Hochschulen: Fehlentwicklungen am Bei-
spiel des Ankaufs einer Villa 

Der Kauf einer Villa durch die Universität Lüneburg zur Nutzung als 

Gästehaus offenbart zweierlei: 1.) Das Land sollte die Höhe seiner Fi-

nanzhilfen an die Stiftungshochschulen überprüfen. Diese beruhen 

nach wie vor auf historisch gewachsenen Beträgen, nicht aber auf 
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Berechnungen. So sparte die Universität Lüneburg in nur fünf Jahren 

rd. 20 Mio. € aus überschüssigen Finanzhilfen an und kaufte mit die-

sem Geld die Villa. Andere Stiftungshochschulen verfügen über erheb-

liches Wertpapiervermögen, z. B. die Georg-August-Universität Göttin-

gen in Höhe von 160 Mio. €. 2.) Nur mit einem Vetorecht bei Grund-

stückskäufen kann das Wissenschaftsministerium die bauliche Ent-

wicklung einer rechtlich selbstständigen Stiftungshochschule tatsäch-

lich steuern und die landesweite Hochschullandschaft strategisch ge-

stalten. 

17. Organisationsdefizite beim Krisenmanagement 

In der Staatskanzlei und mehreren Ministerien fehlen derzeit die erfor-

derlichen Strukturen und Prozesse, um auf spezifische Krisen im eige-

nen Geschäftsbereich zeitnah und angemessen reagieren zu können. 

Regelmäßige Schulungen der Beschäftigten und praktische Notfall-

übungen waren unterblieben. Eine schnelle und effektive Reaktion ist 

ohne ressortinterne Krisenstäbe nicht sichergestellt. 

18. „Gemeinsames Fachverfahren“ der Justiz – es wächst zusam-
men, was zusammen gehört 

Bei der Zusammenarbeit der 16 Bundesländer zur Vereinheitlichung 

der IT in der Justiz – Programmname: „Gemeinsames Fachverfah-

ren“ – hakte es zu Beginn. Ursache waren verschiedene Interessen 

der bisherigen IT-Verbünde und Beharrungskräfte einzelner Bundes-

länder. Eine ordentliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des Pro-

gramms unterblieb, da neben Niedersachsen nur drei weitere Bundes-

länder die dafür erforderlichen Daten bereitstellten. Der Programmauf-

trag wurde inzwischen überarbeitet und das Programm steuerte erfolg-

reich um. 
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Fördermaßnahmen des Landes 

19. Finanzhilfe für Kindertagesstätten – seit Jahren reformbedürftig 

Das Land hat seine Finanzhilfe für Kindestagesstätten zu kompliziert 

ausgestaltet. Die Abwicklung ist verwaltungsintensiv und fehleranfällig. 

Erhebliche Bearbeitungsrückstände sind die Folge. Der LRH mahnt er-

neut eine Reform an. Das Land sollte dabei insbesondere prüfen, künf-

tig eine für die Kindertagesbetreuung zweckgebundene pauschale  

Zuweisung an die Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu zahlen. Hier-

durch könnte massiv Bürokratie abgebaut werden. 

20. Vorsorge gegen Afrikanische Schweinepest – hohe Verwaltungs-
kosten, keine messbare Wirkung 

Die vom Land gewährte Aufwandsentschädigung für den Mehrab-

schuss von Wildschweinen zur Eindämmung der Afrikanischen 

Schweinepest war in Teilen unwirtschaftlich: Bei fast jeder fünften  

Bewilligung lagen die Verwaltungskosten für die Antragsbearbeitung 

über der ausgezahlten Entschädigung. 

21. Landesbüro Naturschutz Niedersachsen – kein erhebliches Lan-
desinteresse an der Förderung 

Der LRH sieht kein erhebliches Landesinteresse an der Förderung des 

Landesbüros Naturschutz Niedersachsen, einer gemeinsamen Ein-

richtung von acht großen Naturschutzverbänden. Ob die Förderung 

von zuletzt 600.000 € jährlich ihren Zweck erfüllt, nämlich das bürger-

schaftliche Engagement zu stärken und die Behörden bei Mitwirkungs-

verfahren zu entlasten, ist nicht belegt. Die Hälfte der Fördermittel  

leitete das Landesbüro rechtswidrig an die acht Naturschutzverbände 

weiter. Auch seine Mitarbeitenden vergütete es in mehreren Fällen hö-

her als vergleichbare Landesbedienstete. Dadurch verstieß das Lan-

desbüro gegen das Besserstellungsverbot. 
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22. Wer führt eigentlich Regie? Unklare Fördersituation bei den 

Freien Theatern und Spielstätten 

Obwohl die Förderprogramme zugunsten der Freien Theater und 

Spielstätten als Projektförderungen ausgestaltet waren, bei denen nur 

Zuschüsse für spezielle und abgegrenzte Einzelvorhaben zulässig 

sind, erhielten einige Theater und Spielstätten auch allgemeine  

Betriebskosten wie Mieten, Versicherungen und Steuern vom Land er-

stattet. Das Wissenschaftsministerium hatte die Förderrichtlinien zu 

ungenau formuliert und dadurch die Erstattung solcher Ausgaben er-

möglicht. Zum Teil wurden aus den unterschiedlichen Förderprogram-

men dieselben Projekte bezuschusst, es kam zu Doppelförderungen. 

Gemeinsame Prüfung 

23. Der NDR muss sein Fuhrparkmanagement verbessern 

Mehr als die Hälfte der überprüften Fahrzeuge des NDR erreichte nicht 

die für eine wirtschaftliche Nutzung festgelegte Zahl an Einsatztagen. 

Zudem wichen die in den Fahrtenbüchern festgehaltenen und die in 

den IT-Systemen hinterlegten Einsatztage voneinander ab. Die Lauf-

leistung der Fahrzeuge war ebenfalls fehlerhaft in der EDV erfasst; 

zum Teil waren die Kilometerstände niedriger als im Vorjahr. Das der-

zeitige Controlling des Fuhrparks kommt – auch im Zeitalter der Digi-

talisierung – ohne eine händische Zusammenführung von Daten nicht 

aus. Grund sind nicht oder nur unzureichend vernetzte IT-Systeme. 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 14 

 

IV Bemerkungen und Denkschrift 

Prüfung der Haushaltsrechnung 2023 des Landes Niedersachsen 

1 Haushaltsrechnung 2023 

Die Haushaltsrechnung 2023 schließt ausgeglichen ab. Sie ent-

hält die nach dem Gesetz für die Entlastung der Landesregierung 

erforderlichen Angaben. 

1.1 Vorlage der Haushaltsrechnung 

Das Finanzministerium erstellte die Haushaltsrechnung für das Haus-

haltsjahr 2023 auf der Grundlage des Gesetzes über die Feststellung 

des Haushaltsplans für die Haushaltsjahre 2022/23 (Haushaltsge-

setz 2022/23) vom 16.12.2021, des Gesetzes zur Änderung des Haus-

haltsgesetzes 2022/23 (Nachtragshaushaltsgesetz 2022/23) vom 

30.11.2022 und des Gesetzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 

2022/23 (Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2023) vom 03.05.2023. 

Es legte die Haushaltsrechnung dem Landtag gemäß Artikel 69 Nie-

dersächsische Verfassung (NV) und § 114 Abs. 1 Satz 1 LHO mit 

Schreiben vom 13.12.2024 vor3 und übersandte sie dem LRH gemäß 

Artikel 70 Abs. 1 NV zur Prüfung. Die Haushaltsrechnung gliedert sich 

in Abschnitt I „Einnahmen und Ausgaben“, in Abschnitt II „Vermögen 

und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen“ und in Ab-

schnitt III „Aktivitäten des Landes außerhalb des Kernhaushalts“. Sie 

enthält alle Angaben, die nach dem Gesetz für die Entlastung der Lan-

desregierung erforderlich sind. 

1.2 Abschluss der Haushaltsrechnung 

Das Finanzministerium weist im Jahresabschluss für das Rechnungs-

jahr 2023 ein ausgeglichenes kassenmäßiges Jahresergebnis (Unter-

schied zwischen Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, § 82 LHO) aus. 

Nach Hinzurechnung bzw. Abzug betragsgleicher Einnahme- und 

                                                
3  Drs. 19/6080. 
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Ausgabereste des Jahres 2023 ergibt sich folgendes ausgeglichenes 

rechnungsmäßiges Jahresergebnis für den Soll-Abschluss (§ 83 LHO 

in Verbindung mit § 25 LHO)4:  

  Einnahmen 
€ 

Ausgaben 
€ 

a) Nach dem 2. NHG5 2023 beträgt das 
Haushaltssoll 2023 42.036.329.000,00 42.036.329.000,00 

b) Hinzu treten die aus dem Haushalts-
jahr 2022 übernommenen Haushalts-
reste 

2.824.316.980,22 2.824.316.980,22 

c) Summe der Soll-Beträge (a) und der 
aus dem Haushaltsjahr 2022 über-
nommenen Haushaltsreste (b) 

44.860.645.980,22 
 

44.860.645.980,22 
 

d) Nach der Haushaltsrechnung 2023  
betragen die   

Ist-Einnahmen 42.173.792.260,21  

Ist-Ausgaben  42.173.792.260,21 

e) Zu den Ist-Einnahmen und Ist-Ausga-
ben treten die am Schluss des Haus-
haltsjahres 2023 verbliebenen Haus-
haltsreste, die auf das Haushalts-
jahr 2024 übertragen wurden 

2.830.731.950,63 2.830.731.950,63 

f) Summe der Ist-Beträge (d) und der 
am Schluss des Haushaltsjahres 
2023 verbliebenen Haushaltsreste (e) 

45.004.524.210,84 45.004.524.210,84 

g) Gegenüber der Summe der Soll-Be-
träge und der aus dem Haushalts-
jahr 2022 übernommenen Haushalts-
reste (c) beträgt die   

Mehreinnahmen 143.878.230,62  

Mehrausgaben  143.878.230,62 

h) Rechnungsmäßiges Jahresergebnis 
2023 (§ 83 Nr. 2 d LHO) 0,00 

Tabelle 1: Rechnungsmäßiges Jahresergebnis des Abschlusses 20236 

                                                
4  Die Zahlenangaben im Jahresbericht können Rundungsdifferenzen enthalten. 

Dies gilt insbesondere für Tabellen und Abbildungen. Beträge in Mio. € bzw. 
Mrd. € sind gerundet. 

5  Nachtragshaushaltsgesetz. 
6  Haushaltsrechnung 2023, Nrn. 3, 4.1.1, 4.1.3 des Abschlussberichts.  
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Das Gesamtsoll des Jahres 2023 einschließlich der Einnahme- und 

Ausgabereste aus dem Jahr 2022 von 2.824,3 Mio. € lag bei 

44.860,6 Mio. € (Vorjahr: 41.309,4 Mio. €).  

Die Summe der Ist-Einnahmen und der Ist-Ausgaben einschließlich 

der aus dem Jahr 2023 in das Jahr 2024 übertragenen Haushaltsreste 

von 2.830,7 Mio. € betrug jeweils 45.004,5 Mio. € (Vorjahr: 

41.833,6 Mio. €). Der Kernhaushalt wurde somit mit Mehreinnahmen 

und -ausgaben von 143,9 Mio. € (Vorjahr: 524,3 Mio. €) abgeschlos-

sen.  

Das Haushaltsjahr 2023 schloss mit einem positiven Finanzierungs-

saldo in Höhe von 3.703,3 Mio. € ab. Vor allem die vorzeitige Tilgung 

notsituationsbedingter Kredite in Höhe von 2.145 Mio. € und die Zufüh-

rung an die Allgemeine Rücklage in Höhe von 1.506,9 Mio. € wirkten 

sich positiv auf den Saldo aus. 

Für die Summe der Einnahmen aus Steuern, Bundesergänzungszu-

weisungen und Förderabgaben ergab sich im Vergleich zum Vorjahr 

ein Anstieg um 539,5 Mio. €. Dem Zuwachs der Steuereinnahmen  

(Kapitel 13 01) um 774,8 Mio. € stand ein Rückgang der Bundeser-

gänzungszuweisungen um 224,1 Mio. € gegenüber. 

1.3 Ausschöpfung der Kreditermächtigungen 

Für den Haushaltsausgleich 2023 standen auf Basis der Haushalts-

rechnung Kreditermächtigungen von 8,2 Mrd. € zur Verfügung. Davon 

wurden 7,8 Mrd. € für den Haushaltsausgleich in Anspruch genom-

men. Zusammensetzung und Inanspruchnahme der Kreditermächti-

gungen stellen sich wie folgt dar: 
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a) Zusammensetzung der Kreditermächtigungen 2023 € 

    Einnahmerest aus dem Vorjahr 2022 2.769.805.462,63 

    Negativbetrag7 gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 b) HG 2022/23 4.989.673.896,48 

    Ermächtigung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) HG 2022/23 aus 
    dem Vorjahr 444.235.122,83 

    Tilgungsverpflichtung 2023 0,00 

    Summe 8.203.714.481,94 

b) Inanspruchnahme der Kreditermächtigungen 2023 € 

    Bedarf und Inanspruchnahme für den Ist-Ausgleich 
    (Rückgebuchte Kredite) 4.985.901.141,75 

    Bedarf und Inanspruchnahme für den Soll-Ausgleich 
    (Einnahmerest 2023) 2.773.578.217,36 

    Summe 7.759.479.359,11 

c) Nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigungen € 

    Summe zu a) abzgl. Summe zu b) 444.235.122,83 

d) Verwendung nicht ausgeschöpfter Kreditermächtigungen € 

    Übertragung einer Ermächtigung 
    gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) HG 2024 444.235.122,83 

Tabelle 2:  Ausschöpfung der Kreditermächtigungen im Haushaltsjahr 20238 

Von den zur Verfügung stehenden Kreditermächtigungen schöpfte das 

Land somit 444,2 Mio. € nicht aus. Dieses Volumen übertrug es gemäß 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 c) Haushaltsgesetz (HG) 2024 in das Haushalts-

jahr 2024. Über eine Zuweisung aus dem COVID-19-Sondervermögen 

wurde in der Schuldenverwaltung zudem ein Betrag von 2.145 Mio. € 

für die Tilgung von Notlagenkrediten vereinnahmt. Diese Zuweisung 

wurde bei der Ermittlung des in der vorstehenden Tabelle ausgewie-

senen Negativbetrags berücksichtigt und verringert somit die für den 

Haushaltsausgleich zur Verfügung stehenden Kreditermächtigungen. 

                                                
7  Der Negativbetrag ist der Betrag, der von den vorgenommenen Tilgungen im 

Haushaltsjahr 2023 bis zum 31.12.2023 über vorhandene Liquidität unterjäh-
rig vorfinanziert wurde. Der Negativbetrag entspricht somit einer noch offenen 
Kreditermächtigung, die für den Haushaltsabschluss zur Verfügung steht. 

8 Haushaltsrechnung 2023, Nr. 4.2.2 des Abschlussberichts. 
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Die Berechnungen und rechtlichen Ausführungen zum Verschuldungs-

verbot werden in Nr. 2.2 näher betrachtet. 

1.4 Bildung des Einnahmerestes 2023 

Die für das Jahr 2023 gebildeten und in das Jahr 2024 übertragenen 

Einnahmereste beliefen sich auf 2.830,73 Mio. € (Vorjahr: 

2.824,32 Mio. €). Die Einnahmereste bestanden zu einem Großteil aus 

nicht ausgeschöpften Kreditermächtigungen von 2.773,58 Mio. € im 

Einzelplan 13. Die sonstigen Einnahmereste betrugen 57,15 Mio. € 

und wurden in den Einzelplänen 08, 09, 15 und 16 gebildet. 

Der LRH prüfte die Bildung des Einnahmerestes aus nicht ausge-

schöpften Kreditermächtigungen. Da Kreditermächtigungen in ent-

sprechender Höhe nach § 18 Abs. 1 LHO verfügbar waren, ist die Bil-

dung dieses Einnahmerestes nicht zu beanstanden. 

1.5 Bildung des Ausgaberestes 2023 

Nach dem Haushaltsgrundsatz der Jährlichkeit dürfen Ausgaben aus 

dem laufenden Haushalt grundsätzlich nur bis zum Ende eines Haus-

haltsjahres geleistet werden. Ausnahme von diesem Grundsatz ist die 

Übertragbarkeit. Gemäß § 19 LHO sind Ausgaben für Investitionen, In-

vestitionsfördermaßnahmen und Ausgaben aus zweckgebundenen 

Einnahmen übertragbar. Andere Ausgaben können im Haushalts- 

gesetz oder im Haushaltsplan für übertragbar erklärt werden, wenn 

dies ihre wirtschaftliche oder sparsame Verwendung fördert.  

Bei übertragbaren Ausgaben können mit Einwilligung des Finanzmi-

nisteriums Ausgabereste gebildet werden. Ausgabereste stehen 

grundsätzlich bis zum Ende des auf die Bewilligung folgenden zweit-

nächsten Haushaltsjahres als Ausgabeermächtigung zur Verfügung 

(§ 45 Abs. 2 LHO).  
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Entwicklung der Ausgabereste 

Die im Jahr 2023 gebildeten und in das Jahr 2024 übertragenen Aus-

gabereste betrugen 2.830,73 Mio. €. Im Vorjahr beliefen sich die Aus-

gabereste auf 2.824,32 Mio. €.  

 

Abbildung 1:  Entwicklung der in das Folgejahr übertragenen Ausgabereste 

Die Ausgabereste steigen seit dem Jahr 2015 kontinuierlich an. Bei 

dieser Betrachtung ist ein Sondereffekt festzustellen, der im Jahr 2020 

buchungstechnisch aus einer Zuführung von 2,5 Mrd. € an das  

COVID-19-Sondervermögen resultierte und in den grafisch dargestell-

ten 4,7 Mrd. € enthalten ist.  

Anders als in den vergangenen Jahren ist für das Jahr 2023 im Ver-

gleich zum Vorjahr kein relativer Anstieg der Ausgabereste zu be-

obachten:  

Das Verhältnis der Ausgabereste zu den Ist-Ausgaben9 betrug 7,2 % 

im Jahr 2022 und reduzierte sich im Jahr 2023 auf 6,7 %. Dieser Rück-

gang ist zum einen auf den geringen Anstieg bei den Ausgaberesten 

und zum anderen auf den deutlichen Zuwachs der Ist-Ausgaben 

                                                
9 Haushaltsrechnung 2022 und Haushaltsrechnung 2023, Nr. 4.1.1 der  

Abschlussberichte. 
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zurückzuführen. Trotzdem ist das relative Niveau der Ausgabereste im 

Jahr 2023 im Vergleich zu den Jahren 2015 bis 2021 weiterhin erhöht. 

Einzel- 
plan 

Ausgabereste (in Mio. €) Veränderung 
(in Mio. €) 

Übertragen 
nach 2023 

(HR 2023: inkl.   
Umbuchungen) 

Zu übertragen 
nach 2024 

(HR 2023: ohne Um-
buchungen) 

Übertragen 
nach 2024 

(Nachweisung: inkl. 
Umbuchungen) 

 
(Spalte 3 abzgl. 

Spalte 2) 
Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp. 4 Sp. 5 

LT 0,52 0,54 0,54 0,02 

StK 3,05 1,77 1,77 -1,28 

MI 246,45 223,10 223,10 -23,35 

MF 91,13 60,22 60,22 -30,91 

MS 229,13 237,29 237,29 8,16 

MWK 251,38 323,36 323,36 71,98 

MK 971,56 923,53 923,53 -48,03 

MW 427,81 416,50 416,50 -11,31 

ML 26,88 47,67 47,67 20,79 

MJ 49,57 48,82 48,82 -0,75 

StGH -- -- 0,00 0,00 

AFV10 136,99 265,71 265,71 128,72 

LRH -- -- -- -- 

MU 112,84 103,85 103,85 -8,99 

MB 22,77 22,74 22,74 -0,03 

LfD 0,48 0,48 0,48 -- 

Hochbau 253,77 155,16 155,16 -98,61 

Summe 2.824,32 2.830,73 2.830,73 6,41 

Tabelle 3:  Verteilung der Ausgabereste auf Einzelpläne inkl. Veränderungen 

Die vorstehende Tabelle zeigt, wie sich die Ausgabereste auf die Ein-

zelpläne verteilen und im Vergleich zum Vorjahr entwickelten. Umbu-

chungen zwischen Einzelplänen erfolgten bei der Übertragung der 

Ausgabereste nicht. Die Werte bei den Einzelplänen sind in den Spal-

ten 3 und 4 daher identisch. 

                                                
10 Die Abkürzung AFV steht für Allgemeine Finanzverwaltung. 
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Abbildung 2:  Ressortverteilung der in das Jahr 2024 übertragenen  
Ausgabereste 

Die vorstehende Abbildung veranschaulicht, dass einige Einzelpläne 

einen besonders hohen Anteil am Gesamtvolumen der Ausgabereste 

aufweisen.  

Wie sich die Ausgabereste auf Ebene der Einzelpläne auf die Haupt-

gruppen verteilen, zeigt die folgende Abbildung: 
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Abbildung 3:  Verteilung der nach 2024 übertragenen Ausgabereste  
(Hauptgruppen nach Ressorts) 

Die Ausgabereste in den Ressorts setzen sich unterschiedlich zusam-

men: Während die Ausgabereste im Kultusministerium (MK) vor allem 

Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse (HGr. 6) umfassen, sind 

die Ausgabereste im Bereich der AFV insbesondere auf Personalaus-

gaben (HGr. 4) zurückzuführen. Die Ausgabereste im Innenministe-

rium (MI), Sozialministerium (MS), Wissenschaftsministerium (MWK) 

und Wirtschaftsministerium (MW) beruhen überwiegend auf sonstigen 

Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

(HGr. 8). 
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Rückblick auf die Feststellungen im Jahresbericht 2024 und die weitere 

Entwicklung 

Um den seit Jahren zu beobachtenden Anstieg der Ausgabereste zu 

begrenzen, fasste der Landtag am 25.09.2024 einen Beschluss11. Er 

stimmte dem LRH zu, dass ein überproportionaler Anstieg ein struktu-

relles Problem für den Landeshaushalt darstellt. Zudem erwartete er, 

dass die Landesregierung die Anforderungen an die Bedarfsprüfung 

der Ausgabereste konsequent einhält und die Bildung von Ausgabe-

resten auf das zwingend notwendige Maß begrenzt. 

Im Verhältnis zum Haushaltsvolumen stiegen die Ausgabereste im 

Jahr 2023 im Vergleich zum Jahr 2022 nicht noch weiter an. Diese 

Entwicklung begrüßt der LRH, nachdem es im Zeitraum von 2015 bis 

2022 zu einer annähernden Verdreifachung der Ausgabereste gekom-

men war. Nach Ansicht des LRH befinden sich die Ausgabereste aller-

dings weiterhin auf einem zu hohen Gesamtniveau. Ausgabereste sind 

eine absolute Ausnahme vom Haushaltsgrundsatz der Jährlichkeit und 

sollten nur sehr restriktiv gebildet werden. 

Diese Ansicht teilt auch die Landesregierung. In ihrer Antwort vom 

19.11.202412 zum oben genannten Landtagsbeschluss führte sie u. a. 

aus, die Ausgabereste in den kommenden Jahren weiterhin strikt auf 

das Notwendige zu begrenzen und das Gesamtvolumen möglichst ab-

zusenken. Auch für das Resteverfahren 2024/25 werde eine weitere 

Rückführung angestrebt. Dabei ließ die Landesregierung offen, mit 

welchen Vorgaben eine solche weitere Absenkung der Ausgabereste 

erfolgen soll. Nach Ansicht der Landesregierung könnten entspre-

chende Vorgaben erst zu einem späteren Zeitpunkt festgelegt werden. 

Für den LRH ist das weiterhin hohe Gesamtniveau der Ausgabereste 

ein starkes Indiz dafür, dass das Land dem Grundsatz einer bedarfs-

gerechten Veranschlagung nicht ausreichend Rechnung trägt. Der 

LRH weist daher erneut darauf hin, dass die Anforderungen an die 

                                                
11 Drs. 19/5408, Nr. 2 der Anlage. 
12 Drs. 19/5879. 
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Bedarfsprüfung der Ausgabereste konsequent eingehalten werden 

müssen. Wo bei den einzelnen Ressorts Handlungsbedarfe bestehen, 

zeigt u. a. die Analyse der Ausgabereste auf Ebene der Hauptgruppen. 

Die Landesregierung muss den Ursachen nachgehen. Der LRH erwar-

tet, dass die Landesregierung das Niveau der Ausgabereste im Ver-

hältnis zum Haushaltsvolumen weiter reduziert.  

1.6 Über- und außerplanmäßige Ausgaben einschließlich der Vor-
griffe 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben sowie Vorgriffe bedürfen der 

Einwilligung des Finanzministeriums. Sie darf nur im Fall eines unvor-

hergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden (§ 37 

Abs. 1 LHO). Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der 

nachträglichen Billigung des Landtages (§ 37 Abs. 4 LHO). Den Antrag 

auf nachträgliche Billigung stellte das Finanzministerium mit Schreiben 

vom 13.12.2024. 

An über- und außerplanmäßigen Ausgaben einschließlich der Vor-

griffe weist die Anlage I des Abschnitts I der Haushaltsrechnung ins-

gesamt 491.863.984,97 € (Vorjahr: 745.041.850,38 €) aus. 

 
 

2022 
€ 

2023 
€ 

Veränderung 
€ 

Überplanmäßige 
Ausgaben 518.184.484,14 319.437.708,31 -198.746.775,83 

Außerplanmäßige 
Ausgaben 226.857.066,07 172.425.979,88 -54.431.086,19  

Vorgriffe 300,17 296,78 -3,39  

Summe 745.041.850,38 491.863.984,97  -253.177.865,41 

Tabelle 4:  Über- und außerplanmäßige Ausgaben einschließlich Vorgriffe 

Im Jahr 2022 haben sich die über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt. Im Jahr 2023 reduzierten 

sie sich gegenüber dem Jahr 2022 hingegen um rd. ein Drittel. 
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Sie verteilen sich wie folgt auf die Einzelpläne: 

 Einzelplan 

Überplan-
mäßige  

Ausgaben 
Vor-
griffe 

Außerplan-
mäßige  

Ausgaben 
zusammen davon 

unzulässig 

€ € € € € 

02 Staatskanzlei 709.180,97 0,00 0,00 709.180,97 0,00 

03 Innen-  
ministerium 229.512.781,65 0,00 14.633.245,08 244.146.026,73 10.666.074,72 

04 Finanz-  
ministerium 164.954,06 0,00 0,00 164.954,06 0,00 

05 Sozial-  
ministerium 24.177.608,44 0,00 3.450.856,86 27.628.465,30 3.991.382,84 

06 Wissenschafts-  
ministerium 3.212.482,31 0,00 30.411.309,63 33.623.791,94 241.400,04 

07 Kultus-  
ministerium 21.312.872,09 0,00 19.695.935,23 41.008.807,32 367.020,20 

08 Wirtschafts-  
ministerium  1.079.139,23 0,00 1.281.069,36 2.360.208,59 312.444,25 

09 Landwirtschafts-  
ministerium 3.946.101,58 0,00 17.729.596,38 21.675.697,96 0,00 

11 Justiz-  
ministerium 14.887.841,32 0,00 4.239,02 14.892.080,34 17.197,83 

13 
Allgemeine  
Finanzver-  
waltung 

7.053.968,21 0,00 225.547,02 7.279.515,23 660.539,66 

14 Landesrech-
nungshof 2.703,02 0,00 179,00 2.882,02 0,00 

15 Umwelt-  
ministerium 13.345.782,07 296,78 74.187.504,05 87.533.582,90 2.116.728,96 

16 
Ministerium für  
Bundes- und  
Europaangele-
genheiten 

32.293,36 0,00 10.806.498,25 10.838.791,61 2.379,42 

 Gesamt 319.437.708,31 296,78 172.425.979,88 491.863.984,97 18.375.167,92 

Tabelle 5:  Ressortverteilung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben ein-
schließlich Vorgriffe 

Die höchsten überplanmäßigen Ausgaben fielen im Ministerium für  

Inneres und Sport (Einzelplan 03) an: 

• 95 Mio. € für Zuweisungen an Gemeinden/Gemeindeverbände 

zum Ausgleich für erhöhte Ausgaben bei der Aufnahme von  

Geflüchteten (Kapitel 03 26 Titel 633 14), 
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• 81,1 Mio. € zur Deckung der laufenden Ausgaben der Landes-

aufnahmebehörde Niedersachsen (Kapitel 03 28 Titel 547 10), 

• 20,3 Mio. € für Erstattungen von Verwaltungsausgaben an  

Gemeinden/Gemeindeverbände für die Aufnahme, Unterbrin-

gung, Versorgung von Kriegsvertriebenen insbesondere aus der 

Ukraine (Kapitel 03 26 Titel 633 11).  

Die höchsten außerplanmäßigen Ausgaben fielen im Ministerium für 

Wissenschaft und Kultur (Einzelplan 06) und im Ministerium für Um-

welt, Energie und Klimaschutz (Einzelplan 15) an:  

• 49,5 Mio. € für Zuschüsse für Investitionen an öffentliche Unter-

nehmen im Bereich Energie, Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

(Weiterleitung von Bundesmitteln; Kapitel 15 03 Titel 891 11), 

• 16,8 Mio. € für Erstattungen an Dritte für die Zwischenlagerung, 

Konditionierung und Transport von radioaktiven Abfällen gemäß 

Vereinbarung zum Verantwortungsübergang (Kapitel 15 01  

Titel 671 66), 

• 16,5 Mio. € für Zuschüsse an Studentenwerke – Umsetzung und 

Zahlbarmachung der im Einzelplan 13 veranschlagten Mittel aus 

dem Nachtragshaushalt 2022/23 (Kapitel 06 05 Titel 685 02). 

Die Steigerungen bei den über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 

Jahr 2022 waren zum Teil auf krisenbedingte Ausnahmesituationen 

zurückzuführen. Im Jahr 2023 reduzierten sich die über- und außer-

planmäßigen Ausgaben erwartungsgemäß wieder.  

In 30 Fällen (Vorjahr: 28 Fälle) mit Ausgaben von 18.375.167,92 € 

(Vorjahr: 38.182.063,67 €) fehlt die nach § 37 Abs. 1 LHO erforderliche 

Einwilligung des Finanzministeriums. Über- und außerplanmäßige 

Ausgaben ohne Einwilligung des Finanzministeriums verstoßen gegen 

§ 37 Abs. 1 LHO. Der LRH fordert die Ressorts auf, sicherzustellen, 

dass Anträge auf über- und außerplanmäßige Ausgaben so rechtzeitig 
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gestellt werden, dass vom Finanzministerium nicht bewilligte über- und 

außerplanmäßige Ausgaben vermieden werden. 

1.7 Belege 

Der LRH prüfte die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Jah-

res 2023 im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Belegführung zu 

Einnahmen und Ausgaben. Die Prüfung basierte auf einem mathema-

tisch-statistischen Stichprobenverfahren. 

Insgesamt prüfte der LRH bei 30 Dienststellen des Landes 1.872 An-

ordnungen. Die Prüfung beinhaltete sowohl die einzelnen Auszah-

lungs- bzw. Annahmeanordnungen als auch jeweils die zugehörigen 

begründenden Unterlagen. Die beiden Beanstandungsarten „Fälligkeit 

fehlerhaft“ und „Belegentwertung unvollständig/fehlend“ bildeten die 

größten Anteile. Sie umfassten 90,7 % aller Beanstandungen.  

Die auf diese Weise gewonnenen Ergebnisse ließen eine repräsenta-

tive Bewertung der gesamten Belegführung für das Haushaltsjahr zu. 

Der LRH kommt auf Basis einer Gesamtbetrachtung zu dem Ergebnis, 

dass die Belegführung des Landes trotz einiger Beanstandungen ins-

gesamt geordnet ist. 

1.8 Globale Minderausgaben 

Globale Minderausgaben (GMA) sind im Haushaltsplan negativ veran-

schlagte Ausgaben, die im Haushaltsvollzug auszugleichen sind. Es 

handelt sich um eine pauschale Einsparverpflichtung, die in den Ein-

zelplänen ausgebracht wird. Globale Minderausgaben stellen eine 

Ausnahme vom Grundsatz der Einzelveranschlagung gemäß  

§ 17 Abs. 1 LHO dar.  

Im Haushaltsplan 2023 veranschlagte das Land Globale Minderausga-

ben in Höhe von 181,4 Mio. € (Vorjahr: 170,7 Mio. €). Die Globalen 

Minderausgaben lassen sich unterteilen in 

  



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 28 

 

• die allgemeine Globale Minderausgabe im Einzelplan 13, 

• die auf Ebene der Ressorts veranschlagten Globalen Minderaus-

gaben und  

• die Ressortspezifischen Zuschussminderungen (RZM).  

Die Ressortspezifischen Zuschussminderungen wirken wie eine Glo-

bale Minderausgabe und werden daher auch als „Globale Minderaus-

gaben“ (Gruppe 972) erfasst. Nach Aussage des Finanzministeriums 

soll durch die Bezeichnung die ressortspezifische Veranschlagung her-

vorgehoben werden. Die im Jahr 2020 begonnene Veranschlagung 

der Ressortspezifischen Zuschussminderungen in verschiedenen Ein-

zelplänen setzte das Land auch im Haushaltsjahr 2023 fort.  

Das Land veranschlagte die Globalen Minderausgaben in den Jah-

ren 2022 und 2023 wie folgt: 

 Einzelplan 
GMA  
2023 

RZM  
2023 

Gesamt 
2023 

Gesamt 
2022 

Ver-  
änderung 

€ € € € € 

02 Staatskanzlei 0 91.000 91.000 91.000 0 

03 Innen- 
ministerium 1.750.000 6.296.000 8.046.000 8.046.000 0 

04 Finanz- 
ministerium 0 1.851.000 1.851.000 1.851.000 0 

05 Sozial- 
ministerium 11.582.000 9.078.000 20.660.000 20.676.000 -16.000 

06 Wissenschafts-  
ministerium 5.423.000 0 5.423.000 2.423.000 3.000.000 

07 Kultus- 
ministerium 5.980.000 18.420.000 24.400.000 24.400.000 0 

08 Wirtschafts-
ministerium  7.000.000 2.114.000 9.114.000 8.594.000 520.000 

09 Landwirtschafts-  
ministerium 2.646.000 854.000 3.500.000 3.500.000 0 

13 
Allgemeine  
Finanzver-  
waltung 

107.661.000 0 107.661.000 100.000.000 7.661.000 

15 Umwelt- 
ministerium 0 520.000 520.000 1.040.000 -520.000 

16 
Ministerium für  
Bundes- und 
Europaangele-
genheiten 

0 89.000 89.000 89.000 0 

 Gesamt 142.042.000 39.313.000 181.355.000 170.710.000 10.645.000 

Tabelle 6:  Veranschlagung der Globalen Minderausgaben 2022/23 
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Die Globalen Minderausgaben erhöhten sich im Jahr 2023 gegenüber 

dem Vorjahr um 10,6 Mio. €. Wie bereits im Jahr 2022 wurden auch im 

Jahr 2023 in fast allen Einzelplänen Globale Minderausgaben und/o-

der Ressortspezifische Zuschussminderungen ausgebracht und ent-

sprechend erwirtschaftet.  

Bereits im Jahresbericht 2020 forderte der LRH die Landesregierung 

auf, anstelle der veranschlagten Globalen Minderausgaben Ansatzre-

duzierungen bei den einzelnen Haushaltsstellen vorzunehmen.13 Der 

Landtag teilte die Auffassung des LRH, dass dem Grundsatz der be-

darfsgerechten Veranschlagung von Haushaltsmitteln nur bedingt 

Rechnung getragen werde. Er forderte die Landesregierung auf, weit-

gehend auf die Ausbringung von Globalen Minderausgaben zu ver-

zichten.14 

Der LRH stellte fest, dass die Globalen Minderausgaben in den ver-

gangenen Jahren insgesamt deutlich gestiegen sind. Im Jahr 2023 be-

trugen sie etwa das 2,7-fache des Jahres 2018. Die Haushaltsansätze 

liegen bei 183,1 Mio. € für das Jahr 2024 und 224,3 Mio. € für das Jahr 

2025. Nach der Mittelfristigen Planung 2024 - 2028 sind in den Jahren 

2026 bis 2028 jährlich Globale Minderausgaben von rd. 330 Mio. € vor-

gesehen. Bereits in seiner Stellungnahme zum Haushaltsplanentwurf 

2025 kritisierte der LRH den geplanten drastischen Anstieg der Globa-

len Minderausgaben, da mit diesem Element der Flexibilisierung des 

Haushalts das Budgetrecht des Parlaments eingeschränkt wird. Unter 

der fehlendenden Einzelveranschlagung leidet die Nachvollziehbarkeit 

des Haushalts. 

Die Landesregierung ist der Forderung des Landtages aus dem Jahr 

2020, auf die Ausbringung der Globalen Minderausgaben weitgehend 

zu verzichten, bisher nicht nachgekommen. Statt der Reduzierung ist 

eine weitere signifikante Anhebung vorgesehen. Der LRH weist erneut 

darauf hin, dass es zur Förderung der Transparenz – insbesondere im 

Hinblick auf das parlamentarische Budget- und Kontrollrecht – 

                                                
13 Jahresbericht 2020, 1. Teil, S. 10 „Globale Minderausgaben“. 
14 Drs. 18/7601, Nr. 2 der Anlage. 
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angezeigt ist, anstelle der veranschlagten Globalen Minderausgaben 

Ansatzreduzierungen bei den einzelnen Haushaltsstellen vorzuneh-

men. Der LRH erwartet, dass das Land die Ansätze für die Globalen 

Minderausgaben nicht weiter erhöht und mittelfristig wieder deutlich 

zurückfährt. 

1.9 Sondervermögen und Rücklagen 

Sondervermögen sind rechtlich unselbstständige Teile des Landesver-

mögens, die durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes entstanden 

und zur Erfüllung einzelner Aufgaben des Landes bestimmt sind. Eine 

weitere besondere Form des Landesvermögens sind Rücklagen. Son-

dervermögen und Rücklagen werden getrennt vom übrigen Landes-

vermögen geführt, d. h. außerhalb des Kernhaushalts. 

Nach der „Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben sowie Be-

stände an Sondervermögen und Rücklagen“15 wiesen die Sonderver-

mögen und Rücklagen zum jeweiligen Jahresende folgende Bestände 

auf: 

                                                
15 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt III, S. 7. 
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Abbildung 4:  Entwicklung der Sondervermögen und Rücklagen (in Mio. €)16 

Der Bestand der Sondervermögen und Rücklagen stieg in den Jah-

ren 2018 bis 2021 von 6.030,3 Mio. € auf 13.318,2 Mio. € und verrin-

gerte sich zum 31.12.2023 auf 11.717,4 Mio. €. Er verdoppelte sich da-

mit im Vergleich zum Jahr 2018 annähernd.   

Die Steigerung bis zum Jahr 2021 ist insbesondere auf das im 

Jahr 2020 errichtete „Sondervermögen zur Bewältigung der Auswir-

kungen der COVID-19-Pandemie“17 zurückzuführen. Der Bestand des 

                                                
16  In der Position „Sonstige“ ist auch das Sondervermögen zur Nachholung von 

Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung enthalten. Der 
Gesamtbetrag dieses Sondervermögens lag zum 31.12.2023 um 581 Mio. € 
(31.12.2022 = 732 Mio. €) über dem ausgewiesenen Betrag von 723 Mio. €. 
Die Mittel wurden der Hannoversche Beteiligungsgesellschaft Niedersach-
sen mbH vorübergehend als Darlehen zur Verfügung gestellt. 

17 Artikel 2 des Gesetzes vom 12.05.2020 (Nds. GVBl. S. 108): Gesetz über das 
Sondervermögen zur Bewältigung der Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie (COVID-19-Sondervermögensgesetz – COVID-19-SVG –). 
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COVID-19-Sondervermögens verringerte sich zum 31.12.2023 auf 

1.535,6 Mio. €.  

Der Rückgang beim COVID-19-Sondervermögen ist vor allem auf die 

vorzeitige Tilgung der aufgenommenen Notlagenkredite in Höhe von 

2.145 Mio. € im Haushaltsjahr 2023 zurückzuführen. Im Jahr 2024 re-

gelte das Land gesetzlich, dass sämtliche nicht für Zwecke des Son-

dervermögens benötigten verbleibenden Mittel für die vorzeitige Til-

gung der aufgenommenen Notlagenkredite einzusetzen sind. Es ist zu 

erwarten, dass sich der Rückgang beim COVID-19-Sondervermögen 

auch in den nächsten Jahren fortsetzen wird.  

Der Bestand der übrigen Sondervermögen und Rücklagen (ohne  

COVID-19-Sondervermögen) stieg im Jahr 2023 um 1.691,4 Mio. € 

auf insgesamt 10.181,8 Mio. €. Ein wesentlicher Grund war die Auf-

stockung der Allgemeinen Rücklage um 1.506,9 Mio. €. 

Der Bestand der Allgemeinen Rücklage entwickelte sich wie folgt: 

 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

Stand: 01.01. 1.504,9 2.542,3 2.523,4 1.473,9 1.473,9 1.014,4 

Zuführung 1.837,4 1.431,1 0,0 0,0 0,0 1.506,9 

Entnahme 800,0 1.450,0 1.049,5 0,0 459,5 0,0 

Stand: 31.12. 2.542,3 2.523,4 1.473,9 1.473,9 1.014,4 2.521,3 

Tabelle 7: Entwicklung der Allgemeinen Rücklage (in Mio. €) 

Aus dem Jahresergebnis 2023 führte das Land der Allgemeinen Rück-

lage 1.506,9 Mio. € zu. Die Mittelfristige Planung 2024 - 2028 sieht eine 

vollständige Verwendung der Allgemeinen Rücklage zum Haushalts- 

ausgleich vor. Folgende Rücklagenentnahmen sind geplant: 2025: 

172,8 Mio. €, 2026: 687,2 Mio. €, 2027: 712,2 Mio. € und 2028: 

949,1 Mio. €. Ende 2028 wird die Allgemeine Rücklage demnach auf 

0 € abgeschmolzen sein. 
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2 Vermögen und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen 

Der LRH prüfte die Nachweise über das Vermögen und die 

Schulden sowie die eingegangenen Verpflichtungen. Die Haus-

haltsrechnung enthielt die erforderlichen Angaben.  

Die Vermögensnachweisung in Abschnitt II der Haushaltsrech-

nung beschränkt sich auf die Abbildung der Forderungen des 

Landes aus Darlehen und ähnlichen Rechtsgeschäften ein-

schließlich des Sondervermögens. Bereits im Jahresbericht 

2024 kritisierte der LRH diese verkürzte Abbildung des Vermö-

gens als nicht mehr angemessen und zeitgemäß. In seiner jetzi-

gen Form bildet der Vermögensnachweis nur einen Ausschnitt 

des Vermögens ab. Einen Überblick über die Vermögenslage 

des Landes erhält der Haushaltsgesetzgeber nicht. Der Landtag 

teilte diese Einschätzung und gab der Landesregierung auf, eine 

Zielvorstellung für die Darstellung des Vermögens des Landes 

für Zwecke der Rechnungslegung zu entwickeln. 

2.1 Vermögensnachweisung 

2.1.1 Nachweisung der Forderungen des Landes aus Darlehen und 
ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich des Sondervermö-
gens 

Nach Artikel 69 Satz 2 NV ist über das Vermögen und die Schulden 

Rechnung zu legen oder ein anderer Nachweis zu führen. Den Inhalt 

regelt das Finanzministerium nach § 86 LHO im Einvernehmen mit 

dem LRH. Der Nachweis über die Forderungen des Landes – ein-

schließlich der Sondervermögen – aus Darlehen und ähnlichen 

Rechtsgeschäften (Titel 141 71 und die Obergruppen 17, 18 und 85 

bis 87) wird nach Verwaltungsvorschrift Nr. 5 zu § 73 LHO vom Finanz-

ministerium geführt.  

Die „Nachweisung der Forderungen des Landes aus Darlehen und 

ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich des Sondervermögens“ 
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schließt mit einem Bestand von 2.382.998.540,11 € ab. Das Finanzmi-

nisterium bestätigte gegenüber dem LRH, dass aufgrund fehlender 

Vermögenskennzeichnungen in den Stammdaten von vier Titeln der 

Bestand zum Ende des Haushaltsjahres 2023 um 662.201,31 € zu 

niedrig ausgewiesen werde. Der LRH erwartet, dass die fehlenden 

Vermögenskennzeichnungen in den Titelstammdaten nachgeholt wer-

den. Der korrigierte Bestand der „Nachweisung der Forderungen des 

Landes aus Darlehen und ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich 

des Sondervermögens“ würde 2.383.660.741,42 € betragen. Der Be-

stand zu Beginn des Haushaltsjahres betrug 2.177.393.648,01 €. 

2.1.2 Vermögensnachweisung nicht mehr ausreichend 

Das Land entschied sich vor rd. 40 Jahren, einen „anderen Nachweis“ 

gemäß Artikel 69 NV zu führen. Die Vermögensnachweisung be-

schränkt sich seitdem auf die „Nachweisung der Forderungen des Lan-

des aus Darlehen und ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich des 

Sondervermögens“. Der Bestand betrug am Ende des Haushaltsjahres 

2023 rd. 2,4 Mrd. € und weist damit in der Haushaltsrechnung lediglich 

einen kleinen Ausschnitt des Vermögens des Landes aus. Insbeson-

dere fehlen in der Haushaltsrechnung Informationen zum unbewegli-

chen und beweglichen Vermögen des Landes.  

Einen Überblick über die Vermögenslage des Landes erhält der Haus-

haltsgesetzgeber durch die in Abschnitt II der Haushaltsrechnung ent-

haltene Vermögensnachweisung nicht. Aus Sicht des LRH ist erforder-

lich, dass Landtag und Öffentlichkeit künftig eine verlässliche Übersicht 

zur Struktur und zur Entwicklung des öffentlichen Vermögens erhalten. 

Bereits im Jahresbericht 2024 forderte der LRH die Entwicklung einer 

Zielvorstellung für die Darstellung des Vermögens des Landes für Zwe-

cke der Rechnungslegung. Der Landtag folgte dieser Forderung und 

fasste einen entsprechenden Beschluss.18 Die Landesregierung hat 

bis zum 30.06.2025 über das Veranlasste zu berichten. 

                                                
18 Drs. 19/5408, Nr. 3 der Anlage. 
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2.2 Nachweisung der Verschuldung und Kreditaufnahme gemäß  

Artikel 71 NV 

2.2.1 Schuldenstand und Kreditaufnahme 

Die Darstellung des Schuldenstands orientiert sich an den Vorgaben 

des § 18 d LHO. Das Land weist den Schuldenstand daher in der Ab-

grenzung des Stabilitätsrates aus.  

Schulden Zu Beginn des 
HH-Jahres 2023  

Zum Ende des 
HH-Jahres 2023 Veränderung 

 € € € 

1. Wertpapierschulden 48.360.000.000 46.025.000.000 -2.335.000.000 

davon Landesschatzanweisungen 48.360.000.000 46.025.000.000 -2.335.000.000 

2. Kredite 11.635.112.052 10.468.809.748 -1.166.302.304 

davon 

bei der gesetzlichen 
Sozialversicherung 0 1.022.584 1.022.584 

bei sonstigen öffentlichen 
Sonderrechnungen 69.000.000 69.000.000 0 

bei Kreditinstituten 7.593.745.332 6.811.894.703 -781.850.629 

beim sonstigen inländischen 
Bereich 3.972.366.720 3.586.892.461 -385.474.259 

Kreditmarktschulden nach SFK 419 
(Statistisches Bundesamt) 59.995.112.052 56.493.809.748 -3.501.302.304 

3. Rückgebuchte  
    Kreditmarktschulden 3.633.371.592 4.985.901.142 1.352.529.550 

4. Übertragene  
Kreditermächtigungen 3.214.040.586 3.217.813.341 3.772.755 

davon 
zum Ausgleich des Haushalts  2.769.805.463 2.773.578.218 3.772.755 

nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) 
HG 2022/23 und HG 2024  444.235.123 444.235.123  0 

Schuldenstand in Abgrenzung des 
Stabilitätsrates 66.842.524.230 64.697.524.231 -2.144.999.999 

Tabelle 8:  Schuldenstand und Kreditaufnahme gemäß § 18 d LHO 

                                                
19  Die Kreditmarktschulden nach SFK 4 beziehen sich auf die in den Berichten 

des Statistischen Bundesamts ausgewiesenen Schulden der Kernhaushalte 
der Länder. Diese Statistiken sind stichtagsbezogen und berücksichtigen 
keine rückgebuchten Kreditmarktschulden. 
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Der Schuldenstand in Abgrenzung des Stabilitätsrates verringerte sich 

zum 31.12.2023 gegenüber dem Vorjahr um 2.145 Mio. € auf 

64.698 Mio. €. Dieser Rückgang ist auf die vorzeitige Tilgung von 

2.145 Mio. € aus dem COVID-19-Sondervermögen zurückzuführen.  

Die Entwicklung des Schuldenstands in Abgrenzung des Stabilitätsra-

tes für die Jahre 2020 bis 2025 stellt sich wie folgt dar: 

 

Abbildung 5:  Entwicklung der Schulden in Abgrenzung des Stabilitätsrates  
(in Mio. €) 

Die Abbildung zeigt, dass sich der Rückgang des Schuldenstands im 

Jahr 2023 lt. Planung auch im Jahr 2024 fortsetzt. Zu Beginn des Jah-

res 2024 wurden erneut Mittel in Höhe von 254 Mio. € aus dem COVID-

19-Sondervermögen vorzeitig getilgt. Zusammen mit der planmäßigen 

Tilgung notsituationsbedingter Kredite in Höhe von 100 Mio. € und der 

Verpflichtung zur Tilgung von Krediten aufgrund finanzieller Transakti-

onen in Höhe von rd. 18 Mio. € ergibt sich ein Rückgang für das Jahr 

2024. Der in der Abbildung sichtbare Anstieg im Jahr 2025 ist geprägt 

von geplanten konjunkturbedingten Kreditaufnahmen. 

Die Kassenkredite betrugen am Ende des Haushaltsjahres 2023 

1.515 Mio. € (Vorjahr: 1.588 Mio. €). Die Wohnungsbaudarlehen beim 

Bund beliefen sich zum 31.12.2023 auf 394 Mio. €. Im Vorjahr belief 
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sich dieser Wert auf 416 Mio. €. Der Bestand an Wohnungsbaudarle-

hen beim Bund ist somit weiterhin rückläufig. Die Kassenkredite und 

Wohnungsbaudarlehen beim Bund werden in den Schuldenstand in 

Abgrenzung des Stabilitätsrates nicht mit einbezogen. 

2.2.2 Einhaltung des Neuverschuldungsverbots („Schuldenbremse“) 

Zum 01.01.2020 trat ein grundsätzliches Neuverschuldungsverbot 

(„Schuldenbremse“) in Kraft, das in Artikel 71 Abs. 2 NV und den 

§§ 18 a bis f LHO verankert ist. Das Verschuldungsverbot sieht vor, 

dass der Haushalt grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszu-

gleichen ist. 

Für bestimmte finanzielle Transaktionen (§ 18 a Abs. 2 LHO) und zum 

Ausgleich konjunkturbedingter Schwankungen (§ 18 b LHO) können 

neue Kredite zulässig sein. Weitere Ausnahmen vom Neuverschul-

dungsverbot sind im Fall von Naturkatastrophen oder außergewöhnli-

chen Notsituationen möglich. 

Konjunkturkomponente 

Zur Feststellung der Auswirkungen der konjunkturellen Entwicklung 

auf den Haushalt ist eine Konjunkturkomponente zu bestimmen.20 Die 

Konjunkturkomponente erlaubt bei einer negativen Abweichung von 

der wirtschaftlichen Normallage, konjunkturbedingte Mindereinnah-

men durch Kredite auszugleichen, soweit ein Ausgleich durch Entnah-

men aus der Konjunkturbereinigungsrücklage nicht möglich ist. Bei ei-

ner positiven Abweichung sind die entstehenden konjunkturbedingten 

Überschüsse zur Tilgung konjunkturbedingter Kredite aus Vorjahren zu 

verwenden. Danach verbleibende Beträge sind der Konjunkturbereini-

gungsrücklage zuzuführen. 

                                                
20 Die Details zu dem hierfür durchzuführenden Konjunkturbereinigungsverfah-

ren sind in § 18 b LHO und der auf Basis des § 18 e Satz 1 LHO erlassenen 
Verordnung geregelt. 
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Zum Abschluss des Haushaltsjahres sind die bei der Haushaltsaufstel-

lung getroffenen Annahmen anhand der tatsächlichen Steuereinnah-

men zu aktualisieren und die Steuerabweichungskomponente, die 

Konjunkturkomponente sowie die sich daraus ableitende zulässige 

Kreditaufnahme für das Haushaltsjahr erneut zu ermitteln (Ex-post-Be-

trachtung). Weicht die tatsächliche Kreditaufnahme von der nach der 

Ex-post-Betrachtung ermittelten zulässigen Kreditaufnahme ab, wird 

der Differenzbetrag auf ein Kontrollkonto gebucht.  

Die Konjunkturkomponenten, die sich im Abschluss der einzelnen 

Haushaltsjahre ergeben, sind in der Haushaltsrechnung nachzuwei-

sen.21 Dieser „Symmetrienachweis“ soll es ermöglichen, nachlaufend 

zu bewerten, ob sich die konjunkturbedingten Kreditaufnahmen dem 

Konzept des Neuverschuldungsverbots entsprechend innerhalb eines 

Konjunkturzyklus ausgleichen. 

Im Haushaltsjahr 2023 änderte die Landesregierung das Verfahren zur 

Ermittlung der Konjunkturkomponente. Abweichend zu den vorherigen 

Jahren wird in der Haushaltsrechnung 2023 nicht die Konjunkturkom-

ponente aus dem Haushaltsplanentwurf 2022/23 fortgeschrieben, son-

dern die Konjunkturkomponente aus dem Entwurf des Nachtragshaus-

haltsplans 2022/23. Die Landesregierung begründete diese Änderung 

mit dem langen Prognosezeitraum, der bei einem Doppelhaushalt zwi-

schen der Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs und der Haushalts-

rechnung für das zweite Jahr eines Doppelhaushalts liege. Ohne eine 

Anpassung der Verfahrensweise würde es gemäß der Landesregie-

rung zu verzerrten und unzutreffenden Ergebnissen in Bezug auf die 

Konjunkturbereinigung kommen. Eine umfassende Begründung zur 

geänderten Verfahrensweise befindet sich im Nachtragshaushaltsplan 

2022/23. 

Die im Zuge des Entwurfs des Nachtragshaushalts 2022/23 ermittelte 

Konjunkturkomponente betrug -939 Mio. €. Im Haushaltsab-

schluss 2023 ergibt sich nach Fortschreibung der Konjunktur- 

                                                
21 § 3 Abs. 2 der Verordnung zur Ausführung der §§ 18 a, 18 b und 18 d der 

LHO. 
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komponente durch die Steuerabweichungskomponente von -38 Mio. € 

eine negative Konjunkturkomponente von -977 Mio. €. 

Die Abschneidegrenze22 von 5 % betrug 1.687 Mio. € und war somit im 

Haushaltsjahr 2023, anders als im Vorjahr 2022, für die Ermittlung der 

Konjunkturkomponente im Haushaltsabschluss nicht von Relevanz. 

Wie sich die Konjunkturkomponente im Entwurf des Nachtragshaus-

haltsplans 2023 durch die Fortschreibungen im zweiten Nachtrags-

haushaltsplan und im Haushaltsabschluss entwickelte, zeigt folgende 

Tabelle: 

Haushaltsjahr 2023 Steuerabweichungs-
komponente 

(Fortgeschriebene) 
Konjunkturkomponente 

Erster Nachtragshaushaltsplan  
Entwurf - -939 Mio. € 

Zweiter Nachtragshaushaltsplan 169 Mio. € -770 Mio. € 

Haushaltsrechnung -38 Mio. € -977 Mio. € 

Tabelle 9: Entwicklung der fortgeschriebenen Konjunkturkomponente 

Unter Berücksichtigung der Steuerabweichungskomponente von  

-38 Mio. € belief sich die Konjunkturkomponente im Haushaltsab-

schluss auf -977 Mio. €. Gemäß § 18 b LHO berechtigt eine negative 

Konjunkturkomponente vorrangig zur Entnahme aus der Konjunktur-

bereinigungsrücklage. Nach der vollständigen Entnahme aus der 

Rücklage ist eine Nettokreditaufnahme in Höhe der noch verbliebenen 

und nicht in Anspruch genommenen negativen Konjunkturkomponente 

zulässig. Den Saldo der konjunkturellen Verschuldung und den Be-

stand der Konjunkturbereinigungsrücklage weist das Finanzministe-

rium in der Haushaltsrechnung aus.23 Gleiches gilt für das Konto, das 

dem Symmetrienachweis dient.24  

                                                
22 Abschneidegrenze: Der absolute Betrag der Steuerabweichungskomponente 

ist auf höchstens fünf vom Hundert des Ansatzes der Steuereinnahmen im 
Entwurf des Haushaltsplans, hier im Entwurf des Nachtragshaushaltsplans 
2022/23, begrenzt (§ 18 b Abs. 3 LHO).   

23 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 10, Nr. 4.2.3. 
24 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 10, Nr. 4.2.4. 
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Der Bestand der Konjunkturbereinigungsrücklage belief sich zum 

31.12.2022 auf 549 Mio. €. Im Haushaltsjahr 2023 wäre somit eine 

Entnahme aus der Konjunkturbereinigungsrücklage von 549 Mio. € 

und anschließend eine konjunkturelle Verschuldung von 428 Mio. € zu-

lässig gewesen. Eine Entnahme aus der Konjunkturbereinigungsrück-

lage erfolgte im Haushaltsjahr 2023 jedoch nicht. Im Ergebnis machte 

das Finanzministerium von der negativen Konjunkturkomponente von 

977 Mio. € somit keinen Gebrauch.  

Notsituationsbedingte Kredite 

Im Haushaltsjahr 2020 nahm das Finanzministerium 6.719,8 Mio. € 

notsituationsbedingte Kredite zur Bewältigung der COVID-19-Pande-

mie in Anspruch. Von den notsituationsbedingten Krediten wurden in 

den Jahren 2022 und 2023 Mittel vorzeitig getilgt: Im Haushaltsjahr 

2022 konnten durch das Mehrergebnis aus dem Abschluss Mittel in 

Höhe von rd. 509 Mio. € vorzeitig getilgt werden. Im Haushaltsjahr 

2023 wurden Mittel in Höhe von 2.145 Mio. € für eine vorzeitige Tilgung 

von Krediten verwendet, da sie nicht mehr für Zwecke des COVID-19-

Sondervermögens benötigt wurden. 

Haushaltsjahr Inanspruchnahme 
Kredite 

Tilgung im  
Haushaltsjahr 

Gesamtbestand 
zum Jahresende 

2020 6.719,8 Mio. € - 6.719,8 Mio. € 

2021 - - 6.719,8 Mio. € 

2022 - 508,7 Mio. € 6.211,1 Mio. € 

2023 - 2.145,0 Mio. € 4.066,1 Mio. € 

Tabelle 10:  Inanspruchnahme und Tilgung notsituationsbedingter Kredite 

Eine weitere vorzeitige Tilgung notsituationsbedingter Kredite aus dem 

COVID-19-Sondervermögen erfolgte zu Beginn des Jahres 2024. Das 

Tilgungsvolumen belief sich auf 254 Mio. €. Im Haushaltsjahr 2024 be-

gann zudem der Einstieg in die planmäßige Tilgung gemäß dem vom 

Landtag beschlossenen Tilgungsplan. Für das Haushaltsjahr 2024 war 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 41 

 
eine planmäßige Tilgung von 100 Mio. € vorgesehen. Die bislang für 

die Jahre ab 2025 eingeplanten Tilgungsraten werden sich durch die 

vorzeitigen Tilgungen entsprechend verringern. 

Einhaltung der Grenzen zulässiger Verschuldung, Kontrollkonto 

Im Haushaltsvollzug kann die festgestellte Kreditaufnahme von der zu-

lässigen Kreditaufnahme abweichen. Diese Abweichung ist auf einem 

Kontrollkonto zu erfassen. Ein negativer Saldo des Kontrollkontos 

würde eine unzulässige Neuverschuldung im Haushaltsvollzug bedeu-

ten. Diese unzulässige Neuverschuldung wäre innerhalb von zwei Jah-

ren abzubauen (§ 18 d Abs. 2 LHO). 

Gemäß § 18 a Abs. 2 LHO sind zur Feststellung, ob der Haushalt ohne 

Einnahmen aus Krediten ausgeglichen ist, die dort benannten finanzi-

ellen Transaktionen herauszurechnen. Der ausgewiesene Saldo der 

finanziellen Transaktionen beträgt rd. 31,3 Mio. €. Gemeinsam mit der 

zulässigen konjunkturellen Verschuldung von 428 Mio. € ergibt sich 

eine zulässige Kreditaufnahme von 459,3 Mio. €. Da die Landesregie-

rung die zulässige Kreditaufnahme nicht in Anspruch nahm, weichen 

im Haushaltsjahr 2023 die zulässige und die festzustellende Kreditauf-

nahme um 459,3 Mio. € voneinander ab. In dieser Höhe erfolgte somit 

für das Jahr 2023 eine Buchung auf dem Kontrollkonto. Der Stand des 

Kontrollkontos beläuft sich am Ende des Jahres 2023 auf 459,4 Mio. €. 

Der Stand des Kontrollkontos zu Beginn des Jahres 2023 betrug 

0,1 Mio. €. Die Zusammensetzung der festzustellenden und der zuläs-

sigen Kreditaufnahme weist das Finanzministerium in der Haushalts-

rechnung aus.25 

2.3 Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen 

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewähr-

leistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen 

                                                
25 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 8, Nr. 4.1. 
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können, bedarf einer gesetzlichen Ermächtigung, die der Höhe nach 

bestimmt ist (§ 39 Abs. 1 LHO). 

Die vom Land bis zum Schluss des Haushaltsjahres 2023 übernom-

menen Verpflichtungen aus „Bürgschafts-, Garantie- oder ähnlichen 

wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen“ betrugen nach der 

Nachweisung in der Haushaltsrechnung26 unter Berücksichtigung der 

erloschenen Verpflichtungen 4.917.019.238,76 € (Vorjahr: 

5.504.744.543,12 €). Zum 31.12.2023 ergab sich aus diesen Verpflich-

tungen ein Restobligo, d. h. ein verbleibendes finanzielles Risiko, von 

4.317.549.449,75 €. 

Der vom Land zu tragende Nettoausfall stellt sich für die Jahre 2021 

bis 2023 wie folgt dar: 

 2021 
€ 

2022 
€ 

2023 
€ 

1. Nettoinanspruchnahme von Ge- 
    währleistungen im Kernhaushalt -595.912,76 -1.732.698,48 -2.562.712,63 

davon 
Ausgaben 1.385.726,69 2.630.067,26 772.129,74 

Ausgabeabsetzungen -1.981.639,45 -4.362.765,74 -3.334.842,37 

2. Ausfallzahlung aus dem  
    COVID-19-SV 291.644,19 2.214.835,83 38.193.568,80 

Nettoausfall Land gesamt -304.268,57 482.137,35 35.630.856,17 

Tabelle 11:  Nettoausfallzahlungen in den Jahren 2021 bis 2023 

Der Nettoausfall setzt sich aus der Nettoinanspruchnahme von Ge-

währleistungen im Kernhaushalt und Ausfallzahlungen aus dem  

COVID-19-Sondervermögen zusammen. Die Nettoinanspruchnahme 

von Gewährleistungen im Kernhaushalt (Kapitel 13 25 Titel 871 11) 

war in den vergangenen drei Jahren stark von Ausgabeabsetzungen27 

geprägt. Somit ergab sich in den Jahren 2021 bis 2023 jeweils ein ne-

gativer Wert. Die Ausgabeabsetzungen resultierten aus der 

                                                
26  Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 14, Nr. 1. 
27  Bei Ausgabeabsetzungen handelt es sich um Einnahmen, die auf einem Aus-

gabetitel gebucht werden.  
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Verwertung von Sicherheiten. Im Ergebnis wurde damit der Kernhaus-

halt entlastet. Da ab dem Jahr 2021 coronabedingt Landesbürgschaf-

ten in Anspruch genommen wurden, ergab sich für das Land in den 

Jahren 2022 und 2023 insgesamt trotzdem eine Nettobelastung.  

Nach Berücksichtigung weiterer Einnahmen28 – wie Zinsen und Tilgun-

gen auf Forderungen aus vom Land anerkannten und abgerechneten 

Bürgschaftsausfällen – von 672.573,30 € ergibt sich für das Jahr 2023 

eine Nettoinanspruchnahme in Höhe von 34.958.282,87 € (Vorjahr: 

57.806,49 €).  

Das Finanzministerium war gemäß § 4 Abs. 1 des HG 2022/23 er-

mächtigt, für das Haushaltsjahr 2023 Garantien und Bürgschaften zu-

lasten des Landes bis zur Höhe von 2.032.000.000 € einzugehen. Wei-

tere Ermächtigungen zur Übernahme von Bürgschaften und Garantien 

ergaben sich aus § 4 Abs. 4 und 5 des HG 2022/23 und § 1 

und § 5 NORD/LB-Gesetz.29  

Ausweislich der sogenannten Veränderungsnachweisung zum Haupt-

buch der Landesschulden über die noch laufenden Bürgschaften und 

Garantien des Landes mit Stand vom 31.12.2023 übernahm das Land 

im Jahr 2023 Bürgschaften von 373.807.445,03 €. Zusammen mit den 

Bürgschaften und Garantien für den Wohnungsbau (über die Investiti-

ons- und Förderbank Niedersachsen – NBank) von 56.000.000 € 

ergibt sich ein Gesamtbetrag von 429.807.445,03 €. 

2.4 Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen ermöglichen es dem Land, Verpflich-

tungen (z. B. für Investitionen) einzugehen, die erst in späteren Haus-

haltsjahren zu Ausgaben führen. Sie müssen gemäß § 38 LHO im 

Haushaltsplan ausgebracht werden.  

                                                
28 Kapitel 13 25 Titel 141 70 und 141 71. 
29 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 14, Nrn. 1 b) bis e). 
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Der LRH stellte bei seiner Prüfung der Haushaltsrechnung 2022 fest, 

dass die „Nachweisung über die im Haushaltsjahr 2022 in Anspruch 

genommenen Verpflichtungsermächtigungen“ fehlerhaft war. Er for-

derte die Landesregierung auf, den Fehler unverzüglich zu korrigieren. 

Die Landesregierung korrigierte die Übersicht am 21.10.2024.30 Die 

korrigierte Fassung für das Jahr 2022 ist in Abschnitt II der Haushalts-

rechnung 2023 zusätzlich dargestellt.31  

Die Nachweisung für das Haushaltsjahr 202332 weist die in Anspruch 

genommenen Verpflichtungsermächtigungen wie folgt aus: 

VE belegt 2024 2025 2026 2027 2028 ff. Summe 

bis 31.12.2022 626,8 424,9 300,1 285,8 1.155,6 2.793,2 

Korrekturbetrag33 191,7 183,6 126,4 -66,7 77,2 512,2 

in 2023 558,5 340,6 235,6 120,7 162,2 1.417,7 

bis 31.12.2023 1.377,0 949,2 662,1 339,7 1.395,1 4.723,1 

Tabelle 12:  In Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen  
(in Mio. €) 

Darüber hinaus ging das Land Verpflichtungen (ohne Verpflichtungs-

ermächtigungen) von 6,1 Mio. € ein, die in den kommenden Haushalts-

jahren zu Ausgaben führen können.34 Die Gesamtsumme aller einge-

gangenen Verpflichtungen betrug damit 4.729,2 Mio. €.  

Die Summe der im Haushaltsplan 2023 ausgebrachten Ermächtigun-

gen, über das Haushaltsjahr 2023 hinaus Verpflichtungen zulasten des 

Landes einzugehen, wurde durch das Zweite Nachtragshaushalts-

                                                
30 Drs. 19/5600. 
31 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II „Korrektur Nachweisung über die im 

Haushaltsjahr 2022 in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigun-
gen“, S. 26. 

32 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II „Nachweisung über die im Haushalts-
jahr 2023 in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen“, S. 20. 

33  Verschiebungen von Zahlungsabläufen, Wegfall von Zahlungsverpflichtungen 
und Verlagerungen in andere Einzelpläne machen Korrekturen der Ausgangs-
werte notwendig, um die mögliche Belastung realistisch darzustellen. 

34 Haushaltsrechnung 2023, Abschnitt II, S. 32. 
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gesetz von ursprünglich 1.257.855.000 € auf 2.083.472.000 € er-

höht.35 Hiervon nahm das Land Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 

von 1.417.677.557 € in Anspruch. 

Die Landesregierung nutzte damit etwa zwei Drittel der veranschlagten 

Verpflichtungsermächtigungen. Die Ressorts sind aufgefordert, Ver-

pflichtungsermächtigungen nur in der Höhe zu veranschlagen, in der 

sie zur Erfüllung der Aufgaben tatsächlich notwendig sind (§ 6, 

§ 11 LHO). Der LRH weist erneut darauf hin, dass die Etatreife von 

Verpflichtungsermächtigungen sorgfältig von den Ressorts zu prüfen 

ist. 

  

                                                
35 § 1 Satz 2 HG 2022/23 in der Fassung des Zweiten Nachtragshaushaltsge-

setzes 2023 vom 03.05.2023 (Nds. GVBl. S. 75). 
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3 Personalhaushalt des Landes: Ein Überblick 

Das Land beschäftigte im Jahr 2023 im Kernhaushalt Personal 

im Umfang von 1.031 Vollzeiteinheiten mehr als im Vorjahr. Auch 

dadurch stiegen die Personalausgaben im Vergleich zum Vorjahr 

um rd. 575 Mio. € weiter deutlich an.  

Beim beamteten Personal in den Ministerien und der Staatskanz-

lei wuchsen die Besetzungsmöglichkeiten (Planstellen) in den 

Jahren 2013 bis 2025 um fast 800 erheblich. Das entspricht ei-

nem Anstieg um 38,8 %. Allein in der laufenden 19. Wahlperiode 

– also ab dem Jahr 2022 – kamen bereits 218 neue Planstellen 

hinzu, davon 47 in den Besoldungsgruppen A 16 bzw. B 2 Nie-

dersächsisches Besoldungsgesetz.  

Die im Jahr 2024 vollzogenen Hebungen der Einstiegsämter im 

Schulbereich werden künftig zudem zu deutlichen Versorgungs-

mehrausgaben führen.  

3.1 Menge des beamteten und tarifbeschäftigten Personals  

Der Kernhaushalt bildet die Personalmenge durch das Beschäfti-

gungsvolumen in Vollzeiteinheiten (VZE)36 ab. Das Beschäftigungsvo-

lumen begrenzt die Menge des dauerhaften beamteten und tarifbe-

schäftigen Personals. 

Für die Ausgliederungen außerhalb des Kernhaushalts enthält der 

Haushalt eine vergleichbare Größe nur für wenige Landesbetriebe. 

Keine Angaben finden sich für die übrigen Landesbetriebe, für Hoch-

schulen sowie für Ausgliederungen, die nicht als Landesbetrieb geführt 

werden. Die Personalmenge und deren Entwicklung lässt sich aus dem 

Haushalt bei den Ausgliederungen nur in wenigen Fällen und in der 

Gesamtheit gar nicht ablesen. 

                                                
36  Beschäftigungsvolumen ist ein feststehender Begriff im Rahmen der Perso-

nalkostenbudgetierung, die nur im Kernhaushalt gilt. 
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Neben dem Haushalt weist auch der jährlich von der Landesregierung 

veröffentlichte Personalstrukturbericht Personalmengen aus. Anders 

als das Beschäftigungsvolumen (nur Kernhaushalt) und die Planstellen 

(nur beamtetes Personal) umfasst dieser das gesamte beamtete und 

tarifbeschäftigte Personal des Kernhaushalts und der Ausgliederun-

gen. 

Entwicklungen im Kernhaushalt 

Im Jahr 2023 beschäftigte das Land im Kernhaushalt Personal im Um-

fang von 136.260 VZE.37  

Seit dem Jahr 2013 wuchsen sowohl die geplanten als auch die tat-

sächlichen VZE – mit wenigen Ausnahmen – kontinuierlich auf. 

 

Abbildung 6:  Beschäftigungsvolumen – alle Einzelpläne – Plan- und  
Ist-Entwicklung nach Haushaltsplan (HP) und Haushaltsrech-
nung (HR) 

In den Jahren von 2013 bis 2022, also in der 17. und 18. Wahlperiode 

des Landtages, stieg das Beschäftigungsvolumen insgesamt bereits 

                                                
37  Die Daten ergeben sich hier und in den nachfolgenden Abschnitten aus den 

jeweiligen Haushaltsrechnungen der angegebenen Jahre. Die Plandaten/pla-
nerischen Zahlen basieren auf den jeweiligen Haushaltsplänen. 
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um 4.733 VZE. In der laufenden 19. Wahlperiode erhöhte es sich allein 

vom Jahr 2022 zum Jahr 2023 nochmals um 1.031 VZE. 

Zu der Entwicklung des geplanten Beschäftigungsvolumens äußerte 

sich der LRH bereits kritisch in seinen Jahresberichten 2022 und 2024. 

Im Fokus stand dabei die Einsparmaßnahme, die die Landesregierung 

bei der Aufstellung des Haushalts 2022/23 umsetzte.38 Diese sah u. a. 

vor, die Hälfte des nicht ausgeschöpften Beschäftigungsvolumens zu 

streichen bzw. für den Schulbereich zu sperren. Die Einschätzung des 

LRH, dass es sich hierbei nur um eine formale, zu kurz greifende Kor-

rektur bisher zu großer Spielräume handelt, bestätigt sich jetzt. Die da-

malige Entscheidung des Landes, das Beschäftigungsvolumen im 

Schulbereich39  zu sperren, hatte keinen Bestand. Denn mit dem Haus-

haltsplan 2025 entfällt diese Sperre in vollem Umfang (1.295,82 

VZE).40 Das Land schafft dadurch Möglichkeiten, neue Lehrkräfte zu 

gewinnen.  

Zugleich gibt das Land im Haushaltsplan 2025 an, dass es noch im 

Jahr 2023 Lehrkräfte im Umfang von mehr als 5.300 VZE nicht im Un-

terricht einsetzte.41 Diese Lehrkräfte sind bereits beim Land beschäf-

tigt. In Teilbereichen könnten sich hier Ansatzpunkte dafür bieten, be-

reits vorhandene Lehrkräfte von Verwaltungstätigkeiten zu entlasten 

und wieder verstärkt im Unterricht einzusetzen. 

3.2 Planstellen für das beamtete Personal 

Um beamtetes Personal zu beschäftigen, muss eine besetzbare Plan-

stelle der entsprechenden Wertigkeit vorhanden sein.42 

                                                
38  Diese Maßnahme untersuchte der LRH bereits im Jahresbericht 2022, S. 148 

„Nachhaltige Entwicklung des Personalhaushalts trotz gezielter Einsparmaß-
nahmen fraglich“ und im Jahresbericht 2024, S. 46 „Personalhaushalt des 
Landes: Ein Überblick“. 

39  Kapitel 07 10 bis 07 18. 
40  Haushaltsplan 2025, Vorwort zum Einzelplan 07, S. 2. 
41  Haushaltsplan 2025, Übersicht in den Erläuterungen zu Kapitel 07 10  

Titel 422 11, S. 90. 
42  Planstellen sind Stellen für planmäßige Beamtinnen und Beamte sowie Rich-

terinnen und Richter im Sinne des § 17 Abs. 5 LHO in Verbindung mit 
§ 49 Abs. 1 LHO. 
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3.2.1 Kernhaushalt  

Die Zahl der besetzbaren Planstellen des Kernhaushalts stieg seit dem 

Jahr 2013 fast durchgehend.  

 

Abbildung 7:  Entwicklung Planstellen im Kernhaushalt 

Allein vom Jahr 2024 zum Jahr 2025 wuchs die Zahl der Planstellen 

um über 1.500 an. Diese Planstellen entfallen im Wesentlichen auf den 

Schulbereich.  

3.2.2 Planstellenentwicklungen im Schulbereich  

Die Landesregierung schuf mit dem Haushaltsplan 2025 u. a. 

1.160 neue Planstellen43 für Lehrkräfte in der Besoldungsgruppe 

A 13 Niedersächsisches Besoldungsgesetz (NBesG). Hierfür veran-

schlagt das Land im Jahr 2025 rd. 125 Mio. € und ab dem Jahr 2026 

jährlich 175 Mio. €.44  

                                                
43  Ab 01.08.2025 zusätzlich 1.160 Planstellen mit 483,33 VZE für Lehrkräfte, 

Haushaltsplan 2025, Vorwort zum Einzelplan 07. 
44  Haushaltsplan 2025, Einzelplan 07, S. 2. 
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Bereits im Jahr 2024 hob das Land für Grund-, Haupt- und Realschul-

Lehrkräfte (GHR-Lehrkräfte)45 sowie Lehrkräfte für Fachpraxis die Ein-

stiegsämter. In der Folge nahm es auch notwendige Hebungen bei 

Funktions- und Beförderungsämtern, wie beispielsweise für Schullei-

tungen, vor. Die Landesregierung berechnete, dass durch die Hebun-

gen ein jährlicher Mehraufwand von rd. 152,8 Mio. € entstehe.46 

3.2.3 Planstellen in den Ministerialkapiteln – Bilanz der Wahlperioden 

Die Zahl der Planstellen erhöhte sich in den Ministerien und der Staats-

kanzlei im Zeitraum von 2013 bis 2025 erheblich um fast 800. Das ent-

spricht 38,8 %. Zum Vergleich: Der Anstieg im Kernhaushalt ohne  

Ministerialkapitel47 lag in demselben Zeitraum bei nur 8,6 %. 

Von den fast 800 zusätzlichen Planstellen in den Ministerialkapiteln 

entfielen u. a. 89 auf die höherwertige und ausgabenintensive B-Be-

soldung. Verteilt auf den gesamten Zeitraum stiegen die Planstellen  

• in der 17. Wahlperiode (Jahre 2013 bis 2017) um 387, davon 26 

Plan-stellen in der Besoldungsgruppe A 16 sowie 19 Planstellen 

in der B-Besoldung, 

• in der 18. Wahlperiode (Jahre 2017 bis 2022) um 187, davon 24 

Planstellen in der Besoldungsgruppe A 16 sowie 40 Planstellen 

in der B-Besoldung und 

• in der laufenden 19. Wahlperiode (ab dem Jahr 2022) bereits um 

218, davon 17 Planstellen in der Besoldungsgruppe A 16 sowie 

30 Planstellen in der B-Besoldung.  

                                                
45  Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung für das Lehramt an Grundschulen, das 

Lehramt an Grund- und Hauptschulen, das Lehramt an Grund-, Haupt- und 
Realschulen, das Lehramt an Realschulen und das Lehramt an Haupt- und 
Realschulen. 

46  Drs. 19/2229, S. 31. 
47  Der Begriff „Ministerialkapitel“ umfasst die Ministerien und die Staatskanzlei, 

also im Haushalt alle #01-Kapitel, ohne 01 01 (Landtag), 14 01 (LRH) und 
17 01 (Landesbeauftragter für den Datenschutz). 
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Auffällig ist, dass der Gesamtanstieg in der laufenden Wahlperiode be-

reits im dritten Haushaltsjahr über dem Gesamtwert der 18. Wahlperi-

ode liegt. 

3.2.4 Verschiebung des Besoldungsgefüges im Kernhaushalt (ohne 
Schulkapitel) 

Die besoldungsgruppenbezogene Auswertung der Planstellen des 

Kernhaushalts (ohne Schulkapitel) verdeutlicht außerdem eine Ver-

schiebung hin zu höherwertigeren Besoldungsgruppen. Prozentual 

veränderte sich der Umfang der jeweiligen Planstellen im Zeitraum der 

Jahre 2013 bis 2025 wie folgt: 

 

Abbildung 8:  Prozentuale Veränderungen zwischen den Jahren 2013 und 
2025 in den jeweiligen Besoldungsgruppen; Kernhaushalt (ohne 
Schulkapitel 07 10 bis 07 20); Besoldungsgruppen ohne Verän-
derungen sind nicht ausgewiesen 

Ein Grund für das veränderte Besoldungsgefüge dürfte sein, dass ein-

fachere zugunsten anspruchsvollerer Tätigkeiten entfallen sind. Die 

Auswertung zeigt aber auch, dass das Land den Anteil derjenigen, die 

potenziell Führungsaufgaben wahrnehmen, erheblich erhöhte. Insge-

samt trägt die Verschiebung des Besoldungsgefüges auch dazu bei, 

dass die Personalausgaben weiter steigen.  
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3.2.5 Landesbetriebe und Hochschulen 

Für die Landesbetriebe und die als Landesbetrieb geführten Hoch-

schulen zeigen die Stellenpläne der Haushaltspläne seit dem Jahr 

2013 folgende Entwicklung bei den Planstellen: 

 

Abbildung 9:  Entwicklung der Planstellen der Landesbetriebe 

Bereits im Jahresbericht 2024 führte der LRH den Rückgang im 

Jahr 2024 fast ausschließlich auf die Umwandlung der Universität Han-

nover zu einer Stiftungshochschule zum 01.01.2024 (vorher Landes-

betrieb) zurück. Denn für die Stiftungshochschule enthält der Haushalt 

keinen Stellenplan. Durch die Umwandlung entfielen die Planstellen 

nur formal im Haushalt des Landes. Dahinter verbirgt sich keine echte 

Einsparung, da das Land das beamtete Personal über Finanzhilfen an 

die Stiftungshochschule weiter finanziert.48 Ferner leistet das Land die 

Versorgungsbezüge für dieses Personal während des späteren Ruhe-

stands.49 

                                                
48  Einschließlich Beihilfeleistungen, siehe § 6 der Verordnung über die „Stiftung 

Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover“ (StiftVO-LUH). 
49  § 5 StiftVO-LUH. 
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Die Auswertung zeigt zudem, dass im Jahr 2025 die Planstellen so-

wohl bei den Landesbetrieben als auch bei den als Landesbetrieb ge-

führten Hochschulen erneut anwachsen. 

3.3 Ausgaben für Personal 

3.3.1 Kernhaushalt 

Die in der Hauptgruppe 4 kameral veranschlagten Personalausgaben 

stiegen in der Zeit von 2013 bis 2023 stetig an. 

 

Abbildung 10:   Entwicklung der Personalausgaben der Hauptgruppe 450 

Zu berücksichtigen ist, dass sich regelmäßige Besoldungs-, Versor-

gungs- und Tarifsteigerungen erhöhend auswirken. Auch die Verschie-

bung des Besoldungsgefüges hin zu höherwertigeren Besoldungs-

gruppen51 trägt zum Anstieg bei.  

  

                                                
50  Daten der Haushaltsrechnung einschließlich zu übertragende Haushaltsreste.  
51  Siehe Abschnitt IV3.2.4. 
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Daneben erhöht die kontinuierlich wachsende Personalmenge die Per-

sonalausgaben. Inwieweit sich diese Entwicklung durch den demogra-

fischen Wandel und den Fachkräftemangel abflacht, wird anhand der 

tatsächlichen Besetzung in den kommenden Jahren zu beobachten 

sein. 

3.3.2 Landesbetriebe und Hochschulen 

Das Land finanziert Personal weit über den Kernhaushalt hinaus. Ein 

wesentlicher Teil entfällt auch auf die Landesbetriebe und Hochschu-

len. Für diese dokumentieren Haushaltsplan und Haushaltsrechnung 

den Personalaufwand. Im Unterschied zu den Personalausgaben der 

Hauptgruppe 4 umfasst der Personalaufwand beispielsweise auch 

Rückstellungen. Hinzu kommen Personalausgaben, die nicht aus Lan-

des-, sondern aus Drittmitteln finanziert werden. Die Drittmittel machen 

insbesondere im Hochschulbereich als Finanzierungsquelle einen er-

heblichen Teil des gesamten Personalaufwands aus.52 

In der Zeit von 2013 bis 2023 zeigte sich auch beim Personalaufwand 

der 15 Landesbetriebe und 19 Hochschulen ein deutlicher Anstieg um 

45 % oder rd. 1,1 Mrd. €. Dabei wuchs der Personalaufwand in den 

Landesbetrieben ohne Hochschulen um 36 % (rd. 0,1 Mrd. €) und bei 

den Hochschulen um 46 % (mehr als 1 Mrd. €). 

  

                                                
52  Das gilt gleichermaßen für den ebenfalls enthaltenen Personalaufwand für 

den Bereich der Krankenversorgung der Universitätskliniken. 
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Abbildung 11: Entwicklung des Personalaufwands der Ausgliederungen53 
der Jahre 2013 bis 2023 

Selbst unter Berücksichtigung dieses Personalaufwands sind noch 

nicht sämtliche Ausgaben für Personal erfasst, die das Land tatsäch-

lich finanziert: Es gibt weitere Ausgliederungen wie beispielsweise die 

Anstalt Niedersächsische Landesforsten, die Landwirtschaftskammer 

Niedersachsen, die Investitions- und Förderbank Niedersachsen – 

NBank sowie die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG, deren Auf-

gaben früher im Kernhaushalt verortet waren. Ausgaben des Landes 

für das Personal, das in diesen Einrichtungen heute noch Landesauf-

gaben wahrnimmt, sind aus dem Haushalt nicht erkennbar.54 

Einen vollständigen Überblick der Ausgaben für Personal, die das 

Land insgesamt finanziert, gibt der Haushalt nicht. 

                                                
53  Entnommen aus der jeweiligen „Übersicht über die Ergebnisse der Erfolgs- 

und Finanzpläne der Landesbetriebe (ohne Hochschulen)“ und der „Übersicht 
über die Ergebnisse der Gewinn- und Verlustrechnungen der Hochschulen“; 
jeweils Abschnitt III der Haushaltsrechnung „Aktivitäten des Landes außer-
halb des Kernhaushalts“. 

54  Lediglich für die Anstalt Niedersächsische Landesforsten enthalten die Erläu-
terungen zum Kapitel 09 80 u. a. den Erfolgsplan mit Angaben zum Personal-
aufwand in Summe und nach Produktbereichen aufgeteilt. 
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3.4 Versorgung 

Die Versorgungsausgaben des Landes entwickelten sich in den Jah-

ren 2013 bis 2023 wie folgt: 

 

Abbildung 12:  Entwicklung der Versorgungsbezüge55 

Die regelmäßigen Versorgungsanpassungen wirkten sich ebenso er-

höhend aus wie die zunehmende Zahl der Versorgungsempfängerin-

nen und Versorgungsempfänger. Allein in den Jahren 2013 bis 202356 

stieg deren Zahl von 83.306 auf 109.240.57  

  

                                                
55  Daten der Haushaltsrechnung einschließlich zu übertragende Haushaltsreste; 

Obergruppe 43. 
56  Stichtag jeweils 01.01. 
57  Daten aus Versorgungsempfängerstatistik des Landesamts für Statistik Nie-

dersachsen. 
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Die Entwicklung stellt sich im Einzelnen wie folgt dar: 

 

Abbildung 13:  Entwicklung Zahl der Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger58 

Perspektivisch entwickeln sich die Versorgungsausgaben nach der  

aktuellen Prognose des Landesamts für Statistik Niedersachsen wie 

folgt: 

  

                                                
58  Siehe Fn. 57. 
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Abbildung 14:  Vorausberechnete Entwicklung der Versorgungsausgaben59 (in €) 
des Landes Niedersachsen in den Jahren 2024 bis 2054 – jährliche 
Entwicklung der Bezüge um 2 %.60 

Diese Vorausberechnung enthält noch nicht die Auswirkungen, die 

sich aus der Anhebung der Einstiegsämter im Schulbereich ergeben. 

Absehbar ist allerdings bereits jetzt, dass sich durch diese Maßnahme 

die Versorgungsausgaben deutlich erhöhen werden. 

  

                                                
59  Die Werte enthalten sowohl die Versorgungsausgaben als auch die Beihilfe-

ausgaben für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger. 
60  Quelle: Datenmaterial aus der Versorgungsprognose des Landesamts für 

Statistik Niedersachsen. 
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Schwerpunkt demografischer Wandel: Wo steht die Landesverwal-
tung? 

Bislang konnte das Land die Auswirkungen des demografischen 

Wandels nicht wirksam genug bewältigen. In den Bereichen Per-

sonalgewinnung, -bindung, -einsatz und -planung sowie bei der 

Organisation zeigt der LRH in diesem Schwerpunktbeitrag auf, 

wo noch Luft nach oben ist – die Zeit drängt. 

4 Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Landesver- 
waltung 

4.1 Wo steht das Land? 

Der demografische Wandel und der damit einhergehende Rückgang 

der Personen im erwerbsfähigen Alter verändern den Arbeitsmarkt we-

sentlich. Diese Entwicklung stellt das Land und auch die Landesver-

waltung vor große Herausforderungen. Das Personal ist die wichtigste 

Ressource der Verwaltung. Ohne ausreichend Personal mit den erfor-

derlichen Qualifizierungen stehen die Aufgabenerfüllung und im Er-

gebnis auch die Handlungsfähigkeit des Landes infrage. Negative Fol-

gen können eine verringerte Effizienz der Verwaltung, Qualitätsver-

luste, zusätzliche Rekrutierungskosten sowie der Verlust von Fachwis-

sen sein mit wiederum negativen Auswirkungen für die Wirtschaftlich-

keit und Sparsamkeit der Verwaltung. 

Aus dem aktuellen Personalstrukturbericht des Landes (PSB)61 ergibt 

sich, dass 213.690 Personen zum Stichtag 30.06.2022 dauerhaft bzw. 

befristet im Landesdienst beschäftigt waren und damit zum sogenann-

ten Stammpersonal62 gehörten. Bezogen auf diesen Stichtag erwartet 

                                                
61  Personalstrukturbericht des Landes Niedersachsen 2022, Erscheinungsda-

tum: Mai 2024.  
62  Diese Gruppe umfasste zum Stichtag insgesamt 213.690 Personen, entspre-

chend 84 % des Landespersonals. Im Vergleich zum Vorjahr stieg das 
Stammpersonal um 1,2 %, das waren 2.480 zusätzliche Beschäftigungsver-
hältnisse; PSB, S. 17. Nicht zum Stammpersonal gehören gemäß PSB Aus-
zubildende, Anwärterinnen und Anwärter, Referendarinnen und Referendare, 
geringfügig und sonstige haushaltsrelevant Beschäftigte sowie beurlaubte Be-
schäftigte ohne monatliche Bezüge. 
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das Land bis zum Jahr 2027 reguläre Altersabgänge beim Stammper-

sonal von 11 % (absolut rd. 23.000 Personen) und bis zum Jahr 2032 

von 23 % (absolut rd. 50.000 Personen).63  

Durch die Altersstruktur der Beschäftigten in den jeweiligen Ressorts 

ist eine unterschiedliche Belastung zu erwarten.64 Sie verteilt sich pro-

zentual wie folgt auf die Einzelpläne: 

 

Abbildung 15:  Erwartete Altersabgänge des Stammpersonalbestands nach 
Einzelplänen am 30.06.2022 – Angaben in %65 

Diese Ausgangslage wird sich verschärfen, wenn Personal noch vor 

Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand eintritt. 

Deutlich werden die Auswirkungen für die nächsten fünf Jahre anhand 

einer entsprechenden Berechnung aus dem Personalstrukturbericht 

(Stichtag: 30.06.2022):  

                                                
63  Für die Berechnung der Altersabgänge des Stammpersonals der nächsten 

fünf bzw. zehn Jahre nimmt der PSB verfahrensökonomisch als Berechnungs-
grundlage ein Eintrittsalter von 66 Jahren für alle Beschäftigten unabhängig 
von ihrer individuellen Altersgrenze an, wobei allerdings für den Polizeivoll-
zugsdienst sowie für den Justizvollzugsdienst eine besondere Altersgrenze 
zugrunde gelegt wurde, S. 47. 

64  PSB, S. 18. 
65  Daten PSB, S. 47. 
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• Sofern alle Beschäftigten bis zur Regelaltersgrenze arbeiten, be-

laufen sich die Altersabgänge bis zum Jahr 2027 pro Jahr auf 

rd. 4.600 Beschäftigte, also insgesamt auf rd. 23.000 Personen.  

• Gehen Beschäftigte bereits mit 65 Jahren in Rente oder in Pen-

sion, sind es bis zum Jahr 2027 pro Jahr durchschnittlich rd. 900 

Beschäftigte mehr, also über den gesamten Fünfjahreszeitraum 

rd. 4.500 Personen mehr.  

• Gehen sie schon mit 63 Jahren, sind es bis zum Jahr 2027 pro 

Jahr durchschnittlich rd. 7.400 Beschäftigte, also gut 2.800 Be-

schäftigte mehr als im Regelfall. Über den Fünfjahreszeitraum 

entspricht das insgesamt rd. 14.000 Personen mehr als im Re-

gelfall.  

Grafisch sieht diese Entwicklung wie folgt aus: 

 

Abbildung 16:  Angenommene Ruhestandseintritte bis zum Jahr 2027 mit 
66 Jahren, 65 Jahren und 63 Jahren nach Personen im  
Vergleich.66 

                                                
66  PSB, S. 61, 62. 
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Im Jahr 2031 wird mit den 1964 Geborenen der geburtenstärkste Jahr-

gang die Regelaltersgrenze von 67 Jahren erreicht haben. Danach 

werden die hohen Pensions- und Renteneintrittszahlen langsam wie-

der abebben.67  

Vor diesem Hintergrund ist das Land besonders gefordert, geeignetes 

Personal zu gewinnen, das vorhandene Personal möglichst lange zu 

binden und sein Personal effektiv und ausbildungsspezifisch einzuset-

zen.  

4.2 Personalmanagement und Demografie  

Im Mai 2024 beschloss die Landesregierung ein „umfassendes Maß-

nahmenbündel zur Sicherung einer angemessenen Personalausstat-

tung der Landesverwaltung in Bezug auf den demografischen Wan-

del“.68 Die vereinbarten Eckpunkte betreffen die Bereiche Personalge-

winnung, Personalentwicklung und Personalbindung. Die Landesre-

gierung gab ferner an: 

„Neben spezifischen Maßnahmen im Hinblick auf diese Hand-
lungsfelder sind auch Maßnahmen zur allgemeinen Steigerung 
der Attraktivität des Landesdienstes enthalten. (…) Insgesamt 
geht es darum, zeitgemäßere Rahmenbedingungen zu schaffen, 
wobei insbesondere auch die Personalentwicklung flexibler ge-
staltet werden soll."  

Angesichts der Herausforderung sah die Landesregierung den Bedarf, 

zahlreiche Einzelmaßnahmen auf den Weg zu bringen, z. B. 

• eine weitere Flexibilisierung des Laufbahnrechts, 

• eine flexiblere Gestaltung der Lebensarbeitszeit und Stärkung 

der Arbeitszeitsouveränität, 

• eine flexiblere Gestaltung der Altersteilzeit, 

                                                
67  PSB, S. 60. 
68  Pressemitteilung der Landesregierung vom 14.05.2024. 
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• die Einführung eines landesweiten Firmenfitnessangebots und 

• die Gewährung finanzieller Zuschüsse für Landesbeamtinnen 

und -beamte für Maßnahmen zur Förderung der Gesundheit und 

der Mobilität. 

Bereits im Jahr 2012 hatte die damalige Landesregierung für die Lan-

desverwaltung ein Personalmanagementkonzept mit dem Namen  

„Demografiesicheres und ressourcenbewusstes Personalmanage-

ment in Niedersachsen“ (DRiN-Konzept) entwickelt.69 Mit dem DRiN-

Konzept beabsichtigte die Landesregierung, die ressortübergreifende 

Entwicklung einer Gesamtstrategie für ein zukunftsfähiges Personal-

management anzustoßen.70  

4.3 Konzept der Landesregierung für ein demografiesicheres Perso-
nalmanagement offenbart Schwächen 

Das DRiN-Konzept entfaltet zu wenig nachhaltige Wirkung. Es 

beinhaltet keine verbindlichen Vorgaben und stellt eine Erfolgs-

kontrolle nicht konsequent sicher. Ferner hat es systematische 

Schwächen, ist veraltet und nicht mehr bei allen Ministerien be-

kannt. Das übergreifende Ziel, behördenspezifische Konzepte 

unter einer „ganzheitlichen Personalmanagement-Perspektive“ 

umzusetzen, ist unter diesen Rahmenbedingungen nicht erreich-

bar.  

Inhalte des DRiN-Konzepts 

Das knapp 150-seitige DRiN-Konzept aus dem Jahr 2012 beschreibt 

in sieben Handlungsfeldern die Instrumente des Personalmanage-

ments.  

                                                
69  Link zum DRiN-Konzept. 
70  DRiN-Konzept, S. 5. 

https://noa.gwlb.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00000727/00001261-1.pdf
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Abbildung 17:  Handlungsfelder des DRiN-Konzepts; Grafik LRH 

Hinzu kommen acht Begleitkonzepte. 

 

Abbildung 18: Begleitkonzepte des DRiN-Konzepts; Grafik LRH  

Die Begleitkonzepte enthalten konkrete Handlungsempfehlungen so-

wie Beispiele für ein regelmäßiges Controlling von Personalentwick-

lungsmaßnahmen.  
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Unverbindlichkeit führt zur Uneinheitlichkeit 

Das DRiN-Konzept zielt darauf ab, Prozesse zur Personalentwicklung 

voranzutreiben sowie Impulse zur (Weiter-)Entwicklung zu geben. Be-

hördenspezifische Konzepte sollen unter einer „ganzheitlichen Perso-

nalmanagement-Perspektive“ umgesetzt werden. Das Konzept soll 

den Ressorts und Dienststellen einen Orientierungsrahmen bieten, um 

eigene Personalentwicklungskonzepte anzuwenden, weiterzuentwi-

ckeln oder neu aufbauen zu können. Ressortspezifika sollen hierdurch 

weiterhin möglich bleiben. Die Landesregierung schreibt die Maßnah-

men jedoch nicht verbindlich vor. 

Der LRH prüfte die Umsetzung des DRiN-Konzepts bei der Staats-

kanzlei und in den Ministerien. Er stellte dabei fest, dass weder die 

Staatskanzlei noch eines der Ministerien das DRiN-Konzept seit dem 

Jahr 2012 vollständig einführte. Die Umsetzung gestaltete sich im Res-

sortvergleich sehr unterschiedlich und mit einer großen Bandbreite. 

Beispielhaft nutzten nicht alle geprüften Stellen das zentrale Karriere-

portal des Landes, obwohl es als übergreifendes Angebot unter der 

Arbeitgeberdachmarke beworben wurde. Vereinzelt gab es fachspezi-

fische Karriereseiten mit in Teilen deutlich schlechteren Standards. So 

boten z. B. nicht alle Karriereseiten die Möglichkeit, sich online zu be-

werben. Sprachliche Barrierefreiheit lag nicht durchgehend vor. Eine 

Karriereseite war über eine Suchmaschinen-Recherche nicht zu fin-

den.  

Der LRH beurteilt die unterschiedliche Umsetzung des DRiN-Konzepts 

kritisch. Nach Auffassung des LRH setzt eine übergreifende „Personal-

management-Perspektive“ – wie sie mit dem DRiN-Konzept erreicht 

werden soll – verbindliche Vorgaben in wesentlichen Aspekten voraus, 

beispielsweise eine gemeinsame Strategie zur Führungskräfteentwick-

lung oder zur Abstimmung des Arbeitgebermarketings.  

Das Innenministerium – in seiner Zuständigkeit für ressortübergrei-

fende Personalentwicklung – teilt diese Einschätzung. Es erachtet 

mehr Einheitlichkeit und Verbindlichkeit für sinnvoll und bezieht sich 
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dabei auf die Zielsetzungen der Landesregierung zur demografie- 

festen Landesverwaltung. Zugleich sieht das Innenministerium wegen 

der Vielfalt in der Landesverwaltung darin eine große Herausforde-

rung. Im Juli 2023 entschied die Landesregierung, mit einer Fortschrei-

bung und strategischen Überarbeitung des DRiN-Konzepts zu begin-

nen. Der LRH begrüßt diese Entwicklung.  

Völlig losgelöst: Unzureichende Erfolgskontrolle 

Das DRiN-Konzept hebt das Controlling bzw. die Evaluierung von Per-

sonalentwicklungsmaßnahmen als elementaren Bestandteil eines er-

folgreichen Personalmanagements hervor. Jedes der acht Begleitkon-

zepte zeigt – teils sehr konkret und ausführlich – auf, wie Evaluierun-

gen oder ein Controlling ausgestaltet werden können. Verbindliche 

Vorgaben für eine Erfolgskontrolle gibt es hingegen nicht.  

Tatsächlich fand der LRH in den meisten Themenfeldern keine regel-

mäßige Überprüfung und Steuerung der Maßnahmen in Form einer 

Erfolgskontrolle vor. Dadurch konnten teilweise weder die geprüften 

Stellen selbst noch der LRH beurteilen, ob die Maßnahmen zur Um-

setzung des DRiN-Konzepts den verfolgten Nutzen erbrachten bzw. 

wirtschaftlich waren. Evaluierungen einzelner Maßnahmen führten die 

geprüften Stellen in der Regel ausschließlich im Zusammenhang mit 

Fortbildungen, Auditierungsprozessen oder etablierten Gesundheits-

managementprozessen durch. Darüber hinaus fand der LRH Einzel-

maßnahmen vor, bei denen Mitarbeiterbefragungen o. ä. durchgeführt 

wurden. Diese erfolgten allerdings nicht aufgrund eines belegbaren re-

gelmäßigen Maßnahmencontrollings, sondern punktuell. Anlass hierzu 

gaben z. B. Initiativen der Personalräte oder Gleichstellungsbeauftrag-

ten sowie Bestrebungen, vor der Novellierung von Dienstvereinbarun-

gen ein breites Meinungsbild einzuholen. 

Das Innenministerium teilt die Auffassung des LRH, dass ein funktio-

nierendes und regelmäßiges Controlling wichtig sei, um die Zukunfts-

fähigkeit der Maßnahmen zu beurteilen und bei Bedarf nachzusteuern. 

Es weist jedoch darauf hin, dass das Controlling den jeweiligen 
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Ressorts obliege. Bei der Überarbeitung des DRiN-Konzepts werde 

auch dieser Aspekt kritisch geprüft. Nahezu alle geprüften Stellen ga-

ben an, frühzeitige Controlling-Mechanismen künftig etablieren zu wol-

len.  

Der LRH begrüßt dies. Nur mit einer Erfolgskontrolle kann beurteilt 

werden, ob Maßnahmen den gewünschten Nutzen bringen und die Mit-

tel wirtschaftlich und sparsam im Sinne des § 7 LHO verausgabt wer-

den. Ferner dienen die Ergebnisse der systematischen Weiterentwick-

lung des Konzepts. 

Erst veraltet, dann vergessen 

Das Land aktualisierte das DRiN-Konzept seit dem Jahr 2012 nicht. Es 

ist daher in Teilen veraltet und nicht mehr bedarfsgerecht. Beispiels-

weise haben sich die Arbeitsprozesse in der Landesverwaltung seit der 

Erstellung des DRiN-Konzepts deutlich gewandelt, so u. a. durch die 

COVID-19-Pandemie, durch den geänderten Blickwinkel auf das mo-

bile Arbeiten sowie andere Erwartungen der jüngeren Generationen an 

das Arbeitsleben. Einige Maßnahmen, die im Jahr 2012 noch als sehr 

fortschrittlich galten, sind inzwischen selbstverständlich, wie der Aus-

bau eines Karriereportals oder die umfangreichere Nutzung von Tele-

arbeit und mobilem Arbeiten. 

Der LRH stellte in seiner Prüfung fest, dass das DRiN-Konzept sowohl 

begrifflich als auch inhaltlich in mehreren geprüften Stellen nicht mehr 

bekannt war. Die Orientierung und Unterstützung, die das DRiN-Kon-

zept erreichen sollte, blieb insoweit aus.  

Der LRH erachtet die Überarbeitung des DRiN-Konzepts durch das In-

nenministerium daher für überfällig. Dabei sollten auch die zahlreichen 

Anpassungsvorschläge der geprüften Stellen gewürdigt werden. Zu-

gleich empfiehlt der LRH, das Konzept zukünftig aktuell zu halten. 
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Schwächen in der Struktur des Konzepts 

Die Handlungsfelder des Rahmenkonzepts und die Themenfelder der 

Begleitkonzepte sind nicht durchgängig aufeinander abgestimmt. Die 

Begleitkonzepte vertiefen die Handlungsfelder des Rahmenkonzepts. 

Sie sind jedoch nicht einseitig einem Handlungsfeld aus dem Rahmen-

konzept zugeordnet, sondern greifen teilweise mehrere Handlungsfel-

der auf. Gleiches gilt für die Handlungsfelder, die zum Teil in mehreren 

Begleitkonzepten behandelt werden. Das Arbeiten mit dem Konzept ist 

hierdurch erschwert. 

Der LRH empfiehlt, diese systematische Schwäche im Aufbau des 

Konzepts zu beheben, um die Anwendbarkeit zu erleichtern.  

Das Innenministerium wies darauf hin, dass in dem laufenden Aktuali-

sierungsprozess sowohl die vorhandene Struktur als auch der bishe-

rige Umfang überprüft werden sollen. Insgesamt solle das Konzept ver-

schlankt werden.  

Fazit 

Nach Auffassung des LRH legte das Land mit dem DRiN-Konzept be-

reits vor zwölf Jahren eine Grundlage, um die Herausforderungen des 

demografischen Wandels gezielt anzugehen. Es erkannte bereits da-

mals die grundlegenden Veränderungen für die Landesverwaltung. An-

gesichts dessen hätten die Themen der ressortübergreifenden Perso-

nalgewinnung und -entwicklung mithilfe des DRiN-Konzepts stärker 

und kontinuierlich im Fokus bleiben müssen. Das passierte jedoch 

nicht. Insbesondere behördenspezifische Konzepte unter einer über-

greifenden Perspektive umzusetzen und dabei ein gewisses Maß an 

Mindeststandards zu erhalten, erreichte das DRiN-Konzept nicht. Das 

DRiN-Konzept entfaltete nach Einschätzung des LRH daher zu wenig 

nachhaltige Wirkung.  
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5 Personal- und Nachwuchsgewinnung 

Bei der Personal- und Nachwuchsgewinnung ergriff das Land in 

der Vergangenheit nur Einzelmaßnahmen. Dabei bleibt die Be-

werberlage schwierig: Die Landespolizei reagierte beispiels-

weise zu kurzfristig, obwohl absehbar war, dass sich der Kreis 

der Bewerbenden für den Polizeivollzugsdienst immer weiter ver-

kleinert. Die Vermessungs- und Katasterverwaltung berücksich-

tigte ihre besonders ungünstige Altersstruktur bei ihren Planun-

gen zu wenig. Zudem fehlten hier einheitliche Prozesse zu den 

Bewerbungen. Auch die Auswahlprozesse sollte das Land über-

prüfen, um attraktiver und erfolgreicher zu werden. 

5.1 Wo steht das Land bei der Personal- und Nachwuchsgewin-
nung? 

Die Landesregierung befasste sich seit dem DRiN-Konzept im Jahr 

2012 wiederholt mit Fragen der Personal- und Nachwuchsgewinnung 

und entwickelte beispielsweise im Jahr 2017 eine „Strategie des Lan-

des Niedersachsen zur Nachwuchsgewinnung“71. Neben ressortüber-

greifenden Impulsen durch das Innenministerium setzten auch die 

Ressorts unterschiedliche Maßnahmen zur Personal- und Nachwuchs-

gewinnung um.72 

Rückläufige Zahl der Bewerbungen 

Trotzdem blieb die Bewerberlage für die Landesverwaltung schwierig. 

Die Staatskanzlei und die Ministerien gaben in einer Prüfung des LRH 

an, den eigenen Bedarf zum Teil nicht mehr decken zu können. Der 

nachgeordnete Bereich sei hiervon noch stärker betroffen. So gab es 

in der Steuerverwaltung in den vergangenen fünf Jahren einen 

                                                
71  Presseinformation des Innenministeriums vom 04.10.2017. 
72  Beispielsweise: „Land stärkt in Zeiten des demografischen Wandels die Nach-

wuchsgewinnung“, Presseinformation der Landesregierung vom 03.07.2023. 
„Nachwuchsgewinnung für die Justiz“, Drs. 19/4763. „Wie gut ist die Finanz-
verwaltung auf den demografischen Wandel vorbereitet?“, Drs. 19/1513. 
„Fehlende Führungskräfte in der Polizei“, Drs. 19/1851. 
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Rückgang der Bewerberinnen und Bewerber von 25 % (Laufbahn-

gruppe 1, 2. Einstiegsamt, ehemals mittlerer Dienst) bzw. ca. 55 % 

(Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt, ehemals gehobener Dienst).73 

Die Polizei konnte ihren Bedarf an Nachwuchskräften in den Jahren 

2022 bis 2024 nicht mehr decken.  

Arbeitgebermarketing 

Um die Personal- und Nachwuchsgewinnung zu verbessern, richtete 

das Innenministerium ein ressortübergreifendes Arbeitgebermarketing 

ein.  

Die Staatskanzlei und die Ministerien bewerteten in einer vom LRH 

durchgeführten Prüfung die ressortübergreifende Arbeit des Innenmi-

nisteriums überwiegend positiv. Das gelte besonders für das zentrale 

Karriereportal und die im Jahr 2021 neu aufgelegte Arbeitgeberdach-

marke. Sie führe zu einer besseren Sichtbarkeit in der Öffentlichkeit 

und stelle das Land als einheitlichen attraktiven Arbeitgeber dar. Das 

Onlinebewerbungsmodul erleichtere das Auswahlverfahren. Mit den 

Marketingmaßnahmen auf unterschiedlichen Social-Media-Kanälen 

spreche das Innenministerium die Bewerbenden zeitgemäß an. Die 

Marketingmaßnahmen – insbesondere auf Ausbildungs- und Karriere-

messen – führten nach Angaben der Staatskanzlei und der Ministerien 

zu mehr Bewerberinnen und Bewerbern. Auch nachgeordnete Dienst-

stellen bestätigten, die ressortübergreifend zur Verfügung gestellten 

Instrumente zur Nachwuchsgewinnung zu nutzen.  

                                                
73  Die im Jahr 2009 eingeführten Bezeichnungen „Laufbahngruppe 1, 2. Ein-

stiegsamt“ und „Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt“ setzten sich im Sprach-
gebrauch nicht durch. Im Folgenden werden die eingängigeren Bezeichnun-
gen „ehemals mittlerer Dienst“ bzw. „ehemals gehobener Dienst“ verwendet. 
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Bedarfsgerechte eigene Ausbildung 

Das Land kann auch durch eigene Ausbildung gut qualifiziertes Perso-

nal gewinnen. Durch den Fachkräftemangel gewinnt dieses Element 

an Bedeutung.  

Für das Personal der Fachrichtung Allgemeine Dienste stellte der LRH 

bereits in seinem Jahresbericht 2014 fest, dass das Land den Nach-

wuchskräftebedarf allein aus Absolventinnen und Absolventen des 

Studiengangs „Öffentliche Verwaltung“ der Hochschule Osnabrück 

nicht abdeckte. Grund dafür war, dass die Absolventinnen und Absol-

venten des Studiengangs der Jahre 2010 bis 2013 zu rd. 55 % einen 

kommunalen Arbeitgeber bevorzugt hatten.74 Vorangegangen war die 

Auflösung der Niedersächsischen Fachhochschule für Verwaltung und 

Rechtspflege im Jahr 2007 und die damit einhergehende Entscheidung 

des Landes, sich aus der Trägerschaft für die Ausbildung des allge-

meinen ehemaligen gehobenen Verwaltungsdienstes zurückzuziehen. 

Die Landesregierung reagierte mit verschiedenen Maßnahmen. U. a. 

legte sie ab dem Jahr 2015 eine Förderung für ausgewählte Studie-

rende auf und stellte wieder Anwärterinnen und Anwärter in der Fach-

richtung Allgemeine Dienste ein.75  

Für den Amtsanwaltsdienst kam der LRH in seinem Jahresbericht 

2020 zu dem Ergebnis, dass das Land über Jahre nicht ausreichend 

Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger ausgebildet hatte.76 Die Amts-

anwaltslaufbahn ist eine Weiterbildungsmöglichkeit für Rechtspflege-

rinnen und Rechtspfleger. Amtsanwältinnen und Amtsanwälte sind bei 

den Staatsanwaltschaften tätig. Sie sind für die Bearbeitung der soge-

nannten kleinen und mittleren Kriminalität zuständig, also z. B. Haus-

friedensbruch, Beleidigung, Nötigung, Bedrohung, Körperverletzung, 

Verkehrsstraftaten, Diebstahl, Unterschlagung und Betrug. Im Jahr 

2024 wies das Justizministerium selbst darauf hin, dass sich die 

                                                
74  Jahresbericht 2014, S. 16 „Personalgewinnung und Personalbindung in Zei-

ten des demografischen Wandels“. 
75  Drs. 17/3136. 
76  Jahresbericht 2020, Teil 2, S. 195 „Amtsanwaltsdienst könnte noch mehr – 

bei weniger Kosten“. 
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Personalgewinnung im Bereich der Rechtspflegerinnen und Rechts-

pfleger sowie der Amtsanwältinnen und Amtsanwälte in den vergange-

nen Jahren zunehmend deutlich schwieriger gestaltet habe als im 

staatsanwaltschaftlichen Bereich.  

5.2 Personalgewinnung und -planung bei der Landespolizei 

Die Landespolizei muss ihren Personalbedarf für den Polizeivoll-

zugsdienst aus einem immer kleiner werdenden Bewerberkreis 

decken. 

Obwohl diese Entwicklung absehbar war, reagierte die Landes-

polizei aus Sicht des LRH zu spät. Sie senkte zunächst die Eig-

nungsanforderungen und stellte sodann alle ein, die das Bewer-

bungs- und Auswahlverfahren bestanden hatten. Gleichwohl 

konnte die Landespolizei ihren Personalbedarf an Vollzugskräf-

ten in den Jahren 2022 bis 2024 nicht mehr decken. 

Außerhalb des Polizeivollzugsdienstes findet keine zentral ge-

steuerte Personalplanung statt. 

Demografische Welle in der Landespolizei 

Die Landespolizei beschäftigt rd. 19.500 Polizeivollzugskräfte sowie 

rd. 4.500 Polizeiverwaltungsbeamtinnen und Polizeiverwaltungsbe-

amte bzw. Tarifbeschäftigte.77 Rd. ein Viertel ist über 50 Jahre alt.78 

                                                
77 Link zur Internetseite der Polizei Niedersachsen (Abruf am: 09.01.2025). 
78  Stichtag 01.04.2023; Drs. 19/1986 „Entwicklung der Personalsituation bei der 

niedersächsischen Polizei“, Nr. 5, S. 5. 

https://www.polizei-nds.de/startseite/wir_uber_uns/organisation/die-polizei-niedersachsen-1394.html
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Abbildung 19:  Altersstruktur des Personals der Landespolizei am 30. Juni der 
Jahre 2007, 2012, 2017 und 202279 

Aufgrund der Pensionierungen der geburtenstarken Jahrgänge ist die 

Personalgewinnung für die Landespolizei von herausragender Bedeu-

tung. Der LRH untersuchte die Nachwuchsgewinnung in der Landes-

polizei auch im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit. Da die Landespolizei 

über viele Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte ver-

fügt, die in der Regel mehrere Jahrzehnte besoldet werden, ist es für 

das Land von hoher Bedeutung, leistungsstarkes Personal zu gewin-

nen, um die Haushaltsmittel möglichst effizient einzusetzen. 

Personalgewinnung für den Polizeivollzugsdienst 

Vor dem Hintergrund, dass das Ruhestandseintrittsalter der Polizeivoll-

zugskräfte grundsätzlich bei 62 Jahren liegt,80 wird der geburten-

stärkste Jahrgang 1964 regulär im Jahr 2026 in den Ruhestand gehen. 

Auch die angrenzenden Geburtsjahrgänge sind sehr personalstark. 

                                                
79  Personalstrukturbericht, Abb. 58, S. 89. Grafik vom Landesamt für Statistik 

Niedersachsen angepasst. 
80  § 109 Abs. 1 Niedersächsisches Beamtengesetz. 
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Als Vorlaufzeit für die Nachbesetzung mit einsatzfähigen Polizeivoll-

zugskräften ist das dreijährige Studium an der Polizeiakademie Nie-

dersachsen zu berücksichtigen.  

Der LRH stellte fest, dass die Landespolizei in den Jahren 2022 bis 

2024 ihren Einstellungsbedarf an Studierenden nicht mehr decken 

konnte, um die Personalabgänge in den Jahren 2025 bis 2027 zu kom-

pensieren: 

Jahr Soll-Einstellungen Ist-Einstellungen Differenz 

2018 1.624 1.632 + 8 

2019 1.141 1.144 + 3 

2020 820 822 + 2 

2021 450 450 0 

2022 1.000 905 - 95 

2023 1.030 888 - 142 

2024 982 943 - 39 

Tabelle 13: Übersicht der ursprünglich berechneten Soll-Einstellungen im 
Vergleich zu den Ist-Einstellungen der Jahre 2018 bis 2024 

Um der demografischen Welle zu begegnen, nahm das Ministerium für 

Inneres und Sport in den Jahren 2016 bis 2019 sogenannte Vorrats-

einstellungen über den damals aktuellen Bedarf hinaus vor. Bis zum 

Jahr 2021 hatte die Landespolizei keine Probleme mit der Nachwuchs-

gewinnung – trotz Bedarfen von bis zu 1.624 Personen pro Einstel-

lungsjahr. 

Wie die Tabelle zeigt, liegen die Ist-Einstellungen ab dem Jahr 2022 

zum Teil deutlich hinter den Soll-Einstellungen zurück. Ab dem Jahr 

2022 senkte das Innenministerium unterjährig zum Teil mehrfach die 

berechneten Soll-Einstellungen ab. Auch das angepasste Zwischen-

Soll wurde in den meisten Fällen nicht erreicht. 
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Der LRH stellte fest, dass sich die Anzahl der Bewerbungen kontinu-

ierlich vor allem durch zwei Faktoren verkleinert hatte: Sinkende Ein-

gangszahlen und steigende Rücknahmen von Bewerbungen. 

Jahr 
Bewerbungen für das 

Studium an der  
Polizeiakademie  
Niedersachsen 

davon zurückgezogen81 

Anzahl in Prozent (gerundet) 

2018 6.161 1.578 26 % 

2019 5.102 1.539 30 % 

2020 4.932 1.672 34 % 

2021 4.609 1.529 33 % 

2022 4.339 1.691 39 % 

2023 3.757 1.631 43 % 

2024 3.487 1.461 42 % 

Tabelle 14:  Zurückgezogene Bewerbungen im Verhältnis zu den 
Bewerbungszahlen 

Wie die Tabelle zeigt, ging in den Jahren 2018 bis 2024 die Anzahl der 

Bewerbungen von 6.161 auf 3.487 zurück, mithin um mehr als 40 %. 

Parallel stieg der Anteil derer, die ihre Bewerbung zurücknahmen, von 

26 % auf 42 % bzw. 43 % im Jahr 2023. 

Diese Entwicklung führte dazu, dass die Landespolizei ihre Bedarfe 

aus einem immer kleiner werdenden Personenkreis decken musste. 

Bis einschließlich des Jahres 2021 hatte die Landespolizei noch geeig-

nete, aber weniger gute Bewerberinnen und Bewerber abgelehnt bzw. 

ablehnen können. Somit bestand anders als in den Jahren danach eine 

echte Auswahlmöglichkeit.  

Aus Sicht des LRH hätte die Landespolizei früher diesem erkennbaren 

Trend entgegensteuern müssen. Erst mit der Möglichkeit, weniger 

gute, aber geeignete Bewerberinnen und Bewerber abzulehnen, wird 

die Qualität der Landespolizei nach Auffassung des LRH gesichert. 

                                                
81 Bewerberinnen und Bewerber zogen die Bewerbung zurück, erschienen nicht 

 zum Termin oder reichten Unterlagen nicht ein, was zum Ausschluss führte. 
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Der LRH kritisiert, dass die Landespolizei stattdessen die Anforderun-

gen senkte und die Bewerberinnen und Bewerber im Ergebnis somit 

häufiger als geeignet einstufte als in den Vorjahren. 

Kurzfristige Reaktion: Senkung der Anforderungen 

Als kurzfristige Reaktion senkte die Polizeiakademie Niedersachsen 

ab dem Jahr 2021 die Anforderungen des Bewerbungs- und Auswahl-

verfahrens. Beispielsweise hob sie die schulischen Notenvorausset-

zungen in Deutsch und Mathematik vollständig auf. Dies führte jedoch 

nicht zu einem vermehrten Bewerbungseingang. 

Parallel dazu führte die Polizeiakademie im Jahr 2023 ein digitales  

Online-Coaching für den 4,5-stündigen computergestützten Eignungs-

test ein. Die Bewerberinnen und Bewerber erhielten durch das 

Coaching vorab Informationen über diesen Test. Erstmalig wurde den 

Bewerberinnen und Bewerbern, die einen der Kompetenzbereiche des 

Eignungstests, den Sporttest oder das 45-minütige strukturierte Inter-

view nicht bestanden, die Möglichkeit eingeräumt, den jeweiligen Test-

baustein noch im selben Bewerbungs- und Auswahlverfahren zu wie-

derholen. Damit senkte die Landespolizei die Anforderungen erneut. 

Der LRH begrüßt, dass das Innenministerium die Wiederholungsmög-

lichkeiten noch im selben Bewerbungs- und Auswahlverfahren künftig 

nicht mehr anbietet. 

Anstatt die Anforderungen zu senken, hätte die Landespolizei aus 

Sicht des LRH mit den folgenden Maßnahmen früher beginnen müs-

sen: 

Im September 2023 richtete die Polizeiakademie das Projekt „Genera-

tion Zukunft Polizei“ ein, um die Attraktivität der Landespolizei als Ar-

beitgeber in einem wettbewerbsintensiven Markt nachhaltig zu stärken. 

Z. B. sollte das Marketing mehr über soziale Medien laufen. Der LRH 

bemängelt, dass das Projekt erst nach der Pensionierung der gebur-

tenstarken Jahrgänge greift.  
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Gleiches gilt dafür, dass die Polizeiakademie jetzt erst zusammen mit 

dem Innenministerium das Bewerbungs- und Auswahlverfahren über-

arbeitet. Nach den erheblichen Auswirkungen des demografischen 

Wandels mit den Pensionierungen der geburtenstarken Jahrgänge soll 

das Verfahren dem Ministerium zufolge nunmehr bewerberfreundli-

cher, ressourcenschonender und schneller organisiert werden.  

Der LRH kritisiert, dass sowohl das Projekt „Generation Zukunft Poli-

zei“ als auch die Überarbeitung des Bewerbungs- und Auswahlverfah-

rens zu so einem späten Zeitpunkt stattfindet. Das Bewerbungs- und 

Auswahlverfahren besteht in dieser Form bereits seit dem Jahr 2006. 

Die kontinuierlich steigende Zahl der zurückgezogenen Bewerbungen 

verdeutlichte den Handlungsbedarf. Gerade aufgrund der Pensionie-

rungen der geburtenstarken Jahrgänge wäre es aus Sicht des LRH 

angezeigt gewesen, die Maßnahmen deutlich eher einzuleiten und die 

Kapazitäten hierfür bereitzustellen. 

Personalplanung außerhalb des Polizeivollzugsdienstes uneinheitlich 

Anders als für Polizeivollzugskräfte gilt für das Polizeiverwaltungsper-

sonal und die Tarifbeschäftigten die allgemeine Altersgrenze. Aufgrund 

der demografischen Entwicklung kommen die höchsten Zahlen beim 

Renten- bzw. Pensionseintritt hier Ende der 2020er-Jahre auf das 

Land zu. Für diese Personengruppe innerhalb der Landespolizei steht 

der Hochpunkt des demografischen Wandels mithin noch bevor. An-

ders als im Polizeivollzugsdienst erfolgten hier keine Vorratseinstellun-

gen. 

Angesichts des Wettbewerbs um Fachkräfte sieht der LRH kritisch, 

dass die Personalplanung für diesen Bereich dezentral und uneinheit-

lich durchgeführt wird. Für mehr als ein Sechstel der Beschäftigten der 

Landespolizei obliegen die Einstellung und Ausbildung von Nach-

wuchskräften den nachgeordneten Behörden. Das Innenministerium 

hält eine landesweite Einstellungsplanung außerhalb des Polizeivoll-

zugsdienstes für überflüssig. 
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Der LRH fordert, dass das Innenministerium seine Fachaufsicht in die-

sem Bereich stärker wahrnimmt. Es sollte die Personalbedarfe bis zum 

Jahr 2030 berechnen und die Polizeibehörden bei der mittelfristigen 

Personalplanung und -einstellung zielgerichtet unterstützen. 

5.3 Personalplanung und -gewinnung in der Vermessungs- und  
Katasterverwaltung 

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung sollte ihrer beson-

ders ungünstigen Altersstruktur bei der Personalplanung einen 

höheren Stellenwert einräumen. So sollte sie ihre Personalpla-

nung einschließlich Personalbedarfsermittlung systematisch 

durchführen sowie kontinuierlich und standortübergreifend um-

setzen.  

Demografischer Wandel in der Vermessungs- und Katasterverwaltung 

Die Niedersächsische Vermessungs- und Katasterverwaltung (VKV) 

ist vom demografischen Wandel besonders betroffen: Ausweislich des 

aktuellen Personalstrukturberichts (PSB) betrug das Durchschnittsal-

ter der Beschäftigten 48,1 Jahre.82 Die VKV hatte damit innerhalb der 

Landesverwaltung einen der höchsten Altersdurchschnitte. Das Durch-

schnittsalter der Beschäftigten in der gesamten Landesverwaltung lag 

im Jahr 2022 bei 44,8 Jahren. Zum Stichtag 30.06.2022 ergab sich 

folgende Altersstruktur in der VKV: 

Alter < 30 
Jahre 

30 - 40 
Jahre 

40 - 50 
Jahre 

50 - 60 
Jahre 

60 - 65 
Jahre 

65 
Jahre 
und > 

Summe 
Durchschnitts-

alter  
Beschäftigte 
VKV 2022: 

 
 

48,1 Jahre 

Anzahl 
(in Per-
sonen) 

265 300 280 625 385 35 1.890 

Anzahl 
(in %) 14,2 15,9 14,8 33,1 20,4 1,9 100 

Tabelle 15:  Altersstruktur der Beschäftigten der VKV einschließlich der Kampf-
mittelbeseitigung gemäß PSB 

                                                
82 PSB, S. 44. 
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Wie die Tabelle zeigt, lag rd. ein Drittel der Beschäftigten in der Alters-

klasse zwischen 50 Jahren und 60 Jahren. Rd. 55 % der Beschäftigten 

waren 50 Jahre alt und älter. Mehr als jede bzw. jeder fünfte Beschäf-

tigte in der VKV ist über 60 Jahre alt und geht somit in den nächsten 

Jahren in den Ruhestand. 

Personalplanung: Fehlende Datengrundlagen und unzureichende 

Konzepte 

Mit Blick auf die bevorstehende Welle an Personalabgängen hätte der 

LRH eine vorausschauende Personalplanung erwartet. Bei freiwerden-

den Stellen entschied das Landesamt für Geoinformation und Landes-

vermessung Niedersachsen jedoch nur einzelfallbezogen, ob und wie 

diese nachbesetzt werden sollen – und steuerte nach Auffassung des 

LRH so nur „auf Sicht“. 

Gegenüber dem LRH berief sich das Landesamt darauf, mit seinem 

„Fachlichen Zukunftskonzept für die VKV – Zieljahr 2025“ aus dem 

Jahr 2017 sowie dem „VKV 2025 – organisatorischen und 

personalwirtschaftlichen Konzept“ aus dem Jahr 2019 gut aufgestellt 

zu sein. Den Personalbedarf ermittle es erfolgreich anhand von 

Fallzahlen und mittleren Bearbeitungszeiten mithilfe der Kosten- und 

Leistungsrechnung. Zudem plane es den Personalbedarf über 

Zielvereinbarungen mit seinen neun Regionaldirektionen und dem 

Landesbetrieb Landesvermessung und Geobasisinformation. 

Nach Auffassung des LRH fehlen dem Landesamt jedoch bereits 

grundlegende Daten für eine sachgerechte Personalplanung: 

So konnte es keine belastbaren Übersichten zu den bisherigen und 

zukünftigen Zu- und Abgängen seiner Beschäftigten vorlegen. Das 

Landesamt verfügte zwar über eine Übersicht mit Personalzugängen 

und -abgängen für die Jahre 2015 bis 2024, allerdings hatte es dabei 

behördeninterne Um- und Versetzungen mit einbezogen. Hinsichtlich 

der zukünftigen Abgänge konnte es nur Angaben zu den regulären, auf 

Geburtsjahrgängen basierenden Altersabgängen der Jahre 2025 bis 
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2035 machen. Geplante vorzeitige Renten- und Pensionseintritte hatte 

es nicht erfasst. Auch hatte es keine außerplanmäßigen Abgänge, 

etwa infolge von Dienstunfähigkeit oder Kündigungen, berücksichtigt. 

Insoweit hätte es auf Erfahrungswerte zurückgreifen können.  

Allein die Übersicht mit den auf Geburtsjahrgängen basierenden  

Altersabgängen verdeutlicht bereits die Herausforderungen, vor denen 

das Landesamt stehen wird: Insgesamt werden im Zeitraum 2025 bis 

2035 regulär 686 Beschäftigte die Altersgrenze erreichen. 

Renten- und Pensionseintritt – Prognose des Landesamts 

 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 Summe 

Kampf-
mittel-
beseiti-
gung 

 2 2    3 1 2 1 3 14 

Landes-
betrieb 6 5 10 10 8 11 7 7 8 13 8 93 

Landes-
amt 38 51 45 40 53 61 49 62 70 57 53 579 

Summe 44 58 57 50 61 72 59 70 80 71 64 686 

Tabelle 16: Prognose des Landesamts: Renten- und Pensionseintritt bis zum 
Jahr 2035, Anzahl in Personen 

Während der Durchschnitt für die Jahre 2025 bis 2029 noch bei 54 

Altersabgängen jährlich liegt, wird das Landesamt ab dem Jahr 2030 

69,3 Beschäftigte pro Jahr verlieren. Hinzu kommen Abgänge durch 

Versetzungen in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Kündigun-

gen und Todesfälle. 

Aus Sicht des LRH hätte das Landesamt konzeptionell darauf reagie-

ren müssen. Die organisatorischen und personalwirtschaftlichen Kon-

zepte aus den Jahren 2017 und 2019, auf die sich das Landesamt be-

rief, verfügten weder über Zahlen noch über eine mittelfristige Planung.  

Um die Auswirkungen des demografischen Wandels steuern zu kön-

nen, muss die Verwaltung ihren Personalbedarf sach- und methoden-

gerecht ermitteln und regelmäßig überprüfen. Dies gilt auch bei voran-

schreitender Digitalisierung, bei Umstrukturierungen sowie Aufgaben- 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 81 

 
und Prozessveränderungen.83 Die Personalbedarfsberechnung des 

Landesamts entspricht nach Ansicht des LRH noch nicht den Anforde-

rungen an eine sachgerechte Personalbedarfsermittlung. Sie bezieht 

sich lediglich auf die Anzahl der Beschäftigten, die für die Aufgabener-

ledigung erforderlich sind. Qualitative Aspekte fehlen. Darüber hinaus 

ist der gesamte Prozess einer Personalbedarfsermittlung nachvollzieh-

bar und fortlaufend zu dokumentieren.84 Eine solche Dokumentation 

legte das Landesamt dem LRH nicht vor.  

Schließlich überzeugen die Personalplanungen als Teil der Zielverein-

barungen nicht. In den jährlichen Zielvereinbarungen zwischen dem 

Landesamt und den Regionaldirektionen bzw. dem Landesbetrieb wur-

den zwar standardisiert die planmäßigen Personalabgänge für das lau-

fende sowie die drei folgenden Jahre erfasst. Beispielsweise folgten 

dann lediglich allgemeine Aussagen dazu, dass dem künftig Personal-

zugänge aus dem Bereich der Studierenden gegenüberstünden bzw. 

für Leitungsfunktionen auf das Bestandspersonal oder externe Kräfte 

zu „reflektieren“ sei. Eine konkrete und übergreifende Gesamtplanung 

der Zugänge fehlte jedoch. Vielmehr war nach den bilateralen Zielver-

einbarungen bei jedem Personalabgang individuell zu prüfen, ob und 

mit welchem Berufsbild an welchem Standort eine Nachbesetzung er-

folgen müsse. Mit dieser Personalplanung steuerte das Landesamt so-

mit nur „auf Sicht“.  

Auch wenn das Landesamt in den vergangenen Jahren erfolgreich 

seine Stellen nachbesetzen konnte, muss es sich für den demografi-

schen Wandel rüsten. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass 

das Land aktuell aufgrund einer Prüfung des LRH untersucht, inwieweit 

das Landesamt seine Standorte reduzieren kann. Auch hatte der LRH 

mit der vorhergehenden Prüfung u. a. aufgezeigt, dass die Konstruk-

tion eines Landesbetriebs innerhalb des Landesamts Doppelstrukturen 

mit sich bringt, beispielsweise beim Personalmanagement oder der 

                                                
83  Leitsätze für die Personalbedarfsermittlung der Rechnungshöfe des Bundes 

und der Länder, Stand: 03.06.2024, S. 4. 
84  Siehe Fn. 83, S. 9. 
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internen Revision.85 Unstreitig wird auch die Digitalisierung dazu füh-

ren, dass der Personalbedarf tendenziell sinkt. Die ohnehin bereits 

stark digitalisierte VKV wird auch mit ihren Kundinnen und Kunden zu-

nehmend überwiegend elektronisch Kontakt haben. Daher hält der 

LRH eine belastbare und vorausschauende Personalplanung ein-

schließlich Personalbedarfsermittlung im Landesamt für besonders 

wichtig. Die bisherigen Konzepte und Planungen tragen dem nicht aus-

reichend Rechnung. 

Personalgewinnung: Auswahl und Einarbeitung uneinheitlich 

Der LRH bemängelt, dass das Landesamt über keinerlei Übersichten 

zur Anzahl und Qualität von Bewerbungen, auch auf Ausbildungs- und 

Studienplätze, sowie zum Profil von Bewerberinnen und Bewerbern 

verfügte. Auch gab es innerhalb der VKV keine einheitlichen Standards 

bei der Einstellung und Einarbeitung von neuem Personal.  

Seit Jahren steigen die Personalausgaben der Landesverwaltung er-

heblich. Personalausgaben begrenzen langfristig die Handlungsspiel-

räume für künftige Herausforderungen und neue Prioritäten. Stellt das 

Land neues Personal ein, verbleibt dieses in der Regel über mehrere 

Jahrzehnte im Landesdienst. Unabhängig von dem im Grundgesetz 

normierten Gebot der Bestenauslese ist es daher ein Gebot der Wirt-

schaftlichkeit, die Bewerberinnen und Bewerber auszuwählen, die 

nach ihren Kenntnissen und Fähigkeiten sowie ihrer Persönlichkeit am 

besten geeignet sind.  

Innerhalb der VKV führten die Regionaldirektionen und der Landesbe-

trieb die Bewerbungs- und Einstellungsprozesse für Auszubildende ei-

genverantwortlich durch. Mindestanforderungen an Schulnoten der 

Bewerberinnen und Bewerber gab es nicht. Die Regionaldirektionen 

und der Landesbetrieb entschieden eigenständig, welche Kenntnisse 

und Fähigkeiten sie in den Einstellungstests abfragten. Zudem legten 

sie selbstständig die Anforderungen fest, nach welchen die Tests als 

                                                
85  Jahresbericht 2023, S. 92 „Auflösung des Landesbetriebs für Landesvermes-

sung und Geobasisinformation?“. 
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bestanden galten. Innerhalb des Landesamts wichen die Tests inhalt-

lich voneinander ab: Während einige Regionaldirektionen übereinstim-

mend die Bereiche Konzentration, Allgemeinwissen, Mathematik, 

räumliches Denken und Rechtschreibung testeten, prüften nicht alle 

beispielsweise auch logisches Denken oder Kartenkunde.  

Nur einige der Regionaldirektionen konnten dem LRH Bewerbungs-

zahlen für die vergangenen drei Jahre nennen. Acht von neun Regio-

naldirektionen gingen ihrer Erinnerung zufolge für die Jahre 2013 bis 

2023 von rückläufigen Bewerbungszahlen aus, zum Teil um bis zu 

60 %. Es werde zunehmend schwieriger, alle ausgeschriebenen Aus-

bildungsplätze zu besetzen. 

Zentrale Vorgaben für die Einarbeitung gab es nicht. Einige Regional-

direktionen richteten standardisierte Einarbeitungsprozesse ein, an-

dere nicht. 

Der LRH begrüßt, dass das Landesamt bereits eine Projektgruppe ein-

richtete und ab dem Jahr 2025 die Auswahlverfahren für Ausbildungs-

plätze nach einheitlichen Kriterien durchführen wird. Aus Sicht des 

LRH ist das ein wichtiger Schritt, um eine kontinuierliche Bestenaus-

lese zu gewährleisten. Die Bewerbungszahlen sind eine wichtige Aus-

gangsgröße dafür, hinreichend viele geeignete Bewerberinnen und 

Bewerber für eine Tätigkeit in der VKV auswählen und gewinnen zu 

können. Ein erheblicher Rückgang der Bewerbungen spricht für eine 

problematische Entwicklung. Um mit geeigneten Maßnahmen gegen-

steuern und kontinuierlich dem Prinzip einer Bestenauslese gerecht 

werden zu können, sollte das Landesamt neben der Anzahl auch die 

Qualität der Bewerbungen statistisch erfassen. Darüber hinaus emp-

fiehlt der LRH, zukünftig auch die Einarbeitungsprozesse für vergleich-

bare Dienstposten in den jeweiligen Regionaldirektionen zu vereinheit-

lichen. 
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6 Personalbindung: Rahmenbedingungen beim Land 

Die bereits länger erwartbaren hohen Personalabgänge in den 

kommenden Jahren verstärken zunehmend den Bedarf für ziel-

gerichtete Maßnahmen zur Personalbindung. Bedarfsorientierte 

Arbeitsbedingungen sind auszubauen, um als Arbeitgeber  

attraktiver zu werden. Zugleich sind Anreize für einen längeren 

Verbleib im aktiven Dienst zu setzen.   

Die Feststellungen des LRH zeigen, dass sich das Land weiter-

hin mit den Regelungen zum Ruhestandseintritt auseinanderset-

zen muss.  

Zudem spielen Weiterentwicklungsmöglichkeiten für das vorhan-

dene Personal eine immer größere Rolle. Beispielsweise sieht 

der LRH bei der Qualifizierung künftigen Führungspersonals den 

Bedarf nach verbindlichen Mindeststandards.  

6.1 Wo steht das Land bei der Personalbindung? 

Die demografiebedingt hohen Personalabgänge in den kommenden 

Jahren verstärken den Bedarf des Landes, als Arbeitgeber attraktiver 

zu werden. Ziel muss es sein, das vorhandene Personal mit seinem 

Fach- und Erfahrungswissen an das Land zu binden und möglichst 

lange im aktiven Dienst zu halten. Entscheidend ist zum einen, wann 

das Personal in den Ruhestand treten kann und ob die aktuellen Re-

gelungen dazu noch zeitgemäß sind. Zum anderen gehören zur Per-

sonalbindung ausreichende Anreize für einen längeren Verbleib im 

Dienst.  

Entscheidende Erfolgsfaktoren für die Bindung von Fachkräften sind 

hierbei:  

• Vereinbarkeit von Beruf und Familie.86  

                                                
86  DRiN-Konzept, S. 103. 
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• Bedarfsgerechte Regelungen der Arbeitsorganisation sowie von 

Arbeitszeit und Arbeitsort. 

• Gesundheit am Arbeitsplatz.87  

• Verdienst- und Aufstiegsmöglichkeiten. 

Regelungen zu den Arbeitsbedingungen 

Im Themenfeld Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben alle Res-

sorts vor allem im Bereich mobiles Arbeiten und bei den familien-

freundlichen Arbeitsbedingungen88 Maßnahmen umgesetzt. Beim 

Themenfeld Gesundheit am Arbeitsplatz initiierte das Innenministe-

rium ressortübergreifende Maßnahmen wie z. B. das Beratungsange-

bot CARE, den Beratungsservice zum Gesundheitsmanagement, die 

Betriebliche Gesundheitsförderung und das Betriebliche Eingliede-

rungsmanagement.89 Hinzu kommen Weiterentwicklungs- und Beför-

derungsmöglichkeiten einschließlich der Aufstiegs- und Qualifizie-

rungsmöglichkeiten90.  

Dennoch bestehen die Herausforderungen für das Land fort, das Per-

sonal als attraktiver Arbeitgeber zu binden und zu halten.  

Großzügige Ruhestandsregelungen 

Möglichkeiten, vor Erreichen der Regelaltersgrenze bereits in den  

Ruhestand treten zu können, stehen im Spannungsfeld dazu, das Per-

sonal möglichst lange im aktiven Dienst zu halten. Einige Landesrege-

lungen zum Ruhestandseintritt sieht der LRH insofern kritisch:  

                                                
87  DRiN-Konzept, S. 130. 
88  Hierzu gehören beispielsweise die Einrichtung von Eltern-Kind-Zimmern/-Bü-

ros, Großtagespflege und kurzfristige Vermittlung von Betreuungspersonen, 
rollendes Kinderzimmer und Stillzimmer.  

89  Weitere Beispiele siehe u. a. Drs. 19/4111 und Drs. 19/5211.  
90  Drs. 19/1513, S. 2, z. B. Praxisaufstieg oder Qualifizierung.  
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Vorzeitiger Ruhestand ab 60 Jahren  

So zeigte der LRH in seinem Jahresbericht 2019 auf, dass niedersäch-

sische Beamtinnen und Beamte – bundesweit einzigartig – auf eigenen 

Antrag bereits ab 60 Jahren in den Ruhestand gehen können. Hiervon 

machten ca. 55 % der in den Jahren 2015 bis 2017 Ausgeschiedenen 

Gebrauch,91 rd. ein Drittel davon zwischen Vollendung des 60. und des 

63. Lebensjahres. Der LRH empfahl, diese Regelung zu evaluieren. 

Ausweislich ihres Evaluationsberichts aus Oktober 202392 sah die Lan-

desregierung es als fraglich an, ob eine Veränderung der Antrags- 

ruhestandsgrenze einen spürbaren Effekt auf den Verbleib der Beam-

tinnen und Beamten habe. Sie bezweifelte, dass eine Anhebung bei-

spielsweise auf 63 Jahre geeignet sei, um dem Fachkräftemangel ent-

gegenzuwirken. Dadurch stünde nur eine geringe Anzahl an Beamtin-

nen und Beamten zusätzlich zur Verfügung. Ausweislich des Evaluati-

onsberichts betraf das im Jahr 2021 insgesamt 588 Personen, davon 

waren mehr als die Hälfte Lehrkräfte. Das Argument überzeugt den 

LRH nicht. Nach seiner Auffassung sollte es in Zeiten des Fachkräfte-

mangels um jede Person gehen, die länger im Dienst bleibt. 

Die Landesregierung führte ferner an, ein Großteil würde wahrschein-

lich andere Modelle wie beispielsweise die Altersteilzeit nutzen, da die 

Entscheidung über ein früheres Ausscheiden überwiegend aus per-

sönlichen Gründen getroffen werde. Nach Auffassung des LRH ist das 

jedoch kein Argument gegen eine Anhebung. Denn diese Personen 

stünden dem Land dann weiterhin – ggf. nur reduziert – als Arbeits-

kräfte und Wissensträgerinnen und Wissensträger zur Verfügung.  

Ohne die Möglichkeit des frühzeitigen Ausscheidens könnten nach 

Auffassung der Landesregierung zudem gesundheitliche Probleme die 

Dienstunfähigkeitsverfahren erhöhen. Denn ein Teil der in der Evalua-

tion Befragten gab an, bei gesundheitlichen Problemen ein Dienstun-

fähigkeitsverfahren durch vorzeitiges Ausscheiden vermeiden zu 

                                                
91  Jahresbericht 2019, S. 49 „Vorzeitiger Ruhestand: Frühzeitige Evaluation ist 

geboten“. 
92  Drs. 19/2660. 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 87 

 
wollen.93 Nach Auffassung des LRH ist das kein zwingendes Argument 

dafür, die Antragsaltersgrenze beizubehalten. Vielmehr sollte es dem 

Dienstherrn aus Fürsorgegründen den Impuls geben, die Rahmenbe-

dingungen näher in den Blick zu nehmen.  

Der LRH hält es – auch im bundesweiten Vergleich – weiterhin für an-

gezeigt, dass das Land eine Änderung der Regelung anstrebt.  

Ruhestandsregelungen für Justizvollzugsbeamtinnen und -beamte  

Für die Justizvollzugsbeamtinnen und Justizvollzugsbeamten der 

Laufbahngruppe 1 kritisierte der LRH in seinem Jahresbericht 2018 die 

Regelung,94 wonach diese Personengruppe das Ruhestandseintrittsal-

ter ab 60 Jahren erreichte.95 Der LRH hielt die Altersgrenze u. a. für zu 

starr und unausgewogen. Denn das Land machte diese Möglichkeit 

einzig an der Tätigkeit im Justizvollzugsdienst fest. So profitierten auch  

Justizvollzugskräfte mit vorwiegend verwaltungsbezogenen Aufgaben 

bzw. außerhalb des Wechselschichtdienstes. Der LRH hielt Regelun-

gen mit belastungsabhängiger Komponente in Kombination mit einer 

heraufgesetzten Altersgrenze auf das 62. Lebensjahr für sachgerech-

ter. Der Gesetzgeber ist dem Vorschlag gefolgt und passte § 116 Nie-

dersächsisches Beamtengesetz (NBG) zum 01.01.2019 entsprechend 

an. 

Verringerte Altersgrenze in der Fachrichtung Feuerwehr 

Auch die Möglichkeit, dass sich die Altersgrenze für Beamtinnen und 

Beamte der Fachrichtung Feuerwehr um ein Jahr verringert, wenn sie 

entweder mindestens 25 Jahre im Einsatzdienst standen oder an einer 

zentralen Aus- und Fortbildungseinrichtung des Landes tätig waren,96 

                                                
93  Drs. 19/2660, S. 39. 
94  Jahresbericht 2018, S. 199 „Frühes Ruhestandseintrittsalter für Justizvoll-

zugskräfte kostet Millionen“. 
95  § 116 Abs. 1 NBG in der bis zum 31.12.2018 gültigen Fassung.  
96  § 115 Abs. 1 Satz 3 NBG. 
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sieht der LRH kritisch.97 Die letztgenannte Fallgestaltung sollte nach 

Auffassung des LRH überprüft werden, da die Tätigkeit in der Aus- und 

Fortbildung nicht gleichzusetzen ist mit den Belastungen eines 25-jäh-

rigen Einsatzdienstes.  

6.2 Ruhestandseintrittsalter für Polizeivollzugskräfte  

In Niedersachsen dürfen alle Polizeivollzugsbeamtinnen und  

Polizeivollzugsbeamten grundsätzlich mit 62 Jahren in den  

Ruhestand gehen. In sechs anderen Ländern haben Polizeivoll-

zugskräfte der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (ehemals hö-

herer Dienst), ein höheres Ruhestandseintrittsalter. Der LRH 

empfiehlt, die Altersgrenze für diesen Personenkreis auch in Nie-

dersachsen zu erhöhen. Dadurch hätte das Land weniger Perso-

nalausgaben zu leisten. 

Altersgrenzen im Vergleich 

Bis Ende des Jahres 2005 galt für niedersächsische Polizeivollzugs-

beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eine einheitliche Altersgrenze 

von 60 Jahren. Das allgemeine Renten- und Pensionseintrittsalter lag 

bei 65 Jahren. Der Abstand betrug mithin fünf Jahre. 

Seit Anfang des Jahres 2006 gilt in Niedersachsen für Polizeivollzugs-

kräfte eine Altersgrenze von 62 Jahren. Diese soll den besonderen 

physischen und psychischen Belastungen des Polizeivollzugsdienstes 

Rechnung tragen. Soweit die Polizeivollzugskräfte mindestens 

25 Jahre besonders belastende Tätigkeiten wie Wechselschichtdienst 

verrichtet haben, können sie sogar ein weiteres Jahr früher in den Ru-

hestand eintreten, also bereits mit 61 Jahren. Der Abstand zum allge-

meinen Renten- und Pensionseintrittsalter von 65 Jahren betrug sei-

nerzeit somit drei bzw. vier Jahre. 

                                                
97  Vgl. Jahresbericht 2021, S. 186 „Personalgewinnung für Brandschutzaufga-

ben der Niedersächsischen Akademie für Brand- und Katastrophenschutz“. 
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Die allgemeine Altersgrenze für Beamtinnen und Beamte wurde seit 

dem Jahr 2011 – in Anknüpfung an das gesetzliche Renteneintrittsal-

ter – schrittweise auf die Vollendung des 67. Lebensjahres angehoben. 

Demgegenüber verblieb die Altersgrenze für Polizeivollzugskräfte bei 

62 Jahren bzw. 61 Jahren. Der Abstand wuchs daher ab dem Jahr 

2011 auf fünf bzw. sogar sechs Jahre. 

Das Ministerium für Inneres und Sport erklärte gegenüber dem LRH, 

die Altersgrenzen für den Polizeivollzugsdienst seien bewusst nicht 

verändert worden. Es verwies auf die besonderen physischen und psy-

chischen Belastungen des Polizeivollzugsdienstes. 

Im Fokus: Ruhestandseintritt des ehemals höheren Dienstes98 

Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren Dienstes sind aufgrund  

ihrer Führungsaufgaben selten unmittelbar den Herausforderungen 

und Gefahren insbesondere im Einsatzdienst ausgesetzt. Sie unterlie-

gen den besonderen – auch schichtdienstbezogenen – Belastungen 

im Polizeivollzugsdienst nur begrenzt. 

Der LRH betrachtete den Ruhestandseintritt dieser Personengruppe 

daher näher: 

Sechs andere Länder99 legten für Polizeivollzugskräfte des ehemals 

höheren Dienstes ein höheres Ruhestandseintrittsalter als Nieder-

sachsen fest. Dies bedeutet, dass Polizeivollzugskräfte in vergleichba-

ren Funktionen und mit den gleichen Aufgaben dort über das 62. Le-

bensjahr hinaus arbeiten müssen. Beispielsweise liegt die Alters-

grenze für diesen Personenkreis in Brandenburg bei 65 Jahren. 

                                                
98  Die im Jahr 2009 eingeführte Bezeichnung „Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegs- 

amt“ hat sich im Sprachgebrauch nicht durchgesetzt. Im Folgenden wird die 
eingängigere Bezeichnung „ehemals höherer Dienst“ verwendet.  

99  Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen 
und Thüringen. 
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Der LRH empfiehlt, die Altersgrenze für diesen Personenkreis auch in 

Niedersachsen anzuheben. 

Es gibt einen besonders hohen Anteil von Polizeivollzugskräften des 

ehemals höheren Dienstes, die sowohl Willens als auch in der Lage 

sind, länger zu arbeiten: In den Jahren 2016 bis 2023100 schob in Nie-

dersachsen nahezu jeder Fünfte aus dieser Personengruppe den Ru-

hestand freiwillig hinaus.  

Zum Vergleich: Von den Polizeivollzugskräften des ehemals gehobe-

nen Dienstes verlängerte mit 14,4 % rd. jeder Siebte. Von den sonsti-

gen Beamtinnen und Beamten schoben durchschnittlich 6,8 %, d. h. 

nahezu nur jeder 15., den Ruhestand freiwillig hinaus. In allen anderen 

Berufsgruppen innerhalb der Landesverwaltung – beispielsweise Lehr-

kräfte, Justizvollzugskräfte, Finanzbeamtinnen und Finanzbeamte – ist 

diese Quote erheblich geringer. Die nächsthöhere Quote zu diesem 

Personenkreis wiesen mit 13,5 % die Professorinnen und Professoren 

auf.  

Untermauert wird die Empfehlung des LRH zudem dadurch: In den 

Jahren 2016 bis 2023 gab es in Niedersachsen insgesamt 573 Ruhe-

standsversetzungen von Polizeivollzugskräften wegen Dienstunfähig-

keit. Davon war jedoch nur eine einzige Person aus dem ehemals hö-

heren Dienst betroffen.  

Dass auch für die Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren Dienstes 

die polizeispezifische Altersgrenze von 62 Jahren bzw. 61 Jahren gilt, 

begründete das Ministerium insbesondere mit psychischen Belastun-

gen. Diese Beamtinnen und Beamten würden Einsatzlagen führen so-

wie unter zeitlichem Druck polizeiliche Entscheidungen bei Strafver-

fahren und zur Gefahrenabwehr von hoher Komplexität treffen. Zudem 

                                                
100  Die Zahlen- und Prozentsatzvergleiche im Betrachtungszeitraum beruhen auf 

Daten, die dem LRH vom Landesamt für Statistik Niedersachsen und dem 
Niedersächsischen Landesamt für Bezüge und Versorgung zur Verfügung ge-
stellt wurden. 
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sei dieser Personenkreis mit einem steigenden Zuwachs an Aufgaben 

und einer hohen Erwartungshaltung der Öffentlichkeit konfrontiert.  

Aus Sicht des LRH üben innerhalb der Landesverwaltung auch andere 

Beamtinnen und Beamte des ehemals höheren Dienstes Tätigkeiten 

aus, die mit ausgeprägten Belastungen einhergehen. Dies gilt bei-

spielsweise für Schulleitungen, Personen mit Leitungsfunktionen in ei-

nem Finanzamt für Fahndung und Strafsachen oder für Staatsanwäl-

tinnen und Staatsanwälte. Gleiches gilt für Führungskräfte innerhalb 

der Landespolizei, die keine Polizeivollzugskräfte sind. Der LRH sieht 

bei den teilweise hohen Belastungen kein Alleinstellungsmerkmal von 

Polizeivollzugskräften, wohl aber bei deren Altersgrenze. Denn das 

Ruhestandseintrittsalter der sonstigen Beamtinnen und Beamten des 

ehemals höheren Dienstes liegt – wie dargestellt – bei 67 Jahren.101  

Im Ergebnis hält der LRH – wie auch in anderen Ländern – ein höheres 

Ruhestandseintrittsalter für Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren 

Dienstes für angemessen. 

Finanzielle Auswirkungen einer Erhöhung der Altersgrenze 

Durch eine Erhöhung des Ruhestandseintrittsalters ließen sich Einspa-

rungen im Personalhaushalt realisieren. Das Ministerium selbst errech-

nete modellhaft überschlägig ein Einsparpotenzial von rd. 357.000 €, 

sofern die Altersgrenze für Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren 

Dienstes um zwei Jahre auf die Vollendung des 64. Lebensjahres an-

gehoben würde. Dabei legte das Ministerium insgesamt zehn Polizei-

vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte pro Jahr zugrunde, die 

mit 62 Jahren in den Ruhestand versetzt werden. 

Nach Einschätzung des LRH liegt die Summe deutlich höher. Er hält 

perspektivisch ein überschlägiges Einsparpotenzial von rd. 843.000 € 

für möglich: Zum einen traten im Betrachtungszeitraum 2016 bis 2023 

mehr Polizeivollzugskräfte des ehemals höheren Dienstes in den 

                                                
101  Mit Ausnahme von Personen in der Laufbahn der Fachrichtung Feuerwehr. 
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Ruhestand, als vom Ministerium berücksichtigt. Nicht nachvollziehbar 

ist zum anderen, dass das Ministerium seiner Berechnung zum größ-

ten Teil Einstiegsämter des ehemals gehobenen Dienstes zugrunde 

legte. Der LRH geht – anders als das Ministerium – nicht davon aus, 

dass beispielsweise ein Polizeidirektor durch einen Polizeikommissar 

ersetzt wird. Das Ministerium räumte ein, dass das Einsparpotenzial 

höher wäre, wenn es seiner Berechnung die voraussichtlichen Ruhe-

standseintritte im ehemals höheren Dienst zugrunde gelegt hätte. 

Der LRH sieht sich insgesamt bestätigt, dass die Altersgrenze für Poli-

zeivollzugskräfte des ehemals höheren Dienstes in Niedersachsen 

schon im Hinblick auf den Vergleich mit anderen Ländern erhöht wer-

den kann. Untermauert wird diese Auffassung durch das aufgezeigte 

Einsparpotenzial. 

6.3 Zu große Unterschiede bei Qualifizierungen des künftigen Füh-
rungspersonals  

Die Landesverwaltung qualifiziert ihr Personal für höherwertige 

Tätigkeiten und Führungsaufgaben sehr unterschiedlich, obwohl 

ein Rahmenkonzept des Landes vergleichbare Kriterien sicher-

stellen soll. 

Aus Sicht des LRH fehlt die erforderliche Qualitätssicherung. 

Landesweit verbindliche Mindeststandards für Zulassung, Aus-

wahl und Durchführung der Qualifizierung sichern die Qualität 

und Effizienz der Aufgabenerfüllung und sorgen für Chancen-

gleichheit. 

Zielsetzung der Qualifizierungen 

Das Land bietet ausgewählten Beschäftigten die Möglichkeit, sich für 

höherwertige Tätigkeiten und Führungsaufgaben zu qualifizieren.102 

Nach den Vorgaben der Niedersächsischen Laufbahnverord- 

                                                
102  § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO. 
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nung (NLVO) richtet sich dies an Beamtinnen und Beamte des ehe-

mals gehobenen Dienstes. Hierzu gehören beispielsweise Personen, 

die ein Hochschulstudium mit einem Bachelorgrad abgeschlossen und 

praktische Erfahrungen durch einen mit einer Prüfung abgeschlosse-

nen Vorbereitungsdienst erworben haben.103 Mit dieser Qualifizierung 

bietet sich dem Land ein weiteres Instrument, den Auswirkungen des 

demografischen Wandels zu begegnen: Es kann Führungskräfte aus 

dem bereits vorhandenen Personalbestand gewinnen. Eine erfolgrei-

che Qualifizierung eröffnet weitreichende Beförderungsmöglichkeiten 

einschließlich künftiger Führungsaufgaben. Zugleich steigern Auf-

stiegsmöglichkeiten die Attraktivität des Landes als Arbeitgeber. 

Neben den rechtlichen Vorgaben in der NLVO ergänzt ein Rahmen-

konzept die Qualifizierungsregelungen. Es zielt darauf ab, dass die 

Landesverwaltung für Qualifizierungen und die daraus resultierenden 

Beförderungen gleiche bzw. vergleichbare Kriterien heranzieht. Das 

Rahmenkonzept enthält jedoch keine verbindlichen Vorgaben.  

Der LRH stellte bei den Qualifizierungen in der unmittelbaren Landes-

verwaltung große Unterschiede fest.104  

Große Bandbreite bei der Qualifizierung 

Die Landesverwaltung qualifizierte in den Jahren 2015 bis 2023 insge-

samt 236 Beamtinnen und Beamte. Das entsprach 2 % des Personal-

bestands des ehemals gehobenen Dienstes in den Dienststellen, die 

qualifizierten.105 

Die Anzahl der Qualifizierungen verteilte sich unterschiedlich auf die 

Ressorts:  

                                                
103  Siehe u. a. § 14 Abs. 3 NBG. 
104  Gegenstand waren nur Qualifizierungen nach § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO. 
105  Darin enthalten sind auch 35 Qualifizierungen, bei denen die Dienststelle die 

spätere Verwendung der Qualifikantinnen und Qualifikanten auf Ämter der 
Besoldungsgruppen A 14 bzw. A 15 Niedersächsisches Besoldungsgesetz 
(NBesG) beschränkte. 
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Abbildung 20:  Anzahl der Qualifizierungen in den Ressorts 

Neben dem Finanzressort qualifizierten die Ressorts Justiz, Inneres 

und Umwelt am häufigsten. Dabei zeigten sich innerhalb der Ressorts 

große Unterschiede. So nutzten die Staatskanzlei und die Ministerien 

die Qualifizierung im Verhältnis106 sehr viel häufiger als deren nachge-

ordnete Dienststellen. Durchschnittlich qualifizierten sie eine(n) von 

16 Beamtinnen und Beamten des ehemals gehobenen Dienstes aus 

dem eigenen Haus. In den nachgeordneten Dienststellen, die qualifi-

zierten, lag das Verhältnis durchschnittlich nur noch bei 1 zu 59. 

Auch innerhalb der Staatskanzlei und der Ministerien zeigten sich deut-

liche Unterschiede. So qualifizierte – prozentual betrachtet107 – bei-

spielsweise das Innenministerium 1,7 % der eigenen Beamtinnen und 

Beamten des ehemals gehobenen Dienstes, wohingegen der Anteil im 

Justizministerium bei 15,7 % lag. 

                                                
106  Verglichen hat der LRH hier das Verhältnis der durchgeführten Qualifizierun-

gen der Staatskanzlei und der Ministerien zum eigenen Personalbestand des 
ehemals gehobenen Dienstes sowie dieses Verhältnis in den nachgeordneten 
Dienststellen. 

107  Grundlage für die Betrachtung ist der Anteil der erfolgten Qualifizierungen 
zum Personalbestand des ehemals gehobenen Dienstes des jeweiligen Mi-
nisteriums bzw. der Staatskanzlei. 
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Abbildung 21:  Anteil der Qualifizierungen zum Personalbestand des ehemals 
gehobenen Dienstes der Staatskanzlei und der Ministerien  

Die Bandbreite zeigt, dass die Nutzung von Qualifizierungen im Prü-

fungszeitraum sehr unterschiedlich ausfiel.  

Fehlende verbindliche Mindeststandards 

Neben der unterschiedlichen Verteilung der Qualifizierungen stellte der 

LRH deutliche Unterschiede bei den Zulassungsvoraussetzungen und 

der Durchführung der Qualifizierung fest:  

• Es gab keine landeseinheitlichen Zulassungsvoraussetzungen. 

Beispielsweise konnten sich in einigen Dienststellen Beamtinnen 

und Beamte erst mit der Besoldungsgruppe A 13 NBesG auf eine 

Qualifizierung bewerben, in anderen Dienststellen bereits ab 

A 12 NBesG, vereinzelt sogar ab A 11 NBesG. 

• Die Dauer der Qualifizierungen variierte stark zwischen wenigen 

Monaten und zwei Jahren. 

• Nicht für alle Qualifikantinnen und Qualifikanten war eine Hospi-

tation vorgesehen, also ein Einsatz in einer anderen Dienststelle, 

um dort Erfahrungen zu sammeln. 
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Das Rahmenkonzept zur Qualifizierung bildet zwar in vielen Fällen die 

Grundlage für die eigenen Regelungen der Dienststellen. Da es aber 

weder Mindeststandards definiert noch diese verbindlich vorgibt, lässt 

es einen sehr großen Gestaltungsspielraum.  

Statt auf eine landesweit vergleichbare Qualifizierungspraxis stieß der 

LRH daher auf viele ressorteigene Individuallösungen. Das Land ver-

fehlte dadurch das Ziel des Rahmenkonzepts, vergleichbare Kriterien 

für Qualifizierungen und daraus folgende Beförderungen in der Lan-

desverwaltung zugrunde zu legen.  

Anders als der LRH hält das Innenministerium die im Rahmenkonzept 

festgelegten Kriterien für verbindlich. Dies geht aus dem Rahmenkon-

zept jedoch nicht hervor: Es legt weder eindeutig fest, für wen es gilt, 

noch stellt es ausdrücklich klar, dass es verbindlich anzuwenden ist. 

Gleichwohl sieht das Innenministerium Handlungs- und Anpassungs-

bedarf bei den Qualifizierungsregelungen. Derzeit überarbeitet es da-

her die NLVO. Auf dieser Grundlage beabsichtigt das Ministerium fer-

ner, in einem weiteren Schritt das Rahmenkonzept weiterzuentwickeln. 

Fazit 

Aus Sicht des LRH ist es erforderlich, dass das Land Mindeststandards 

für Zulassung, Auswahl und Durchführung der Qualifizierung definiert, 

die verbindlich für alle Ressorts gelten. Mindeststandards sind insbe-

sondere dann von zentraler Bedeutung, wenn Aufgaben betroffen sind, 

die für eine funktionsfähige und effektive Verwaltung wesentlich sind. 

Führungsaufgaben gehören zu diesen Aufgaben.  

Die vom LRH festgestellten Abweichungen bei den Qualifizierungen 

können dagegen zu unterschiedlichen Erfahrungs- und Wissensstän-

den führen. Darüber hinaus bergen sie die Gefahr einer ungerechtfer-

tigten Ungleichbehandlung, z. B. durch zu große Unterschiede bei der 

Dauer der Qualifizierungsmaßnahmen.  
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Verbindliche Mindeststandards für Qualifizierungen tragen damit im Er-

gebnis auch zur Effizienz und Qualität der Aufgabenerfüllung des  

Landes bei. 
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7 Personalplanung und Personaleinsatz in Zeiten des Fachkräfte-

mangels 

Die erwartet hohen Personalabgänge und der Fachkräftemangel 

fordern vom Land eine wirtschaftliche und vorausschauende 

Personalplanung und einen zielgerichteten Personaleinsatz. 

Schon in der Vergangenheit hatte der LRH hier in den Bereichen 

Justiz, Polizei und Schule Verbesserungspotenziale aufgezeigt.  

Aktuell stellte er fest, dass das Kultusministerium nicht die erfor-

derlichen Daten vorhält, um die knappen Lehrkräfte gezielt ein-

zusetzen. Das Finanzministerium nutzte die Erkenntnisse aus 

seiner Personalbedarfsplanung nicht für eine längerfristige  

Planung. Auch vorhandene Ausbildungskapazitäten der Steuer-

akademie schöpfte das Land nicht aus. 

7.1 Wo steht das Land bei Personalplanung und -einsatz? 

In Zeiten des Fachkräftemangels ist zunehmend entscheidend, dass 

das Land die vorhandenen Fachkräfte konsequent in den Bereichen 

einsetzt, für die das Personal ausgebildet ist. Dies ist bereits bei der 

Personalplanung zu berücksichtigen.  

Die Personalplanung ist ein wichtiges Instrument dafür, dass das Land 

handlungsfähig bleibt. So kann es u. a. auf Personalveränderungen 

sowie Personalabgänge jeglicher Art reagieren. Die Personalplanung 

stellt sicher, dass die richtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur 

richtigen Zeit am richtigen Ort verfügbar sind, um die Aufgaben der 

Verwaltung effektiv zu erfüllen. Eine strategische Personalplanung er-

möglicht es dem Land, auf demografische Herausforderungen wie 

Überalterung des Personalbestands und Fachkräftemangel rechtzeitig 

zu reagieren und gleichzeitig die Personalausgaben gezielter im Sinne 

der Wirtschaftlichkeit zu steuern. 
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Zielgerichteter Personaleinsatz von hoher Bedeutung 

Über mehrere Jahre stellte der LRH in verschiedenen Bereichen der 

Landesverwaltung fest, dass das Land sein Personal nicht konsequent 

ausbildungsspezifisch, sondern in Teilen sogar fachfremd einsetzte. 

Verwaltungsaufgaben in den Justizbehörden 

So empfahl der LRH den Justizbehörden in seinem Jahresbericht 

2023, für ihre Verwaltungsaufgaben zunehmend Verwaltungsfachper-

sonal statt Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger einzusetzen.108 Die 

Landesregierung teilte diese Einschätzung nicht, da sämtliche Aufga-

ben in der Justizverwaltung – mit wenigen Ausnahmen – ein fundiertes 

Verständnis der Abläufe bei Gerichten oder Staatsanwaltschaften vo-

raussetzten. Der Einsatz von Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern 

für allgemeine Verwaltungsaufgaben habe sich bewährt. Verwaltungs-

fachpersonal könne die Aufgaben nicht mit gleicher Effektivität, Effizi-

enz und Wirtschaftlichkeit wahrnehmen.109 Diese Annahmen überzeu-

gen den LRH nicht. Insbesondere sieht er in den Abläufen an Gerich-

ten und Staatsanwaltschaften keine besondere Komplexität, die sich in 

erheblicher Weise von Verwaltungsabläufen in anderen Verwaltungs-

bereichen abhebt. 

Personaleinsatz in den Gerichten und Staatsanwaltschaften 

In seinem Jahresbericht 2021 forderte der LRH für den Personalein-

satz in den Gerichten und Staatsanwaltschaften, Aufgaben im Innen-

dienst verstärkt auf Tarifbeschäftigte zu verlagern und den Justiz-

wachtmeisterdienst vorrangig für die bedeutender gewordenen Sicher-

heitsaufgaben einzusetzen.110 Das Justizministerium stellte in Aus-

sicht, einem Teil der Empfehlungen zu folgen.  

                                                
108  Jahresbericht 2023, S. 108 „Justiz – effizienter verwalten“. 
109  Drs. 19/6122, S. 6. 
110  Jahresbericht 2021, S. 241 „Justizwachtmeisterdienst – neu und nachhaltig 

ausrichten“. 
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Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte in den Stabsbereichen der 

Polizei 

Im Jahresbericht 2016 hob der LRH hervor, dass der Anteil der Poli-

zeivollzugsbeamtinnen und -beamten in den Stabsbereichen der Poli-

zei zu hoch war und diese verstärkt von vollzugsfremden Aufgaben zu 

entlasten sind. Der LRH wies u. a. auf die dahinterstehenden wirt-

schaftlichen Aspekte hin: Denn insbesondere wegen ihrer niedrigeren 

Pensionsaltersgrenze kostet ihr Einsatz deutlich mehr als der Einsatz 

von Verwaltungspersonal.111 Die Polizei signalisierte, künftig weniger 

Polizeivollzugspersonal in den Stäben einsetzen zu wollen. 

Lehrkräfteeinsatz außerhalb des Klassenzimmers 

Auch im Schulbereich fand der LRH Beispiele dafür, dass das Land 

Lehrkräfte fachfremd oder außerhalb des Schulbereichs einsetzte. Im 

Jahresbericht 2022 zeigte der LRH auf, dass Landespersonal an über 

75 % der Grundschulen mit IT-Administrationsaufgaben belastet war. 

IT-Administration ist jedoch eine kommunale Aufgabe, die von Bund 

und Land mit erheblichen Finanzmitteln unterstützt wird.112 Ferner 

zeigte der LRH in seinem Jahresbericht 2023 auf, dass Verwaltungs-

aufgaben viel Zeit der Lehrkräfte binden. Mittels einer Hochrechnung 

verdeutlichte der LRH, dass im Schuljahr 2020/21 Lehrkräfte im Um-

fang von 286 Vollzeiteinheiten nicht vollständig für pädagogische Auf-

gaben zur Verfügung standen, sondern stattdessen das Schulgiro-

konto verwalteten.113 Auch die Abordnungspraxis und die Gewährung 

von Anrechnungsstunden führte dazu, dass beispielsweise im Schul-

jahr 2020/21 Lehrkräfte im Umfang von 1.277 Vollzeiteinheiten nicht 

                                                
111  Jahresbericht 2016, S. 20 „Mehr Polizei auch ohne mehr Personal!“. 
112  Jahresbericht 2022, S. 141 „IT-Administration an Grundschulen weiterhin auf 

Kosten des Unterrichts“. 
113  Jahresbericht 2023, S. 66 „Kassensturz in den Schulen: Lernmittel, Schulfahr-

ten, Reisekosten“. 
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für den Schulbereich zur Verfügung standen.114 Im Schuljahr 2011/12 

lag der Umfang noch bei 657 Vollzeiteinheiten.115 

7.2 Unterrichtserteilung im Sekundarbereich I: Plan und Wirklichkeit  

Die regelmäßig veröffentlichten Daten des Kultusministeriums 

zur Unterrichtsversorgung bilden nicht den Anteil des nach Stun-

denplan erteilten Unterrichts in den Schulen ab. Dieser lag in den 

Schuljahren 2022/23 und 2023/24 bei durchschnittlich 81 %. 

Das Kultusministerium verzichtet auf die Erhebung des plan- 

mäßig erteilten Unterrichts an den Schulen. Diese Daten wären 

notwendig, um die knappen Lehrkräfte-Ressourcen gezielt ein-

zusetzen. 

Unterrichtsversorgung in Niedersachsen 

Den Schulen in Niedersachsen standen im Schuljahr 2022/23 

rd. 1,35 Mio. Lehrerwochenstunden für den Unterricht zur Verfügung. 

Dabei handelt es sich allerdings um einen theoretischen Maximalwert.  

Das Kultusministerium veröffentlicht zwar die statistischen Werte zur 

Unterrichtsversorgung. Diese erreichten in den Schuljahren 2023/24 

und 2024/25 einen landesweiten schulformübergreifenden Durch-

schnittswert von 96,9 %. Im Schuljahr 2022/23 lag die Unterrichtsver-

sorgung bei 96,3 %. 

Die Werte zur Unterrichtsversorgung bilden jedoch nicht ab, wie viel 

des geplanten Unterrichts die Schülerinnen und Schüler tatsächlich er-

halten. 

                                                
114  Haushaltsplan 2025, Übersicht in den Erläuterungen zu Kapitel 07 10  

Titel 422 11, S. 90. 
115  Jahresbericht 2013, S. 83 „Einsatz von Lehrkräften im außerschulischen Be-

reich“. 
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Tatsächlich erteilter Unterricht 

Der Anteil des Unterrichts, der nach Stundenplan erteilt wird, liegt auf-

grund verschiedener Einflussfaktoren niedriger als der statistische 

Wert der Unterrichtsversorgung. So führen unterschiedliche Anlässe 

wie Exkursionen, Projekte, Prüfungen und Elternsprechtage dazu, 

dass Unterricht nicht nach Stundenplan erteilt werden kann. Hinzu 

kommen Erkrankungen von Lehrkräften und sonstige persönliche 

Gründe.  

Das Kultusministerium sah bislang davon ab, den planmäßig erteilten 

Unterricht zu erheben. Daher befragte der LRH alle 766 öffentlichen 

allgemeinbildenden Schulen des Sekundarbereichs I, welcher Anteil 

der geplanten Unterrichtsstunden tatsächlich erteilt wurde. 

Dabei stellte der LRH die tatsächlich gehaltenen Unterrichtsstunden 

dem ursprünglich geplanten Unterricht gegenüber. Im Ergebnis konn-

ten in den Schulen im Schuljahr 2022/23 durchschnittlich nur 81 % der 

Unterrichtsstunden nach Stundenplan erteilt werden. 

Somit wurden durchschnittlich 19 % des Unterrichts – also jede fünfte 

Stunde – nicht nach Stundenplan erteilt. In diesen Stunden vertraten 

im besten Fall andere Lehrkräfte den Unterricht. In den anderen Fällen 

betreute nichtlehrendes Personal die Schülerinnen und Schüler oder 

der Unterricht entfiel sogar ersatzlos. 

Organisation des Vertretungsfalls 

Nach der Erlasslage sind alle Schulen verpflichtet, ein geeignetes Ver-

tretungskonzept zu entwickeln, um Unterrichtsausfall weitestgehend 

zu vermeiden.  Dennoch gaben nur 68,3 % der Schulleitungen an,  

Regelungen für Unterrichtsausfälle durch ein schriftliches Vertretungs-

konzept getroffen zu haben. Somit fehlte jeder dritten Schule das vor-

geschriebene Vertretungskonzept. 
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Das Kultusministerium kündigte in seiner Stellungnahme an, zukünftig 

auf ein schriftliches Vertretungskonzept an allen Schulen hinzuwirken.  

Unterrichtserteilung nach Schulformen 

In den einzelnen Schulformen ergaben sich unterschiedliche Anteile 

von planmäßig erteilten Unterrichtsstunden:  

 

Abbildung 22:  Planmäßig erteilter Unterricht im Schuljahr 2022/23 

Die höchste Quote von 86 % stellte der LRH an den Gymnasien fest. 

Demgegenüber wiesen die Integrierten Gesamtschulen den niedrigs-

ten Wert auf. Hier wurden 78 % der vorgesehenen Unterrichtsstunden 

planmäßig erteilt. Damit lagen diese acht Prozentpunkte unter dem Er-

gebnis der Gymnasien. 

Ergebnis im Schuljahr 2023/24 bestätigt 

Der LRH führte eine zweite Umfrage zur Unterrichtserteilung im Schul-

jahr 2023/24 durch, um mit diesen Vergleichsdaten die Feststellungen 

aus dem Vorjahr zu verifizieren. 

Das Ergebnis des Schuljahres 2022/23 bestätigte sich: Die Schülerin-

nen und Schüler erhielten abermals nur durchschnittlich 81 % plan-

mäßig erteilten Unterricht. Ebenso wiesen die differenzierten Auswer-

tungen nach Schulformen fast identische Ergebnisse zum 
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vorhergehenden Schuljahr auf. Die höchste Quote von 86 % stellte der 

LRH wieder bei den Gymnasien fest.  

Regionale Unterschiede  

Der LRH wertete die Daten der einzelnen Schulen für beide Schuljahre 

nach ihrer Zugehörigkeit zu den Regionalen Landesämtern für Schule 

und Bildung (RLSB) aus.  

 

Abbildung 23:  Planmäßige Unterrichtserteilung nach RLSB 

Danach zeichnete sich das RLSB Osnabrück in beiden Schuljahren 

durch den höchsten Anteil an planmäßig erteiltem Unterricht aus. Dem-

gegenüber erreichten die Schulen in dem RLSB Hannover durch-

schnittlich mit rd. 79 % jeweils den niedrigsten Wert. 

Innerhalb des RLSB Hannover lag der planmäßig gehaltene Unterricht 

im Schuljahr 2022/23 in sechs von acht Landkreisen durchschnittlich 

unterhalb des Landesschnitts von 81 %. Ein ähnliches Ergebnis ermit-

telte der LRH für das Schuljahr 2023/24. Die geringsten Quoten wiesen 

in beiden Schuljahren sowohl die Stadt und die Region Hannover als 

auch der Landkreis Schaumburg auf. 

Demgegenüber lagen im RLSB Osnabrück von insgesamt 17 Land-

kreisen in beiden Schuljahren nur zwei unter dem Landesdurchschnitt. 

Zudem zeigten sich deutliche Unterschiede zwischen den Landkreisen 

beim Anteil des planmäßig erteilten Unterrichts. So lagen die 

50 % 55 % 60 % 65 % 70 % 75 % 80 % 85 % 90 %

Osnabrück

Lüneburg

Hannover

Braunschweig 2022/23
2023/24
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niedrigsten Werte des Schuljahres 2022/23 in den Landkreisen 

Schaumburg, Verden und der Region Hannover 16 Prozentpunkte un-

terhalb des Anteils an planmäßig erteiltem Unterricht im Landkreis 

Wittmund. 

Statistische Erhebung anderer Länder 

Abgesehen von Niedersachsen und dem Saarland erheben alle Bil-

dungsministerien den Unterrichtsausfall. Sie halten die Erkenntnisse 

einer Unterrichtsausfallstatistik für hilfreich, um ihre Ressourcen zu 

lenken. 

Demgegenüber betrachtet das Niedersächsische Kultusministerium 

die Erhebung des Unterrichtsausfalls lediglich als zusätzlichen Auf-

wand. Das Ministerium erkennt keinen Wert für die Steuerung. 

Fazit 

Das Kultusministerium konnte zum Schuljahr 2024/25 die Unterrichts-

versorgung zumindest stabilisieren. Inwieweit sich dies auf die Quote 

des planmäßig erteilten Unterrichts auswirken wird, lässt sich mit den 

derzeitigen Auswertungen des Kultusministeriums nicht feststellen. 

Der LRH moniert, dass das Kultusministerium im Gegensatz zu ande-

ren Ländern die Daten zur Unterrichtserteilung geringschätzt. Mit der 

statistischen Erhebung könnte das Kultusministerium einen validen 

Überblick über die planmäßig erteilten Unterrichtsstunden gewinnen. 

Dies gilt sowohl für besonders betroffene Unterrichtsfächer als auch 

für schulformbezogene und regionale Unterschiede.  

Erst mit diesen Kenntnissen über die Unterrichtserteilung kann das 

Kultusministerium die knappen Lehrkräfte-Ressourcen gezielt einset-

zen. 
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Das Kultusministerium merkte in seiner Stellungnahme an, dass der 

schulische Bildungsauftrag über den Stundenplan hinausgehe. Der 

LRH verkennt nicht, dass auch in außerunterrichtlichen Kontexten 

Kompetenzen erworben werden. Sein Hauptaugenmerk lag jedoch da-

rauf, erstmals die Abweichung des tatsächlich erteilten Unterrichts vom 

ursprünglichen Stundenplan quantitativ zu erfassen. 

7.3 Personalplanung in der Steuerverwaltung unzureichend  

Trotz einer Pensionierungswelle und fortschreitender Digitalisie-

rung hat das Finanzministerium keine belastbare Planung für 

den Personalbedarf der Steuerverwaltung. Das Finanzministe-

rium nutzt die vorhandenen Zahlen zwar für die laufende Perso-

nalverteilung auf die Finanzämter, nicht jedoch für eine länger-

fristige Planung, um die zukünftige Handlungsfähigkeit der wich-

tigsten Einnahmeverwaltung sicherzustellen.  

Die Ausbildungskapazität der Steuerakademie wurde in den ver-

gangenen Jahren nicht immer ausgeschöpft, obwohl der Perso-

nalmangel bereits seit Jahren besteht. 

Pensionierungswelle in der Steuerverwaltung 

Die rd. 12.800 Beschäftigten der Steuerverwaltung sichern die Steuer-

einnahmen von jährlich rd. 52 Mrd. €, mit denen das Land und der 

Bund ihre Aufgaben erfüllen. In den Jahren 2024 bis 2027 scheidet 

voraussichtlich rd. ein Viertel aller Beschäftigten aus.116 Vor diesem 

Hintergrund prüfte der LRH, ob die Steuerverwaltung über eine struk-

turierte und bedarfsgerechte Personalplanung verfügt und wie sie die 

Herausforderung der großen Pensionierungswelle angeht. Dabei ist 

neben dem Demografischen Wandel auch die Digitalisierung zu be-

rücksichtigen. 

                                                
116  Pressemitteilung des Finanzministeriums vom 04.03.2024. 
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Personalbedarfsberechnung 

Ein zentrales Instrument einer Personalplanung ist eine Personalbe-

darfsberechnung. Sie zeigt den aktuellen und zukünftigen Personalbe-

darf auf und ist Basis für personalwirtschaftliche Entscheidungen. 

Das Finanzministerium ermittelt seinen Personalbedarf auf der Grund-

lage standardisierter Zeitbedarfe für bestimmte Aufgaben in den  

Finanzämtern. Diese Zeitbedarfe werden jährlich mit aktuellen Fallzah-

len fortgeschrieben und nach Aussage des Finanzministeriums ggf. in-

haltlich angepasst. 

Die ermittelten Werte sind jedoch nicht ausreichend aktuell. Ein Bei-

spiel: Für telefonische Auskünfte bei Arbeitnehmerfällen117 werden 

5,04 Minuten für jede Steuererklärung angesetzt. Das ergibt pro Jahr 

über 16 Arbeitstage je Arbeitskraft. Der Zeitbedarf wurde im Jahr 2006 

ermittelt, im Jahr 2021 überprüft und unverändert belassen. Zwischen-

zeitlich veränderten digitale Wege wie das ELSTER-Online-Portal die 

Information und Kommunikation erheblich. Der Wert erscheint dem 

LRH veraltet, da nur noch in wenigen Fällen eine telefonische Auskunft 

erfolgen dürfte. Im Übrigen spricht es gegen die Qualität der Überprü-

fung, dass sich der Wert nach über 15 Jahren nicht einmal in der zwei-

ten Nachkommastelle veränderte. 

Auch die Realitätsnähe der Personalbedarfsberechnung zweifelt der 

LRH an. So weist die Berechnung eine angestiegene Lücke zwischen 

dem benötigten und dem vorhandenen Personal auf: Diese stieg von 

500 Vollzeitkräften im Jahr 2015 auf 1.950 Vollzeitkräfte im Jahr 2024. 

Demnach wäre aktuell rd. jede sechste erforderliche Stelle nicht be-

setzt. Wenn tatsächlich so viel Personal fehlen sollte, stellt sich die 

Frage, wie die Finanzämter über einen so langen Zeitraum trotzdem 

ihre Aufgaben erledigen konnten. Zudem nutzt das Finanzministerium 

die Personalbedarfsberechnung nicht für die Bemessung des 

                                                
117  Arbeitnehmerfälle sind Fälle der Veranlagung von Personen mit Einkünften 

aus nichtselbständiger Arbeit. 
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Personals. Die eigene Personalbedarfsberechnung setzte das Finanz-

ministerium nicht in die Haushaltsplanung um. 

Das Finanzministerium teilte hierzu mit, dass kein Anlass bestehe, die 

Personalbedarfsberechnung in Zweifel zu ziehen. Die Lücke zwischen 

dem errechneten Personalbedarf und dem vorhandenen Personal 

führe zu einer zusätzlichen Belastung der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter und in der Folge zu einer suboptimalen Aufgabenwahrnehmung. 

Der LRH zweifelt eine Mehrbelastung nicht an. Die tatsächliche Erledi-

gung des jährlichen Arbeitsanfalls bei akzeptabler Qualität trotz lt. Per-

sonalbedarfsberechnung enormen Personalmangels seit über einem 

Jahrzehnt werfen allerdings Zweifel an den Zahlen auf. 

Kurzfristige Personalplanung ohne längerfristige Prognose 

Das Finanzministerium nutzt die Personalbedarfsberechnung momen-

tan vorwiegend für die Verteilung des Personals auf die einzelnen  

Finanzämter. Das vorrangige Ziel der Personalbedarfsberechnung ist 

nicht die strategische Personalplanung. Lt. Finanzministerium zeige 

die Personalbedarfsberechnung „nicht den zukünftigen Personalbe-

darf auf“. Eine über den jeweiligen Ausbildungszeitraum (zwei bzw. 

drei Jahre) hinausgehende Prognose für den Personalbedarf erstellt 

das Finanzministerium nicht. Veränderungen wie zunehmende Digita-

lisierung und automatisierte Bearbeitung von Steuererklärungen ge-

hen somit nicht erkennbar in die Personalplanung ein – obwohl durch 

Digitalisierung viele einfachere Aufgaben wegfallen werden. 

Das Finanzministerium vertritt hierzu die Auffassung, dass Digitalisie-

rungsanstrengungen „weder vom Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 

noch von ihrer quantitativen Auswirkung her bestimmbar“ seien. Deren 

Aufnahme in eine Personalplanung wäre eine „Datengrundlagen ent-

behrende Spekulation“. Aus Sicht des LRH ist es jedoch notwendig, 

die bedeutenden Einflussgrößen abzuschätzen und einzubeziehen. 

Ohne eine belastbare Personalbedarfsplanung kann das Finanzminis-

terium nicht zielgerichtet steuern und die zukünftige Handlungsfähig-

keit der wichtigsten Einnahmeverwaltung nicht sicherstellen.  
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Verstärkter Steuerungsbedarf durch höhere Personalabgänge 

Der demografische Wandel verändert die Altersstruktur der Beschäf-

tigten: Lt. dem aktuellen Personalstrukturbericht des Landes wird es 

im Geschäftsbereich des Finanzministeriums118 noch bis zum Jahr 

2035 einen erhöhten Altersabgang geben – auch im Vergleich mit der 

gesamten Landesverwaltung. Rd. 25 % Beschäftigte mehr als im 

Durchschnitt119 werden in den Ruhestand wechseln. 

Im Geschäftsbereich des Finanzministeriums weist die Gruppe der 

35- bis 44-Jährigen einen deutlich geringeren Anteil als die Vergleichs-

gruppe der Landesverwaltung auf. Hingegen ist die Gruppe der 

55-Jährigen und älter überproportional vertreten. 

 

Abbildung 24:  Altersverteilung gruppiert – gesamte Landesverwaltung 
und Geschäftsbereich Finanzministerium 

Bereits im Jahr 2009 kannte das Finanzministerium die problemati-

schen Folgen des demografischen Wandels und hätte anfangen kön-

nen zu reagieren. Der Vergleich mit der gesamten Landesverwaltung 

zeigt, dass in anderen Teilen der Landesverwaltung ein Ungleichge-

wicht der einzelnen Altersgruppen zueinander nicht entstanden ist.  

                                                
118 Der Geschäftsbereich besteht aus dem Finanzministerium, dem Landesamt 

für Steuern Niedersachsen, dem Landesamt für Bau und Liegenschaften, dem 
Landesamt für Bezüge und Versorgung sowie deren nachgeordnete Dienst-
stellen. 

119 Rd. 25 % mehr entsprechen rd. 1.000 Beschäftigten. 
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Einstellungsplanung und Auswirkung auf den Personalbestand 

Das Finanzministerium plant die Einstellungen anhand der jeweils  

voraussichtlichen Pensionierungen. Eine über die dreijährige Ausbil-

dungszeit hinausgehende vorausschauende Einstellungsplanung er-

folgt nicht. 

Das Finanzministerium nutzte die vorhandene Ausbildungskapazität 

für den ehemals gehobenen Dienst in der Vergangenheit nicht immer 

vollständig. Eine Erhöhung der Maximalkapazität erfolgte auch erst im 

Jahr 2024. Bis einschließlich des Jahres 2027 soll für diese Personen-

gruppe jeweils bis zur Kapazitätsgrenze eingestellt werden. Dabei 

rechnet das Finanzministerium realistisch mit tatsächlichen Zugängen 

von 80 % der Nachwuchskräfte, welche ihre Ausbildung erfolgreich ab-

schließen werden.  

Der LRH berechnete die Entwicklung des Personalmangels im ehe-

mals gehobenen Dienst überschlägig: Wenn, wie dargestellt, die Aus-

bildungskapazität lt. Finanzministerium ab dem Jahr 2028 wieder zu-

rückgefahren wird, kann bis zum Jahr 2038 nicht einmal das gegen-

wärtige Niveau des Personalbestands gehalten werden. 

 

Abbildung 25:  Prognose Veränderung Personalbestand ehemals gehobener 
Dienst 
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Die Grafik zeigt die prognostizierte Veränderung des Personalbe-

stands des ehemals gehobenen Dienstes bis zum Jahr 2038 abhängig 

von der Nutzung der Ausbildungskapazitäten der Steuerakademie. Nur 

eine vollständige Auslastung der Ausbildungskapazitäten bis mindes-

tens zum Jahr 2038 kann langfristig den Personalbestand sichern und 

die bestehende Lücke im ehemals gehobenen Dienst von derzeit 

rd. 950 Vollzeiteinheiten zum Bedarf wieder etwas schließen. Gerin-

gere Ausbildungszahlen würden den Personalmangel verschärfen. 

Auswirkungen der Digitalisierung 

Mit fortschreitender Digitalisierung kann die Steuerverwaltung ihre 

Leistung mit weniger Personal erbringen. Einfache und standardisierte 

Vorgänge werden automatisiert, sodass sich die Beschäftigten auf an-

spruchsvollere Aufgaben konzentrieren können. Zwar baut die Steuer-

verwaltung die Digitalisierung seit Jahren mit viel Geld aus. Das  

Finanzministerium kann jedoch keine belastbaren Aussagen zu dem 

sich dadurch verändernden Personalbedarf treffen. Prognostiziert hat 

das Ministerium die Veränderungen bislang nicht und hat dies auch 

zukünftig nicht vor. Dies kritisiert der LRH. 

Die wegfallenden einfacheren Aufgaben senken den Bedarf an Be-

schäftigten des ehemals mittleren Dienstes. Trotzdem fährt das  

Finanzministerium die Ausbildung in diesem Bereich nicht zurück. Im 

Gegenteil: Es bildet mehr Personal in diesem Segment aus als in dem 

für die höher qualifizierten Aufgaben.120 Und dies, obwohl neues Per-

sonal im Regelfall mehr als 40 Jahre im aktiven Dienst sein wird. Heute 

verschleppte Anpassungen haben somit langfristige Auswirkungen. 

Der LRH fordert, die Anzahl der Einstellungen für den ehemals mittle-

ren Dienst kritisch zu hinterfragen und zu verringern. Das Finanzminis-

terium ist hierzu gegensätzlicher Auffassung. Bedarfsminderungen 

würden durch neue Aufgaben (die u. a. erst durch Digitalisierung ent-

stehen) und die weiter zunehmende Komplexität des Steuerrechts 

                                                
120 Im Jahr 2024 gab es für den ehemals mittleren Dienst 328 Ausbildungsplätze, 

für den ehemals gehobenen Dienst 273 Ausbildungsplätze. 
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mehr als ausgeglichen. Die Komplexität des Steuerrechts spricht aus 

Sicht des LRH aufgrund der anspruchsvolleren Tätigkeiten allerdings 

für eine Stärkung des ehemals gehobenen Dienstes und nicht für un-

verändert hohe Einstellungen im ehemals mittleren Dienst. 

Abschließend zeigt die Personalsituation nach Einschätzung des LRH 

sehr deutlich auf, wie unumgänglich es ist, die Digitalisierung ener-

gisch voranzutreiben, um die höhere Effizienz zum Abfedern des Per-

sonalmangels zu nutzen. 
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8 Organisation und Aufgabenkritik als wichtige Weichenstellungen 

Das vom Land im Jahr 2024 eingeleitete Geschäftsprozess- 

management bietet den Ressorts die Chance, die Grundlage für 

eine digitale und wirtschaftlichere Aufgabenwahrnehmung zu 

schaffen. Anläufe für Reformmaßnahmen in den vergangenen 

zwanzig Jahren betrachteten nur Teilbereiche und blieben ohne 

nachhaltige Wirkung.  

8.1 Wo steht das Land bei Organisation und Aufgabenkritik? 

Um die Auswirkungen des Personal- und Fachkräftemangels auf die 

Landesverwaltung abzumildern, sind Organisation und Aufgabenwahr-

nehmung kontinuierlich anzupassen. Hierfür muss das Land ermitteln, 

welche Aufgaben in welcher Form wahrzunehmen sind und welches 

Personal dafür erforderlich und verfügbar sein wird. Daher sieht der 

LRH seit Jahren die Notwendigkeit, der Personalplanung eine syste-

matische Aufgabenkritik sowie regelmäßige Organisationsuntersu-

chungen zugrunde zu legen. Zugleich muss das Land Wege finden, 

das Wissen der Fachkräfte besser zu bündeln. Hierbei spielt auch die 

Digitalisierung eine wichtige Rolle.  

Bestandsaufnahme und Bewertung der Aufgaben 

Die bislang letzte umfassende Reform der Landesverwaltung mit Quer-

schnittswirkung bzw. einer grundlegenden Aufgabenneuordnung 

nahm die Landesregierung im Jahr 2004 vor. Zuletzt richtete die Lan-

desregierung Anfang des Jahres 2019 die Regierungskommission 

„Moderne Verwaltung für ein modernes Niedersachsen“ ein, deren Un-

tersuchungsgegenstand jedoch von vornherein weite Teile der 
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Landesverwaltung121 und damit den Großteil der Landesaufgaben von 

der Betrachtung ausnahm.122  

Im Jahr 2022 stellte der LRH fest, dass eine Mehrheit der Dienststellen 

und Behörden des Landes keinen systematischen Überblick über die 

eigenen Aufgaben hatte. Dadurch fehlte die Grundlage für eine umfas-

sende Aufgabenkritik. Der LRH zeigte ferner auf, dass nur 60 % der 

Behörden und Dienststellen des Landes in den fünf Jahren zuvor nach 

eigenen Angaben überhaupt Aufgabenkritik betrieben.123  

Im Ergebnis führte das Land seit mittlerweile 20 Jahren keine umfas-

sende Bestandsaufnahme und Bewertung der Aufgaben und Struktu-

ren der Landesverwaltung durch, obwohl eine ressortübergreifende 

Aufgabenkritik eine zentrale Grundlage zur Bewältigung des demogra-

fischen Wandels darstellt.124  

Anfang des Jahres 2024 beschloss die Landesregierung, den Aufga-

benbestand kritisch zu überprüfen und in geeigneter Weise zu verrin-

gern sowie die Umsetzung der verbleibenden Aufgaben zu vereinfa-

chen.125 Dieser Prozess erfolgt im Rahmen eines sogenannten Ge-

schäftsprozessmanagements. Der LRH begrüßt die eingeleiteten 

Schritte. Die Ergebnisse wird er nach Vorliegen näher betrachten. 

Synergien durch Shared Services und länderübergreifende Fachver-

bünde 

Bei der Analyse der Aufgaben sollten nach Auffassung des LRH auch 

jene identifiziert werden, die sich für eine zentrale Aufgabenwahrneh-

mung (sogenannte Shared Services) eignen. Hierzu gehören z. B. 

Querschnittsaufgaben, die für die Funktionsfähigkeit der Behörde von 

                                                
121  Ausgenommen waren die Bereiche Schule/Bildung, Bauverwaltung, Hoch-

schulen/Wissenschaft, Polizei, Justiz sowie Steuer. Das entspricht mehr als 
80 % des Personalbestands. 

122  Regierungskommission Moderne Verwaltung für ein modernes Niedersach-
sen – Abschlussbericht vom 10.03.2020. 

123  Jahresbericht 2022, S. 197 „Organisationsdefizite in der Landesverwaltung“. 
124  Siehe Fn. 123. 
125  Link zur Internetseite des Landes „Einfacher. Schneller. Günstiger". 

https://www.niedersachsen.de/einfacher-schneller-guenstiger/einfacher-schneller-gunstiger-234595.html
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Bedeutung sind, aber die fachliche Zuständigkeit der Ressorts grund-

sätzlich nicht beeinflussen.  

Bisher bestehen Shared Services in Niedersachsen nur in wenigen 

Aufgabenbereichen. So nimmt das Niedersächsische Landesamt für 

Beihilfe und Versorgung zentral u. a. die Aufgaben Besoldung und Rei-

sekostenabrechnung wahr. Beschaffungen übernimmt das Logistik-

zentrum Niedersachsen zentral für die Landesverwaltung. Der Zentrale 

Fahrdienst Niedersachsen bietet u. a. Personentransporte, Post- und 

Kurierdienste sowie Materialtransporte an.  

Neben einer Zentralisierung von Aufgaben innerhalb der Landesver-

waltung können auch länderübergreifende Fachverbünde dazu beitra-

gen, durch gemeinschaftliche arbeitsteilige Aufgabenerfüllungen Res-

sourcen einzusparen und Fachkräfte zu bündeln. Beispiele für länder-

übergreifende Fachverbünde sind „KONSENS“ für eine koordinierte 

Softwareentwicklung im Bereich der Steuerverwaltung und der „e²-Ver-

bund“ in der Justiz zur gemeinsamen Entwicklung und Pflege von Soft-

ware für die elektronische Aktenführung.  
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Steuerungsdefizite 

9 Chancen vergeben – Fachkräftestrategie sollte ressortübergrei-
fend gesteuert werden 

Bei der Fachkräftestrategie der Landesregierung für die Jahre 

2022 bis 2027 findet weder eine zentrale Steuerung noch eine 

ressortübergreifende Wirkungs- und Erfolgskontrolle statt. Damit 

verpasst die Landesregierung die Chance, die Maßnahmen der 

Ministerien optimal aufeinander abzustimmen und so bessere 

Wirkungen zu erzielen. 

Die weit überwiegende Mehrheit der Maßnahmen zur Bekämp-

fung des Fachkräftemangels einschließlich aller Förderrichtlinien 

hätte es auch ohne die Fachkräftestrategie gegeben. 

Aktivitäten zur Fachkräftesicherung 

Seit vielen Jahren zeichnet sich ab, dass in einzelnen Berufen, Bran-

chen und Regionen Fachkräfte fehlen. Die Bekämpfung des Fachkräf-

temangels bildet daher einen arbeitsmarkt-, bildungs- und wirtschafts-

politischen Schwerpunkt verschiedener Landesregierungen. Im Jahr 

2014 startete die damalige Landesregierung mit verschiedenen Part-

nern126 die Fachkräfteinitiative Niedersachsen (FKI). Diese wurde in 

den folgenden Legislaturperioden fortgesetzt.  

Auch die aktuelle Landesregierung beschloss die Fortsetzung und 

Weiterentwicklung der FKI. Wesentliches Element der FKI sollte eine 

von mehreren Ministerien127 unter Federführung des Ministeriums für 

                                                
126  Partner der Fachkräfteinitiative sind u. a. Arbeitgeber- und Wirtschaftsver-

bände, Gewerkschaften, Kammern, die Regionaldirektion der Bundesagentur 
für Arbeit, die kommunalen Spitzenverbände sowie die Arbeitsgemeinschaft 
Migrantinnen, Migranten und Flüchtlinge in Niedersachsen. 

127  Beteiligt waren neben dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung das Kultusministerium, das Ministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz, das Ministerium für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz, das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisie-
rung und das Ministerium für Wissenschaft und Kultur. 
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Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung erarbeitete und mit 

den Partnern der FKI abgestimmte ressort- und branchenübergrei-

fende Fachkräftestrategie sein. Im Juni 2023 stellte das Ministerium 

den Partnern der Fachkräfteinitiative die ausgearbeitete Fachkräf-

testrategie (FKS) vor. Hinweise und Anregungen der Partner flossen 

darin ein, soweit dies einvernehmlich möglich war. Allerdings konnte 

nicht jeder Partner allen Strategiepunkten zustimmen. Das Ergebnis 

des Diskussionsprozesses war deshalb nicht – wie ursprünglich ge-

plant – eine gemeinsame Strategie aller Partner der FKI, sondern eine 

alleinige Strategie der Landesregierung.  

Fehlender Überblick über Maßnahmen  

Obwohl die FKS eine Strategie der Landesregierung ist, gibt es keine 

zentrale Steuerung und keine Vorgaben darüber, welche Maßnahmen 

der FKS zugeordnet werden. Die Ministerien entscheiden daher selbst, 

welche Maßnahmen – oder nach jeweiliger Bezeichnung Initiativen, 

Programme, Vorhaben oder Projekte – mit Fachkräftebezug sie der 

FKS zuordnen. In der Landesregierung besteht kein Gesamtüberblick 

über alle Maßnahmen der Ressorts zur FKS. 

Auch wenn das Sozialministerium Besprechungen zur FKS organisiert 

und Berichte mit den Ressorts abstimmt, erfolgt keine zentrale Steue-

rung der Maßnahmen insgesamt. Auch die Haushaltsmittel zur Umset-

zung der FKS werden nicht ressortübergreifend gesteuert. Die Landes-

regierung kann so die Vorhaben der verschiedenen Ministerien zu den 

Handlungsfeldern der Strategie nicht optimal aufeinander abstimmen 

oder bündeln. Dies ist jedoch insbesondere dann geboten, wenn eine 

Verbesserung der Fachkräftesituation die Zusammenarbeit verschie-

dener Ministerien erfordert. So sind beispielsweise zur Bekämpfung 

des Mangels an IT-Fachkräften Maßnahmen an Schulen, an Universi-

täten, in Unternehmen, bei den Arbeitsagenturen und an vielen ande-

ren Stellen denkbar. Eine zentrale Steuerung könnte zu besseren Er-

gebnissen führen als die bisherige dezentrale Steuerung. 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 118 

 
Fehlende Zuordnung von Haushaltsmitteln zur Fachkräftestrategie  

Bei einer Abfrage stellte der LRH fest, dass die Ministerien viele Maß-

nahmen der FKS zuordneten, die ohnehin geplant waren. In den Res-

sorts wären nahezu alle Maßnahmen zur Fachkräftesicherung auch 

ohne die FKS umgesetzt worden. Dies galt insbesondere für alle Richt-

linien, die die Ressorts der FKS zuordneten. 

Um den Erfolg der FKS bewerten zu können, muss klar sein, welche 

Maßnahmen der Ressorts durch die Strategie ausgelöst wurden. Der 

Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach § 7 LHO erfor-

dert bei einer ressortübergreifenden Strategie eine entsprechende 

Steuerung unter Einbeziehung des Mitteleinsatzes.  

Der LRH kritisiert, dass die Höhe der Haushaltsmittel zur Umsetzung 

der FKS unklar ist: Eine Zuordnung zur FKS findet im Haushaltsplan 

nicht statt. Um einen wirtschaftlichen Ressourceneinsatz sicherzustel-

len, muss bei einer Strategie der Landesregierung das Gesamtvolu-

men der eingesetzten Haushaltsmittel nachvollziehbar sein. 

Keine Zielfestlegungen und Wirkungskontrollen 

Mit Beginn der FKI im Jahr 2014 legte eine Arbeitsgruppe Indikatoren 

fest, um die Entwicklung der Fachkräftesituation nachverfolgen zu kön-

nen. Problematisch ist dabei, dass es sich bei den Indikatoren aus-

schließlich um allgemeine Arbeitsmarktdaten aus amtlichen Statistiken 

handelt:128 Weder für den Erfolg der Strategie insgesamt noch für ein-

zelne Maßnahmen haben die Landesregierung und die Partner der FKI 

zentral Indikatoren mit Zielwerten festgelegt. Auch bildeten die ausge-

wählten Indikatoren regionale Entwicklungen sowie die Fachkräftesitu-

ation in einzelnen Branchen nicht ab. Damit erfolgten keine Wirkungs-

kontrollen und Erfolgsmessungen.  

                                                
128  Indikatoren sind z. B. die Anzahl der Arbeitslosen, die Teilzeitbeschäftigungs-

quote, die Anzahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger sowie die 
Tarifbindungsquote. 
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Für die FKS verringerte die Landesregierung ab dem Jahr 2023 die 

Anzahl der Indikatoren. Eine wesentliche inhaltliche Änderung war da-

mit jedoch nicht verbunden. Eine ressortübergreifende Wirkungs- und 

Erfolgskontrolle fand weiterhin nicht statt. Damit vergibt die Landesre-

gierung die Chance, erfolgreiche Maßnahmen auszuweiten, um so 

noch mehr Wirkungen zu erzielen. Im Gegenzug könnten wenig wirk-

same Maßnahmen beendet werden. 

Die Landesregierung benannte in der FKS zwar abstrakte Ziele, hin-

terlegte sie aber nicht konkret und messbar. Dies steht im Widerspruch 

zu den Verwaltungsvorschriften zur LHO, die bei sämtlichen finanz-

wirksamen Maßnahmen eine begleitende und eine abschließende Er-

folgskontrolle vorschreiben.129  

Für wirtschaftlichen Mitteleinsatz sind konkrete Zielfestlegungen not-

wendig 

Der LRH hält es für notwendig, dass die Landesregierung bei Strate-

gien zunächst eine übergeordnete Analyse durchführt, um Bereiche zu 

priorisieren. Für diese Bereiche sind dann zentral konkrete Ziele fest-

zulegen. Weiterhin muss – um einen effizienten und wirtschaftlichen 

Ressourceneinsatz sicherzustellen – anhand objektiv messbarer Krite-

rien nachvollziehbar sein, ob die Ziele erreicht wurden. Dies setzt eine 

ressortübergreifende Steuerung voraus. 

Stellungnahme des Ministeriums und Würdigung 

Das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 

weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es „strategische Ziele“ 

benenne und diese konkret seien. Hierzu weist der LRH darauf hin, 

dass es sich dabei in der Regel entweder um abstrakte Ziele („Weiter-

bildung ausbauen“) oder um abstrakte Maßnahmen („Weiterbildungs-

strategie erarbeiten“) handelt. Konkrete Ziele, die messbar, 

                                                
129  Verwaltungsvorschrift Nr. 2.3.6 zu § 7 LHO. 
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ambitioniert und zeitlich bestimmt sind, sind bisher nicht regelmäßige 

Grundlage der FKS. 

Das Sozialministerium bestätigte, dass ein vollständiger Überblick über 

alle Einzelbeiträge der Ressorts nicht bestehe. Dies sei mit einem zu 

hohen bürokratischen Aufwand verbunden. Das Ministerium be-

schränke sich auf einen Gesamtüberblick. Eine zentrale Steuerung sei 

nicht praktikabel und widerspreche dem Ressortprinzip. Die Ministe-

rien könnten am effektivsten den Erfolg einzelner Maßnahmen beurtei-

len.  

Auch bestätigte das Sozialministerium, dass für die Umsetzung der 

FKS keine zentralen Haushaltsmittel zur Verfügung stünden. Dies sei 

sachgerecht, weil etliche Maßnahmen mehreren Zielen dienten. Die 

FKS selbst sei nicht finanzrelevant. Die Ministerien könnten Entschei-

dungen sachgerechter und effizienter treffen und trügen die Verant-

wortung für die Einhaltung der LHO. Gleichzeitig stellte das Ministe-

rium in Aussicht, dass die zu erstellenden Zwischen- und Abschluss-

berichte zur FKS mehr Transparenz zum Mitteleinsatz schaffen wer-

den. 

Der LRH bleibt bei seiner Position, dass eine Landesstrategie nicht nur 

einen Überblick ohnehin laufender Maßnahmen liefern, sondern dar-

über hinaus auch steuernde Impulse geben muss. Sonst genügt dies 

nicht den Ansprüchen, die an eine Strategie der Landesregierung zu 

stellen sind. Außerdem vergibt die Landesregierung mit dem Verzicht 

auf eine übergreifende Steuerung die Chance, die Maßnahmen der  

Ministerien zur Fachkräftesicherung besser aufeinander abzustimmen, 

um insgesamt mehr Wirkung zu erzielen. 
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10 Sondervermögen Digitalisierung – unzureichende Steuerung 

und Kontrolle 

Die Landesregierung investiert über ein Sondervermögen mehr 

als 1 Mrd. € in die Digitalisierung Niedersachsens. Im Teilbereich 

Verwaltung strebte sie die Transformation zu einer elektroni-

schen Verwaltung an. Dieses Ziel erreichte sie aufgrund unzu-

reichender Steuerung und Priorisierung nicht. Eine Kontrolle der 

Mittelverwendung und des Erfolgs der finanzierten Maßnahmen 

fand nicht ausreichend statt. 

Sondervermögen Digitalisierung 

Der Landtag beschloss im Jahr 2018 das Gesetz über das Sonderver-

mögen für den Ausbau von hochleistungsfähigen Datenübertragungs-

netzen und für Digitalisierungsmaßnahmen. Diesem Sondervermögen 

wurden bisher insgesamt 1,05 Mrd. € zugeführt.  

Die Landesregierung beschloss im selben Jahr den Masterplan Digita-

lisierung als „Strategie Niedersachsens zur digitalen Transforma-

tion“.130 Sie priorisierte dabei zunächst den Ausbau einer „leistungsfä-

higen und zukunftssicheren digitalen Infrastruktur, die flächendeckend 

im ganzen Land zur Verfügung steht“131. Hierfür sah die Landesregie-

rung insgesamt rd. 488 Mio. € aus dem Sondervermögen Digitalisie-

rung vor. Die verbleibenden Mittel, mehr als eine halbe Milliarde Euro, 

plante sie, für die Digitalisierung von Wirtschaft, Gesellschaft und Ver-

waltung einzusetzen. Diese Mittel verteilte die Landesregierung auf die 

Ressorts. Der Masterplan Digitalisierung war dabei nicht alleinige 

Grundlage der Mittelzuweisung. 

                                                
130  „Die Strategie Niedersachsens zur digitalen Transformation. Masterplan  

Digitalisierung“, Link zur Internetseite der Landesregierung (Abruf am 
06.01.2025). 

131  Siehe Fn. 130. 

https://www.niedersachsen.de/startseite/themen/digitales_niedersachsen/masterplan_digitalisierung/
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Unzureichende Steuerung und Priorisierung 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung ver-

waltet das Sondervermögen.132  

Die Auswahl und Priorisierung der Projekte erfolgen jedoch eigenver-

antwortlich durch die Ministerien. Diese können nicht verausgabte Pro-

jektmittel ohne Beschränkungen in andere eigene Maßnahmen ver-

schieben oder für neue Projekte nutzen. So ersetzten Dienststellen 

z. B. veraltete Software und kauften zusätzliche Hardware. Das Wirt-

schaftsministerium nahm seit der erstmaligen Mittelaufteilung durch 

das Finanzministerium keine Nachsteuerung oder ressortübergrei-

fende Priorisierung von Maßnahmen z. B. nach Dringlichkeit vor. Das 

Ministerium sieht in seiner Rolle als Vermögensverwalter keine Zustän-

digkeit für eine übergreifende Steuerung. Es erhielt für die Verwaltung 

des Sondervermögens auch kein zusätzliches Personal. 

In Sondervermögen bereitgestellte Mittel sind bestmöglich zur Errei-

chung des gesetzlich vorgegebenen Ziels einzusetzen. Für einen effi-

zienten und effektiven Einsatz der Mittel ist eine ausgeprägte Steue-

rung erforderlich. Die Landesregierung betonte, dass sie die „Digitali-

sierung als eine ressortübergreifende Querschnittsaufgabe“ ansehe.133 

Sie hätte dementsprechend eine zweckgerichtete – auch ressortüber-

greifende – Priorisierung und ggf. notwendige Nachsteuerung etablie-

ren müssen. Der LRH ist der Ansicht, dass die Landesregierung so die 

mit dem Masterplan beschlossene Digitalisierungsstrategie schneller 

und umfassender hätte umsetzen können.  

Die Steuerung für ein Sondervermögen in der vorliegenden Größen-

ordnung erfordert nicht nur Personalressourcen, sondern auch Durch-

setzungsrechte. Dies hätte nach Ansicht des LRH bereits bei Einrich-

tung des Sondervermögens und Zuweisung der Aufgabe an das Wirt-

schaftsministerium berücksichtigt werden müssen.  

                                                
132  § 7 des Gesetzes über das Sondervermögen für den Ausbau von hochleis-

tungsfähigen Datenübertragungsnetzen und für Digitalisierungsmaßnahmen. 
133  Link zur Internetseite der Staatskanzlei (Abruf am 06.01.2025). 

https://www.stk.niedersachsen.de/startseite/presseinformationen/masterplan-digitalisierung-landesregierung-investiert-eine-milliarde-euro-in-strategie-zur-digitalen-transformation-niedersachsens-167965.html
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Der LRH erwartet, dass die Landesregierung zukünftig die notwendi-

gen Investitionen in die Digitalisierung ressortübergreifend priorisiert. 

Sie sollte ggf. noch verfügbare Restmittel aus den bisherigen Maßnah-

men gezielt für diese priorisierten Maßnahmen verwenden. 

Das Wirtschaftsministerium teilte mit, die Landesregierung werde der 

vom LRH erwarteten Priorisierung mit ihrer neuen Digitalstrategie, dem 

„Digitalisierungsfahrplan“, nachkommen. Vom Ressortprinzip würde 

die Landesregierung dabei jedoch nicht abweichen.  

In der Stellungnahme bleibt unklar, ob die verbleibenden Mittel  

ressortübergreifend oder nur innerhalb der Ressorts neu priorisiert 

werden. Der Hinweis des Wirtschaftsministeriums auf das „Ressort-

prinzip“ weist auf eine weiterhin eigenverantwortliche Mittelbewirt-

schaftung durch die Ressorts hin. Der LRH erwartet daher nicht, dass 

die oben dargestellten Probleme der mangelnden Priorisierung und 

Steuerung behoben werden. Aufgrund dessen hält er an seiner Kritik 

fest.  

Unzureichende zentrale Vorgaben 

Die Mittel des Sondervermögens Digitalisierung dürfen nur für inves-

tive (Förder-)Maßnahmen zum Ausbau der digitalen Infrastruktur und 

der Digitalisierung verwendet werden.134 Sie sind also zweckgebun-

den. Nach der Begründung im Gesetzentwurf umfassen Ausgaben für 

Investitionsmaßnahmen „allgemein Ausgaben für die Planung,  

Beschaffung und Implementierung von IT-Infrastrukturen und Basis-

diensten […], die in einem finalen Zusammenhang mit der Durchfüh-

rung der jeweiligen Maßnahme stehen“ 135.  

Die Landesregierung machte keine verbindlichen Vorgaben, welche 

Ausgaben diese Formulierung konkret umfasst. Das Wirtschafts-

                                                
134  §§ 2, 4 des Gesetzes über das Sondervermögen für den Ausbau von hoch-

leistungsfähigen Datenübertragungsnetzen und für Digitalisierungsmaßnah-
men. 

135  Drs. 18/772. 
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ministerium als Vermögensverwalter führte mit den anderen Ministe-

rien neun Informationsveranstaltungen durch und beriet auf Nachfrage 

zu den zulässigen Ausgaben. Es veränderte dabei im Laufe der Zeit 

die für diese Ausgaben geltenden Kriterien. Darüber informierte es die 

Ministerien in den Informationsveranstaltungen, nicht aber alle mittel-

verwendenden Dienststellen. In der Folge kam es zu einer unter-

schiedlichen Handhabung. So finanzierte z. B. ein Ministerium Bera-

tungsleistungen in Millionenhöhe über das Sondervermögen. Eine an-

dere Dienststelle ging davon aus, dass derartige Leistungen nicht aus 

dem Sondervermögen finanzierbar seien. 

Der LRH empfiehlt, dass die Landesregierung konkretisierende Be-

stimmungen für die Auslegung der investiven (Förder-)Maßnahmen 

vorgibt. Nur so kann eine einheitliche und am Zweck des Gesetzes 

ausgerichtete Mittelverwendung gewährleistet werden.  

Das Wirtschaftsministerium legte in seiner Stellungnahme dar, es habe 

die Empfehlung des LRH aufgenommen und bereits ein Dokument mit 

häufig gestellten Fragen zum Investitionsbegriff erarbeitet. Das Doku-

ment werde derzeit mit dem Finanzministerium abgestimmt. 

Dies begrüßt der LRH. Es bleibt jedoch fraglich, ob das Dokument den 

gewünschten Effekt einer einheitlichen Handhabung erzielen wird. Der 

LRH empfiehlt daher weiterhin, anstelle einer Handreichung verbindli-

che Vorgaben zu schaffen. 

Unzureichende Kontrolle 

Das Wirtschaftsministerium als Vermögensverwalter schreibt auf Basis 

der Informationen aus den Ressorts den sogenannten Maßnahmen-

finanzierungsplan fort. Es unterrichtet halbjährlich den Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen des Landtages über die Mittelverwendung.  

Das Ministerium führte keine über die Buchungen im Haushaltswirt-

schaftssystem hinausgehende Prüfung der Mittelverwendung durch. 

Es prüfte nicht, ob die mittelverwendenden Stellen 
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• nur Ausgaben für investive Maßnahmen planten und tätigten, 

• die Wirtschaftlichkeit und den Erfolg der Maßnahmen gemäß 

§ 7 LHO untersuchten. 

Die Verantwortung hierfür sieht das Ministerium allein bei den mittel-

verwendenden Dienststellen. Bei den vom LRH geprüften Maßnahmen 

lag nur zu einem von zehn geprüften Projekten eine Wirtschaftlichkeits-

untersuchung vor. Die Mittelanmeldungen für alle anderen Projekte ba-

sierten stattdessen auf groben Schätzungen der Dienststellen. Die 

nach § 7 LHO vorgeschriebenen Erfolgskontrollen führte keine der ge-

prüften Dienststellen durch.  

Die Auswirkungen der mangelnden Kontrolle zeigten sich an folgen-

dem Beispiel: Das Landesamt für Denkmalpflege nutzte mit Zustim-

mung des zuständigen Ministeriums für Wissenschaft und Kultur Mittel 

des Sondervermögens, um für ein Projekt in großem Umfang befristet 

Personal einzustellen. Und das, obwohl dem Landesamt für Denkmal-

pflege und dem Ressort bekannt war, dass die Mittel des Sonderver-

mögens hierfür nicht verwendet werden durften. Das Wirtschaftsminis-

terium hatte nach Abstimmung mit dem Finanzministerium zuvor die 

Einrichtung einer Haushaltsstelle, aus der Personalausgaben gezahlt 

werden könnten, abgelehnt. Das Landesamt für Denkmalpflege buchte 

Personalausgaben deshalb auf Haushaltsstellen, die für völlig andere 

Zwecke vorhanden waren, um das Personal aus dem Sondervermö-

gen finanzieren zu können. Dies kostete rd. 5,7 Mio. € und somit fast 

88 % der insgesamt für die Maßnahme bereitgestellten Mittel. Damit 

verstieß das Landesamt gegen die Vorgaben der LHO. 

Das Wirtschaftsministerium wusste durch die beantragte Haushalts-

stelle für Personalausgaben, dass das Landesamt für Denkmalpflege 

eigenes Personal finanzieren wollte. Dennoch sah es von einer Kon-

trolle ab. Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur erklärte, künftig 

die LHO einzuhalten und die Vorgaben zum Sondervermögen Digitali-

sierung zu beachten. Der Verstoß gegen die Vorgaben des Wirt-

schafts- und des Finanzministeriums zum Sondervermögen bleibt je-

doch folgenlos. 
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Das Wirtschaftsministerium bestätigte, dass das Ministerium für Wis-

senschaft und Kultur auch Personalkosten aus dem Sondervermögen 

Digitalisierung finanziert habe. Das Wirtschaftsministerium sei nach 

dem Vertrauensgrundsatz von einer rechtmäßigen Verwendung der 

Mittel ausgegangen. Es begründete dies mit der eigenverantwortlichen 

Mittelbewirtschaftung durch die Ressorts und den gesetzlichen Vorga-

ben. Für die „Vollkontrolle" aller Buchungen der Ressorts sei in erheb-

lichem Umfang zusätzliches Personal erforderlich. Dieses würde zu-

dem einen sehr hohen Bürokratieaufwand verursachen. Das Wirt-

schaftsministerium werde daher alle Ressorts noch einmal in der vor-

genannten Handreichung unter anonymisiertem Verweis auf das oben 

genannte Beispiel auf die Einhaltung der gesetzlichen Regelungen hin-

weisen. 

Der LRH kritisiert, dass das Wirtschaftsministerium sich trotz der Hin-

weise auf einen möglichen Verstoß auf den Vertrauensgrundsatz zu-

rückzog. Zumindest in diesem Fall hätte das Ministerium die Mittelver-

wendung kontrollieren müssen.  

Der LRH hält weiterhin zusätzliche Kontrollmaßnahmen durch das 

Wirtschaftsministerium für erforderlich. Es muss sich dabei nicht um 

eine Vollkontrolle aller Buchungen handeln. Die Kontrollmaßnahmen 

müssen sicherstellen, dass die Mittelverwendung entsprechend der 

gesetzlichen Vorgaben zum Sondervermögen und der LHO erfolgt. 

Dies gilt umso mehr, da das Wirtschaftsministerium die detaillierte Aus-

legung, welche Ausgaben aus dem Sondervermögen zulässig sind, 

nur als Handreichung erstellt. Verbindliche Regelungen für die Mittel-

verwendung fehlen somit weiterhin. 

  



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 127 

 
11 Niedersächsische Bildungscloud – im Schulalltag bisher kaum 

genutzt 

Seit dem Jahr 2020 bietet das Kultusministerium den Schulen die 

Niedersächsische Bildungscloud als digitale Lernplattform an. Im 

Jahr 2023 nutzten über drei Viertel der Schulen die Niedersäch-

sische Bildungscloud selten oder gar nicht. 

Das Kultusministerium will die Bildungscloud weiterentwickeln 

und flächendeckend einführen. Eine regelmäßige und nachhal-

tige Nutzung im Schulalltag wird jedoch nur gelingen, wenn die 

Bildungscloud als bedarfsgerechte und funktionsfähige Lösung 

anerkannt ist. 

Konzeption der Niedersächsischen Bildungscloud 

Das Kultusministerium startete im Jahr 2016 das Projekt „Niedersäch-

sische Bildungscloud“ (NBC). Die NBC sollte die zentrale und einheit-

liche digitale Lernplattform an Niedersachsens Schulen werden: Eine 

virtuelle Plattform, mit der Lernende und Lehrende gemeinsam oder 

individuell, schulintern oder schulübergreifend unabhängig von Raum 

und Zeit arbeiten können.  

Die Finanzierung der NBC erfolgte bisher zum großen Teil mit Bundes-

mitteln aus dem Digitalpakt Schule. Die Entwicklungs- und Betriebs-

kosten, die bis zum Sommer 2024 auf das Land entfielen, gab das Kul-

tusministerium mit rd. 21 Mio. € an.  

Im März 2020 zog die COVID-19-Pandemie langfristige Schul- 

schließungen nach sich. Die NBC deckte noch nicht alle Funktionalitä-

ten ab und war insofern noch nicht einführungsreif. Zur Unterstützung 

des „Lernens zu Hause“ bot das Land kurzfristig sämtlichen Schulen 

die NBC an. 
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Tatsächliche Nutzung der NBC 

Ende des Jahres 2023 war lt. Angaben des beauftragten IT-Dienstleis-

ters der Großteil der Schulen bei der NBC registriert. Da weder das 

Kultusministerium noch der IT-Dienstleister über Daten zur tatsächli-

chen Nutzung der NBC verfügten, befragte der LRH alle öffentlichen 

weiterführenden allgemeinbildenden Schulen sowie berufsbildenden 

Schulen. 

Trotz der hohen Registrierungszahl nutzten viele Schulen die NBC nur 

selten oder gar nicht im Unterricht.  

Von den 880 befragten Schulen gaben 51 % an, die NBC überhaupt 

nicht zu nutzen. Weitere 28 % nutzten die NBC weniger als einmal pro 

Halbjahr. 

 

Abbildung 26:  Wie oft nutzten die befragten Schulen die NBC im Schuljahr 
2022/23? 

Lediglich 40 Schulen (5 %) gaben an, dass mindestens die Hälfte ihrer 

Klassen die NBC mindestens einmal pro Woche nutzte.  

Aussagen der Schulen über die NBC  

Der LRH fragte die Schulen konkret nach ihren Erfahrungen mit der 

NBC. Er ordnete die 454 frei formulierten Aussagen acht Erfahrungs-

bereichen zu.  

5 % 9 %

7 %

28 %

51 %

„Mindestens die Hälfte aller Klassen unserer 
Schule nutzt die NBC regelmäßig mehr als …

… einmal pro Woche."

… einmal im Monat."

… einmal pro Schulhalbjahr."

 "Unsere Schule nutzt die NBC weniger."

 Schulen ohne NBC-Nutzung
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Abbildung 27:  Erfahrungen der Schulen mit der NBC 

In positiven Aussagen stellten die Schulen die NBC als Ergänzung des 

Schulangebots dar, z. B. für Teambesprechungen, Fortbildungen oder 

Konferenzen. Darunter waren viele Schulen, die die NBC insbeson-

dere aufgrund der kostenfreien Bereitstellung der Software „better-

marks“ lobten. Diese sonst kostenpflichtige Software für den Mathe-

matikunterricht war bereits vor Einführung der NBC in vielen Schulen 

im Einsatz.  

Gründe für die geringe Nutzung der NBC 

Aus den Erfahrungsberichten der Schulen lassen sich Gründe für die 

geringe Nutzung der NBC ableiten. So berichteten 99 Schulen, dass 

die NBC nicht anwenderfreundlich sei und ihre Erwartungen nicht er-

fülle. Die Schulen meldeten, dass insbesondere die Zusammenführung 

verschiedener Anwendungen unter dem Dach der NBC nicht funktio-

niert habe und das Angebot an Bildungsinhalten in der NBC nicht über-

zeugend sei. Die Erwartung, mit der NBC als führendes System durch 

einmalige Anmeldung ein Zugangstor zu vielen weiteren Angeboten zu 

haben, habe sich nicht erfüllt. 

92 Schulen erkannten in der NBC keinen Mehrwert für ihre Arbeit. So 

erachteten viele Lehrkräfte das vom Kultusministerium propagierte Ziel 

der NBC, eine umfängliche Vernetzung und übergreifende Zusammen-

arbeit der Schulen untereinander zu ermöglichen, nicht als notwendig. 
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Weitere 60 Schulen bemängelten, dass das Kultusministerium die 

NBC zu spät eingeführt habe. Sie nutzten oft seit Jahren andere Soft-

wareprodukte zur Schulorganisation und im Unterricht. 

An anderen Schulen kritisierten die Lehrkräfte, dass für die (noch) un-

ausgereifte NBC kein kurzfristiger Support zur Verfügung gestanden 

habe. 

Technische Ausstattung der Schulen und alternative Lernplattformen 

Ob und wie Lernplattformen an den Schulen eingesetzt werden, hängt 

nicht nur vom Produkt selbst, sondern auch von den technischen und 

personellen Voraussetzungen ab. Schulen berichteten von noch immer 

technisch unzulänglicher Ausstattung, fehlendem WLAN und nicht 

funktionierenden Supportstrukturen. Das Kultusministerium bestätigte, 

dass im Jahr 2023 nicht alle Schulen digital angebunden und ausge-

stattet waren und somit die NBC vermutlich noch gar nicht systema-

tisch im Schulalltag nutzen konnten. 

In einigen Schulen waren bereits vor dem Angebot der NBC im Jahr 

2020 private Anbieter mit ihren Softwarelösungen vertreten. Weitere 

Schulen warteten in der Phase der Schulschließungen nicht auf eine 

für sie kostenfreie Lösung des Kultusministeriums. Sie investierten in 

marktgängige Lernplattformen, die ihre konkreten Bedarfe deckten. 

Die Anbieter dieser Lernplattformen überzeugten mit kurzer Realisie-

rungszeit und intensiver Begleitung der Schulen. Mit fortschreitender 

Zeit verstetigten sich diese Alternativen zur NBC. 

Das Land beauftragte ab August 2021 einen IT-Dienstleister mit dem 

Betrieb und der Weiterentwicklung der NBC. Dieser fiel jedoch regel-

mäßig hinter Vereinbarungen zurück und verwaltete das Projekt eher, 

als dass er die NBC entwickelte. Das Kultusministerium merkte selbst 

an, dass das Projekt Bildungscloud mit dem gewählten IT-Dienstleister 

nicht die erforderliche Umsetzungsgeschwindigkeit aufnehme.  
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Weiterentwicklung der NBC  

Die Schulen setzten die NBC nur in geringem Maße für den Unterricht 

ein. Der Entwicklungsstand erfüllt nicht den Anspruch einer landeswei-

ten kollaborativen Lernplattform im Schulalltag. Die inzwischen weit 

verbreitete Nutzung anderer Softwarelösungen erschwert zusätzlich 

eine flächendeckende Einführung der NBC. 

Gleichwohl beabsichtigt das Kultusministerium, den Betrieb der NBC 

auch nach dem aktuellen Projektende im Sommer 2026 fortzusetzen. 

Dabei solle sie zu einem Lernmanagementsystem weiterentwickelt 

werden, das neue Unterrichts- und Lernformen ermögliche. Das Kul-

tusministerium will die potenziellen Nutzerinnen und Nutzer im Jahr 

2025 über das deutlich verbesserte NBC-Angebot informieren und sie 

in die Nutzung einführen. Spätestens zum August 2026 sollen alle 

Schulen verbindlich an die NBC angebunden sein.  

Allein die im Sommer 2024 beantragte Projektverlängerung bis zum 

Sommer 2026 belastet den Landeshaushalt mit weiteren rd. 10 Mio. €. 

Der Finanzbedarf für den anschließenden Betrieb und die Weiterent-

wicklung sowie die Höhe eines Zuschusses aus Bundesmitteln sind 

bisher ungeklärt.  

Handlungsnotwendigkeiten 

Das Kultusministerium will die NBC flächendeckend einführen. Es 

muss jedoch zuallererst die Schulen von der NBC überzeugen. Eine 

Informationskampagne über den verbesserten Leistungsumfang allein 

wird nicht ausreichen. Für die Akzeptanz der NBC wird entscheidend 

sein, die Anwenderfreundlichkeit zu verbessern, das Leistungsangebot 

zu erweitern sowie Supportstrukturen auszubauen. Dazu muss das 

Kultusministerium gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern so-

wie den Lehrkräften die konkreten Bedarfe der Schulen ermitteln und 

diese in die Weiterentwicklung der NBC einbeziehen. Hierbei sind auch 

die technischen Mindestanforderungen zu klären und an allen Schulen 

die Grundvoraussetzungen für die Digitalisierung sicherzustellen.  
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Der LRH bezweifelt, dass es mit dem aktuellen IT-Dienstleister gelin-

gen wird, die NBC zu einer Softwarelösung auszubauen, deren  

Leistungsangebot und Support mit marktgängigen Produkten konkur-

renzfähig sein wird. Er empfiehlt dringend, wirtschaftliche Alternativen 

zu prüfen. 

Notwendige Voraussetzung für einen wirtschaftlichen Einsatz der Lan-

desmittel ist, dass die NBC regelmäßig und nachhaltig im Schulalltag 

genutzt wird. Deshalb muss die Weiterentwicklung der NBC dringend 

Geschwindigkeit aufnehmen. Außerdem empfiehlt der LRH, die NBC 

nach der Einführung neuer Funktionalitäten zu evaluieren. 

Das Kultusministerium weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass 

die NBC zu Beginn des Jahres 2025 deutlich weiterentwickelt sei.  

Der LRH begrüßt, dass das Kultusministerium gleichwohl die Impulse 

des LRH als Unterstützung für die Optimierung des Digitalisierungs-

projekts erkennt. 

  



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 133 

 
12 Finanzämter: Landesweit 153 Mio. € zu wenig Gewerbesteuer für 

die Gemeinden 

Finanzämter ließen zur Ermittlung der Gewerbesteuer fälsch- 

licherweise Kürzungen der Bemessungsgrundlage von mehr als 

408 Mio. € zu. Dadurch entgingen den Gemeinden in den geprüf-

ten Fällen mehr als 36 Mio. € Gewerbesteuer. Landesweit hoch-

gerechnet geht der LRH von 153 Mio. € ausgefallener Gewerbe-

steuer aus. 

15 Mio. € weiteren Gewerbesteuerausfall konnten die Finanz-

ämter nach den Hinweisen des LRH noch verhindern.  

Unzureichende digitale Unterstützung und Bearbeitungsmängel 

sind wesentliche Gründe für die Fehler. Bei den geprüften Fällen 

betrug die Fehlerquote bis zu 73 %. 

Ausgangslage 

Die Gewerbesteuer steht den Gemeinden zu.136 Bevor diese den  

Steuerbetrag festsetzen, ermitteln die Finanzämter die Besteuerungs-

grundlagen. Hierfür wird der Gewinn des Gewerbebetriebs um vorge-

sehene Hinzurechnungen und Kürzungen bereinigt. Zu den Kürzungen 

gehören die sogenannte einfache und die erweiterte Grundstückskür-

zung.137 Die Grundstückskürzung dient dem Ziel, eine Doppelbelas-

tung mit Grundsteuer und Gewerbesteuer abzumildern bzw. auszu-

schließen. Die erweiterte Grundstückskürzung umfasst den Teil des 

Gewerbeertrags, der auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen 

Grundbesitzes entfällt. 

Der LRH prüfte die erweiterte Grundstückskürzung bei sechs Finanz-

ämtern für die Veranlagungszeiträume (VZ) 2013 bis 2020. In diesen 

Zeiträumen erreichten die Beträge der erweiterten Grundstücks-

                                                
136  Bund und Länder sind durch eine Umlage mit einem kleinen Anteil am Gewer-

besteueraufkommen beteiligt. 
137  § 9 Nr. 1 Satz 1 bzw. Sätze 2 bis 6 Gewerbesteuergesetz (GewStG). 
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kürzung landesweit mehr als 3 Mrd. €, bei den geprüften Finanzämtern 

mehr als 731 Mio. €. Hiervon überprüfte der LRH 624 Mio. €. Er stellte 

bei Kapitalgesellschaften in 73 % der Fälle und bei Personengesell-

schaften in 54 % der Fälle Fehler fest.  

Ausschlussgründe und fehlerhafte Kürzungen 

Voraussetzung für die erweiterte Grundstückskürzung ist die aus-

schließliche Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes. Da-

rüber hinausgehende Tätigkeiten mit gewerblichem Bezug schließen 

die Kürzung grundsätzlich aus. Dann darf das Finanzamt lediglich die 

einfache Kürzung gewähren. 

Der LRH stellte in verschiedenen Fallgestaltungen fest, dass die  

Finanzämter fälschlicherweise die erweiterte Grundstückskürzung ak-

zeptierten und damit im Ergebnis die Gewerbesteuer zu niedrig ange-

setzt wurde: 

a) Beteiligung an gewerblichen Personengesellschaften 

Beteiligen sich Steuerpflichtige als Mitunternehmer an einer gewerbli-

chen Personengesellschaft, ist die erweiterte Grundstückskürzung 

ausgeschlossen. Gewinne und Verluste der beteiligten Personenge-

sellschaften sind in der Gewerbesteuererklärung einzutragen. Das 

kann das Finanzamt leicht erkennen. Der LRH stellte jedoch bei den 

geprüften Finanzämtern ungerechtfertigte Kürzungsbeträge von mehr 

als 12 Mio. € fest.  

Mit einem maschinellen Abgleich der beantragten erweiterten Grund-

stückskürzung mit der Hinzurechnung bzw. Kürzung der Beteiligungs-

erträge könnte das Finanzamt diese Fälle leicht identifizieren. Jedoch 

fehlt ein digitaler Prüfhinweis, der die Bearbeiterinnen und Bearbeiter 

zur Prüfung auffordert.  
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b) Das Grundstück dient dem Gewerbebetrieb eines Gesellschaf-

ters 

Die erweiterte Kürzung ist zudem ausgeschlossen, wenn Grundbesitz 

ganz oder zum Teil dem Gewerbebetrieb eines Gesellschafters 

dient.138  

In einem Beispielsfall waren Eheleute an einer Personengesellschaft 

beteiligt, die mehrere Grundstücke vermietete. Auf einem Grundstück 

betrieb einer der Gesellschafter sein Einzelunternehmen „Haus- 

meisterservice und Grundstückshandel“. Die Eheleute waren an einer 

weiteren gewerblich geprägten GmbH & Co. KG beteiligt. Diese betrieb 

ebenfalls auf dem Grundstück der Gesellschaft ihren Gewerbebetrieb. 

Im Ergebnis diente das Grundstück der GmbH & Co. KG den Gewer-

bebetrieben der Gesellschafter. Für die VZ 2013 bis 2020 gewährte 

das Finanzamt fehlerhaft die erweiterte Grundstückskürzung von mehr 

als 1,7 Mio. €. Aufgrund der Hinweise des LRH will das Finanzamt die 

noch änderbaren Bescheide für die VZ 2019 und 2020 korrigieren.  

Die Beanstandungen des LRH zu diesem Ausschlussgrund betrafen 

Kürzungsbeträge von mehr als 203 Mio. €. 

c) Vermietung von Betriebsvorrichtungen 

Auch die Vermietung von Betriebsvorrichtungen für gewerbliche Zwe-

cke schließt die erweiterte Kürzung aus. Hierzu gehören z. B. Arbeits-

bühnen, Lastenaufzüge oder Verladeeinrichtungen. Hinweise auf Be-

triebsvorrichtungen kann das Finanzamt durch Mietverträge, das Anla-

genverzeichnis oder die Akten des Grundstücks erhalten.  

So vermietete in einem Fall eine Gesellschaft ein großes Kaufhaus. 

Für die VZ 2013 bis 2014 erklärte die Gesellschaft die erweiterte 

Grundstückskürzung von 613.843 €. Die Betriebsprüfung überprüfte 

diese VZ. Aus der Arbeitsakte der Betriebsprüfung ergaben sich Hin-

weise auf eine Hebebühne und eine Schaufensteranlage. Die Grund-

                                                
138  § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1 GewStG. 
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stücksakte enthielt zudem Hinweise auf mehrere Lastenaufzüge. Die 

VZ 2015 bis 2017 mit einem Kürzungsvolumen von mehr als 2 Mio. € 

sah das Finanzamt nicht als prüfungswürdig an. Es beabsichtigt nun-

mehr, aufgrund des Hinweises des LRH die erweiterte Grundstücks-

kürzung von mehr als 1,7 Mio. € für die VZ 2018 bis 2019 zu prüfen. 

Der LRH stellte in diesen Fällen unberechtigte Kürzungsbeträge von 

mehr als 310 Mio. € fest.  

d) Erlöse aus Nebentätigkeiten 

Schließlich darf die erweiterte Grundstückskürzung nicht gewährt wer-

den, wenn die Steuerpflichtigen Nebentätigkeiten gewerblichen Cha-

rakters ausüben. Hierunter fallen u. a. der Betrieb einer Photovoltaik-

anlage, Hausmeister- und Gärtnerservice oder das Betreiben einer 

Parkpallette.  

Solche Nebentätigkeiten kann das Finanzamt vielfach aus der Gewinn- 

und Verlustrechnung erkennen. Photovoltaikanlagen erkannte der 

LRH daneben auf Aufnahmen von Google Maps. Hohe Personalkos-

ten, die offensichtlich über die Verwaltung des eigenen Grundbesitzes 

hinausgehen, sind ebenfalls ein Indiz für gewerbliche Nebentätigkei-

ten. 

Der LRH beanstandete hierzu Kürzungsbeträge von mehr als 

37 Mio. €.  

Tätigkeit der Betriebsprüfung 

Für mehr als 86 % der vom LRH überprüften Kürzungsbeträge war die 

Betriebsprüfung der Finanzämter zuständig. Sie sah vielfach die Steu-

erfälle nicht als prüfungswürdig an (54 Mio. € der beanstandeten Kür-

zungsbeträge) oder erkannte die Ausschlussgründe nicht (157 Mio. €). 

Anders als der Innendienst eines Finanzamts hat die Betriebsprüfung 

wesentlich mehr Zeit zur Überprüfung eines Steuerfalls. Zudem kann 

sie Details der Buchführung der Unternehmen einsehen, ihr sind die 
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gesellschaftlichen Beziehungen bekannt, und sie kann die Akten der 

Grundstücke hinzuziehen.  

Landesweite Hochrechnung des Steuerausfalls 

Auf Basis der festgestellten unzulässigen Kürzungsbeträge rechnete 

der LRH die unzulässigen Kürzungsbeträge auf landesweit mehr als 

1,7 Mrd. € im 8-jährigen Prüfungszeitraum hoch.139 

Bei Kapitalgesellschaften führen die Fehler der Finanzämter zu einem 

Steuerausfall in voller Höhe. Hingegen können bei Personengesell-

schaften natürliche Personen die Gewerbesteuer auf ihre Einkom-

mensteuer anrechnen lassen.140 In diesen Fällen entsteht zwar für den 

Staat insgesamt kein Steuerausfall. Allerdings verlieren die Gemein-

den Gewerbesteuer, während vor allem Land und Bund höhere Ein-

kommensteuer vereinnahmen.141  

Der LRH stellte in den geprüften Fällen bei Kapital- und Personenge-

sellschaften142 Steuerausfälle von 21,6 Mio. € Gewerbesteuer fest. 

Durch die Anrechnung der Gewerbe- auf die Einkommensteuer kamen 

bei Personengesellschaften nochmals 14,4 Mio. € hinzu. Rechnet man 

die Summe von 36 Mio. € hoch, ergeben sich landesweit Ausfälle für 

die VZ 2013 bis 2020 von mehr als 153 Mio. € Gewerbesteuer.  

Aufgrund der Hinweise des LRH konnten die geprüften Finanzämter 

Steuerausfälle von 15 Mio. € noch verhindern. 

                                                
139  Hochrechnungsfaktor 4,26 der festgestellten 408 Mio. €. Der Hochrechnungs-

faktor ergibt sich aus den landesweiten Kürzungsbeträgen von rd. 3 Mrd. € im 
Verhältnis der Kürzungsbeträge der geprüften Finanzämter von 731 Mio. €. 

140  § 35 Abs. 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz. 
141  Die Gemeinden sind am Aufkommen der Einkommensteuer lediglich zu 15 % 

beteiligt. 
142  Sofern an den Personengesellschaften keine natürlichen Personen beteiligt 

sind. 
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Empfehlungen des LRH 

Angesichts der massiven Bearbeitungsmängel empfiehlt der LRH ver-

stärkte Schulungen des Innendienstes und der Betriebsprüfung der  

Finanzämter. Weiterhin sollte das EDV-System bei der erstmaligen Be-

antragung mit einem Prüfhinweis auf die Problematik aufmerksam ma-

chen. Zusätzlich schlägt der LRH vor, weitere Prüfhinweise einzufüh-

ren und bestehende zu verbessern. Schließlich empfiehlt der LRH die 

Einführung eines Fragebogens bei der ersten Beantragung der erwei-

terten Grundstückskürzung sowie einen Leitfaden für die Bearbeitung 

im Finanzamt. Hierzu machte der LRH konkrete Vorschläge.  

Stellungnahme des Finanzministeriums und Würdigung 

Das Finanzministerium wies darauf hin, dass für 35 % der Bemes-

sungsgrundlage von 408 Mio. €, für die fälschlicherweise Kürzungen 

vorgenommen worden sind, noch eine Betriebsprüfung laufe oder vor-

gesehen sei. Zudem könne nicht von einem Bearbeitungsmangel aus-

gegangen werden, wenn die Betriebsprüfung Fälle nicht als prüfungs-

würdig angesehen habe. Die genannte fehlerhafte Bemessungsgrund-

lage reduziere sich somit für die acht VZ auf rd. die Hälfte.  

Im Übrigen befürwortete das Finanzministerium die Empfehlungen des 

LRH. Die konkrete Umsetzung steht vielfach noch nicht fest. 

Der LRH kann den Ausführungen des Finanzministeriums nur bedingt 

folgen. Die Betriebsprüfung griff nur in wenigen Fällen die zu Unrecht 

gewährten fehlerhaften Kürzungen auf. Hingegen erkannte sie bei 

durchgeführten Prüfungen fehlerhafte Kürzungsbeträge von 

157 Mio. € nicht. Der LRH geht somit auch bei den derzeit stattfinden-

den Betriebsprüfungen von keiner abweichenden Bearbeitungsqualität 

aus. Zudem stufte die Betriebsprüfung viele Fälle unzutreffend als prü-

fungsunwürdig ein. Sie erkannte dabei die vorhandenen Risiken nicht. 

Der LRH begrüßt die Zustimmung des Ministeriums zu seinen Verbes-

serungsvorschlägen und erwartet eine Umsetzung in absehbarer Zeit. 
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13 Landeseigene Liegenschaften brauchen bessere Steuerung 

Seit dem Jahr 2005 unterzog die Landesregierung sowohl die 

Bauverwaltung als auch die Liegenschaftsverwaltung mehreren 

Reformprozessen. Dabei stellte sie den Reformen keine Aufga-

benkritik voran. Zudem betrachtete sie die beiden Verwaltungs-

zweige getrennt voneinander, obwohl deren Aufgaben eng mit-

einander verflochten sind.  

Die Daten über die Liegenschaften sind lückenhaft und deshalb 

für Steuerungszwecke nur bedingt zu gebrauchen. Dies er-

schwert die Beratung der Nutzer in Immobilienangelegenheiten. 

Der LRH empfiehlt der Landesregierung, die Aufgabenbereiche 

Bauen und Liegenschaften inhaltlich deutlich stärker zu verzah-

nen und die Nutzer stärker einzubinden. 

Ausgangslage 

Die Liegenschaftsverwaltung mit ihren rd. 60 Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern ist für das Sondervermögen Landesliegenschaftsfonds  

Niedersachsen verantwortlich. Dieses umfasst rd. 5.300 Bauwerke mit 

ca. 3,4 Mio. m2 Nutzfläche, u. a. Verwaltungs-, Forschungs- und La-

borgebäude. Zudem ist sie federführend für die Unterbringung der ge-

samten Landesverwaltung in eigenen und angemieteten Liegenschaf-

ten zuständig.143 

Für alle Planungs- und Bauangelegenheiten des Landes liegt die Zu-

ständigkeit bei der Bauverwaltung mit ihren rd. 1.400 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern. Dazu gehören neben Neubaumaßnahmen auch die 

Bauunterhaltung sowie die Sanierung und Modernisierung von Be-

standsgebäuden. 

                                                
143 Verwaltungsvorschrift Nr. 4.2.3 zu § 64 LHO, Unterbringungsmanagement. 
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Beide Verwaltungen sind seit der Reform im Jahr 2010 zwar unter dem 

Dach des Niedersächsischen Landesamts für Bau und Liegenschaften 

vereint. Sie nehmen ihre Aufgaben jedoch bis heute weitgehend ge-

trennt voneinander wahr. Die angestrebten Synergien bei den Arbeits-

abläufen blieben aus. Auch eine bessere Abstimmung und Zusammen-

arbeit untereinander und mit den Nutzern finden bei der Unterbringung 

von Landeseinrichtungen wie Behörden und Hochschulen nicht statt.  

Aktuell sind drei Akteure am Unterbringungsprozess beteiligt: 

 

Abbildung 28:  Zusammenwirken der Beteiligten 

Aufgrund der bestehenden Verwaltungsvorschriften sind das bisherige 

Zusammenwirken und die Aufgabenverteilung zwischen den Beteilig-

ten nicht zielgerichtet. Diesbezüglich stellte der LRH in vergangenen 

Prüfungen und Jahresberichten Folgendes fest: 

• Der Liegenschaftsverwaltung fehlt der vollständige Überblick 

über die Anzahl der zum Sondervermögen Liegenschaftsfonds 

gehörenden Gebäude.  

• Die liegenschaftsbezogenen Daten sind lückenhaft. So sind an-

gemietete Liegenschaften teilweise nicht dokumentiert. In ande-

ren Fällen sind Gebäude doppelt erfasst. Eine Unterscheidung 
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nach Flächenarten144 findet nicht statt.145 Zudem besteht keine 

Verknüpfung zwischen diesen Flächen und der Anzahl der dort 

tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Somit fehlt die Grund-

lage für einen ressortübergreifenden flächenbezogenen Ver-

gleichsmaßstab.  

• Nutzer erstellen Wirtschaftlichkeitsberechnungen für ihre eigene 

Unterbringung. Diese werden von der Liegenschaftsverwaltung 

nur überschlägig geprüft. Dabei hinterfragt sie die Annahmen der 

Nutzer nicht, obwohl diese oft nicht stimmig sind. 

• Bei räumlichen oder funktionalen Änderungen ermitteln die Nut-

zer ihren Flächenbedarf ohne Mitwirkung der Bauverwaltung. 

Erst nachdem das zuständige Ministerium den Bedarf genehmigt 

hat, beginnt die Bauverwaltung mit der Beratung, wie dieser pla-

nerisch und baulich umgesetzt werden kann. Der genehmigte 

Bedarf gilt als gesetzt und mögliche Flächeneinsparungen wer-

den nicht mehr geprüft. 

• Nutzer mieten teilweise eigenständig Flächen an, ohne die  

Liegenschaftsverwaltung zu informieren. In der Folge können 

diese Flächen nicht in das Liegenschaftssystem eingepflegt wer-

den und verstärken dadurch die lückenhafte Datenlage. In die-

sen Fällen ist nicht sichergestellt, dass die wirtschaftlichste Vari-

ante der Unterbringung gewählt wurde. Eine Steuerung durch die 

Liegenschaftsverwaltung ist so nicht möglich.  

Der LRH vertritt daher die Auffassung, dass die Immobilienverwaltung 

des Landes zu reformieren ist.  

                                                
144 Z. B. Büros, Labore, Lagerflächen. 
145 Ausnahme: Behördenhäuser, hier sind die Daten im Jahr 2024 erfasst. 
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Wirksame und wirtschaftliche Strukturen schaffen 

Um den eigenen Anforderungen wie z. B. dem Klimaschutz und der 

angestrebten Flächenreduzierung gerecht werden zu können, müsste 

die Landesregierung die Verantwortung in den Bereichen Bauen und 

Liegenschaften stärker bündeln. Andernfalls besteht beispielsweise 

die Gefahr, dass energetisch besonders schlechte Gebäude mit hohen 

Kosten saniert werden,146 ohne zu wissen, ob diese perspektivisch 

noch benötigt werden.  

Für ein wirtschaftliches und gleichzeitig am Nutzerbedarf orientiertes 

Immobilienmanagement müssen Bau- und Liegenschaftsbereich so-

wie Nutzer gerade zu Beginn von Unterbringungsfragen im Sinne wirt-

schaftlicher Gesamtlösungen deutlich stärker zusammenarbeiten und 

ihre Kompetenzen und Kenntnisse bündeln: 

• Die Bauverwaltung sollte bereits zu Beginn der Planung die Nut-

zer beraten, welche Räumlichkeiten diese für ihre Aufgaben be-

nötigen. Der LRH hält es für zwingend erforderlich, dass diese 

Beratung vor der Genehmigung des Bedarfs durch das jeweilige 

Ministerium stattfindet, damit alle Informationen in die Entschei-

dung einfließen können.  

• Mit der Liegenschaftsverwaltung zusammen kann im Anschluss 

geprüft werden, ob Landesgebäude vorhanden und nutzbar sind, 

diese neu errichtet oder Flächen angemietet werden müssen. 

Hierbei sind auch ressortübergreifende Lösungen zu prüfen.  

• Die Beteiligten müssten u. a. die jeweiligen Verhältnisse vor Ort 

(z. B. Zustand von Liegenschaften), die Angemessenheit zukünf-

tiger Unterbringungsanforderungen (z. B. Umfang von Archiven 

in Zeiten der Digitalisierung) und Arbeitsmodelle (z. B. Desk-

Sharing, Telearbeit) einbeziehen.  

                                                
146  Klimaschutz jetzt! 4-Punkte-Plan der Landesregierung aus August 2022, 

Punkt „Worst first“. 
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Die Strukturen und Prozesse der Bau- und Liegenschaftsverwaltung 

sind daher so zu verändern, dass Schnittstellenprobleme und unklare 

Verantwortlichkeiten vermieden werden. Dazu sind die Verwaltungs-

vorschriften entsprechend anzupassen und begonnene Reformschritte 

endlich abzuschließen. 

Stellungnahme des Finanzministeriums 

Das Finanzministerium vertritt die Auffassung, dass die Verzahnung 

der Bauverwaltung mit der Liegenschaftsverwaltung durch die LHO 

hinreichend gegeben sei. Zudem sei eine persönliche Verzahnung der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der beiden Verwaltungszweige durch 

die räumliche Nähe gewährleistet.  

Ferner vertritt das Finanzministerium die Auffassung,  

• dass der Datenüberblick der Liegenschaftsverwaltung bundes-

weit einmalig sei, 

• die Mitarbeiterzahl in den Landesgebäuden keine liegenschafts-

relevanten Daten seien, 

• die Verknüpfung der Liegenschaftsdaten mit den Personaldaten 

ein gesondertes IT-Projekt sei, das mittlerweile beauftragt wor-

den sei, sowie  

• die Bedarfsermittlung ausschließlich Angelegenheit des Nutzers 

sei und darüber das zuständige Ministerium entscheiden müsse. 

Erwiderung des LRH 

Die Auffassung des Finanzministeriums, dass eine ausreichende Ver-

zahnung beider Verwaltungszweige bestehe, teilt der LRH nicht. Dies 
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zeigt sich exemplarisch am Neubauvorhaben der Hochschule für an-

gewandte Wissenschaft und Kunst am Standort Holzminden.147 

Die Darstellung des Finanzministeriums, dass der Datenüberblick der 

Liegenschaftsverwaltung bundesweit einmalig sei, verwundert den 

LRH. Das Finanzministerium konnte wiederholt die Anzahl seiner Ge-

bäude im Liegenschaftsbestand nicht exakt benennen. Auch vorange-

gangene Prüfungen belegen die lückenhafte Datenlage. So kann die 

Vorgabe der Landesregierung, 10 % der Büroflächen einzusparen, nur 

dann erfüllt werden, wenn der Ausgangsbestand für die Flächenart 

„Büro“ bekannt ist. Dies ist aktuell nur bei den Behördenhäusern mit 

einem Flächenanteil von 23 % der Fall. 

Der Einwand des Finanzministeriums, dass die Anzahl der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter in Landesgebäuden keinen liegenschaftsrele-

vanten Bezug habe, ist nicht nachzuvollziehen. Die Zusammenführung 

von Personenzahlen und Flächen ist vielmehr eine notwendige Grund-

lage für einen Vergleich. Das Finanzministerium selbst erläutert, dass 

die Zusammenführung ein separates IT-Projekt sei, welches sich aktu-

ell in der Beauftragung befände. 

Bereits im Jahr 2016 erklärte das Finanzministerium, dass in einem 

Pilotprojekt bei der Polizei bis zum Ende des Jahres 2018 die Flächen 

mit den Personaldaten zu einem effektiven Flächenbenchmark zusam-

mengeführt werden und danach eine landesweite Umsetzung erfolgen 

solle.148 Dieses ist bis heute nicht geschehen.  

  

                                                
147  Siehe Abschnitt IV, Nr. 15. 
148  Drs. 17/6784. 
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14 Jahrelanger Leerstand eines Hochschulgebäudes: Wissen-

schaftsministerium greift nicht ein 

Seit dem Jahr 2021 nutzte die Stiftung Universität Hildesheim 

eine beim Land angemietete Liegenschaft in Hannover nicht 

mehr. Obwohl die Hochschule Hannover bereits seit dem Jahr 

2018 Interesse an einer Übernahme dieser Flächen signalisiert 

hatte, wirkte das Ministerium für Wissenschaft und Kultur nicht 

auf eine zeitnahe Kündigung des Mietvertrags hin, sondern ließ 

langwierige Verhandlungen der Hochschulen zu. Dadurch ent-

stand der Hochschule Hannover ein vermeidbarer Schaden von 

mehr als 500.000 €. 

Hintergrund der Anmietung der Liegenschaft in Hannover 

Ein Ergebnis des Hochschuloptimierungskonzepts der Landesregie-

rung aus dem Jahr 2003 war die Schließung des Fachbereichs „Bil-

dende Kunst“ an der Hochschule Hannover. Mit dieser Entscheidung 

ging die Professur „Künstlerischer Film“ im Jahr 2006 von der Hoch-

schule Hannover auf die Universität Hildesheim über. Das Studienan-

gebot verblieb allerdings am Standort Hannover. Über die bislang von 

der Hochschule Hannover genutzten landeseigenen Flächen schloss 

der Landesliegenschaftsfonds deshalb mit der Universität Hildesheim 

im Jahr 2007 einen unbefristeten Mietvertrag. Den jährlichen Mietzins 

von rd. 89.000 € gewährte das Land der Universität Hildesheim zusätz-

lich zur Finanzhilfe. 

Verlagerung des Studienangebots nach Hildesheim führt zu Leerstand 

Nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers im Jahr 2018 zeichnete 

sich anlässlich der Neubesetzung der Professur eine Verlagerung des 

Studienangebots nach Hildesheim ab. Daraufhin beantragte die Hoch-

schule Hannover beim Ministerium für Wissenschaft und Kultur, dass 

ihr die bislang von der Universität Hildesheim gemieteten Flächen zu-

gewiesen werden. Das sollte dem seinerzeitigen Flächendefizit am 
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Standort Expo-Plaza begegnen und der Hochschule Hannover zu-

gleich ermöglichen, andere Anmietungen bei Dritten zu kündigen. Im 

gleichen Antrag erklärte sich die Universität Hildesheim grundsätzlich 

zur Abgabe der Flächen bereit, erwartete aber wegen des zusätzlichen 

Raumbedarfs für die nach Hildesheim verlagerte Professur einen Aus-

gleich in Form eines Neubaus. Das Wissenschaftsministerium lehnte 

die Begehren der beiden Hochschulen jedoch ab. 

In den folgenden Jahren verlagerte die Universität Hildesheim die Film-

ausbildung sukzessive nach Hildesheim und betrieb das Filmstudio in 

Hannover nur noch eingeschränkt. Spätestens seit dem Jahr 2021 

nutzte sie die Flächen in Hannover überhaupt nicht mehr. Gleichwohl 

kündigte die Universität Hildesheim den Mietvertrag mit dem Land 

nicht. Auch das Wissenschaftsministerium wirkte nicht auf eine Kündi-

gung hin, obwohl der Leerstand der Liegenschaft bekannt war. Ebenso 

war dem Ministerium bekannt, dass die Hochschule Hannover Bedarf 

an dieser Liegenschaft angemeldet hatte. 

Ministerium lässt langwierige Verhandlungen zu 

In den Folgejahren bekräftigte die Hochschule Hannover gegenüber 

dem Wissenschaftsministerium und der Universität Hildesheim mehr-

fach ihr Interesse an der Übernahme der landeseigenen Liegenschaft, 

um Anmietungen bei Dritten aufgeben und Mietkosten von jährlich 

rd. 140.000 € einsparen zu können. Dies blieb jedoch ohne Erfolg, weil 

die Universität Hildesheim auf einem finanziellen Ausgleich für die Ab-

gabe der Flächen beharrte. Auch der Vorschlag der Universität Hildes-

heim, mit der Hochschule Hannover einen auf fünf Jahre befristeten 

Untermietvertrag über die Flächen abzuschließen, führte nicht zum 

Ziel. 

Das Wissenschaftsministerium nahm bei dem gesamten Prozess die 

Rolle des Beobachters ein: Anstatt selbst tätig zu werden, überließ es 

die Verhandlungen den beiden Hochschulen. 
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Universität Hildesheim kündigt den Mietvertrag erst nach Zusage einer 

Ausgleichszahlung 

Erst nachdem der LRH das Ministerium anlässlich einer Prüfung auf 

die Problematik hingewiesen hatte, kam eine Vereinbarung zustande. 

Danach sollten ab dem Jahr 2025 befristet auf drei Jahre Haushalts-

mittel von der Hochschule Hannover an die Universität Hildesheim ver-

lagert werden. Im Gegenzug sollte die Universität Hildesheim den mit 

dem Land bestehenden Mietvertrag zum Ende des Jahres 2024 kün-

digen, um ab dem Jahr 2025 die Überlassung der Liegenschaft an die 

Hochschule Hannover zu ermöglichen. 

Die überaus schleppende und passive Begleitung durch das Wissen-

schaftsministerium hatte zur Folge, dass die Hochschule Hannover ih-

rerseits eine Anmietung bei Dritten erst mit vierjähriger Verzögerung 

kündigen konnte. Durch die vermeidbaren Mietzahlungen für die Dritt-

anmietung entstand der Hochschule Hannover ein finanzieller Scha-

den von mindestens 500.000 €. 

Würdigung des LRH 

Das Land hat mit seinen Ressourcen wirtschaftlich umzugehen. Dazu 

gehört auch, dass Landesgebäude möglichst durchgängig genutzt und 

Leerstände vermieden werden. 

Das Wissenschaftsministerium hätte spätestens mit dem Leerstand im 

Jahr 2021 unverzüglich die Kündigung des zwischen dem Land und 

der Universität Hildesheim bestehenden Mietvertrags in die Wege lei-

ten müssen. Außerdem hätte es dafür Sorge tragen müssen, dass die 

Räumlichkeiten umgehend der Hochschule Hannover dauerhaft zur 

Verfügung gestellt werden. 

Stattdessen ließ sich das Ministerium wegen der Ausgleichsforderun-

gen der Universität Hildesheim in langwierige Verhandlungsprozesse 

einbinden.  
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Stellungnahme des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur 

Zum Leerstand der Liegenschaft teilte das Wissenschaftsministerium 

mit, dass die Universität Hildesheim der Hochschule Hannover bereits 

während der Verhandlungen mehrfach Zwischennutzungen ermöglicht 

habe. In den Jahren 2021 und 2023 habe die Universität Hildesheim 

die Unterbringung neuer Informatikprofessuren am Standort Hannover 

erwogen, hiervon jedoch wegen des organisatorisch-logistischen Auf-

wands Abstand genommen. Im Übrigen müsse berücksichtigt werden, 

dass während der COVID-19-Pandemie eine Nutzung der Räume für 

die Lehre ohnehin nicht möglich gewesen sei. 

Erwiderung des LRH 

Der LRH sieht sich durch die vom Wissenschaftsministerium ange-

führte Zwischennutzung der Liegenschaft parallel zu den seit dem Jahr 

2021 geführten Verhandlungen zwischen den beiden Hochschulen in 

seiner Auffassung bestätigt. Hierdurch wird deutlich, dass seitens der 

Universität Hildesheim kein ernsthaftes Nutzungsinteresse an der Lie-

genschaft in Hannover mehr bestand. Dies wird auch durch die Absicht 

der Universität Hildesheim bestätigt, die Flächen unterzuvermieten. 

Unabhängig von den Zwischennutzungen und den pandemiebeding-

ten Nutzungseinschränkungen hätte das Ministerium als erstes eine 

Kündigung des Mietvertrags mit der Universität Hildesheim herbeifüh-

ren müssen, um die Liegenschaft der Hochschule Hannover dauerhaft 

zu überlassen. Nur dann hätte die Hochschule Hannover ihre externe 

Anmietung frühzeitig kündigen und dadurch Mietkosten einsparen kön-

nen. Die unterbliebene Steuerung durch das Wissenschaftsministe-

rium verursachte Kosten von mindestens 500.000 €. 
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Organisation und Wirtschaftlichkeit 

15 Haben statt Brauchen – Hochschule schöpft aus dem Vollen 

Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur genehmigte der 

Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst am  

Standort Holzminden einen Neubau für rd. 13 Mio. €, ohne den 

Flächenbedarf hinreichend zu prüfen. Dieses begründete das  

Ministerium mit der politisch gewollten Hochschulautonomie. 

Nach Prüfung des LRH benötigt die Hochschule lediglich 23 % 

der ursprünglich geforderten Fläche.  

Nach Auffassung des LRH ist für diesen geringen Flächenbedarf 

kein Neubau notwendig. Stattdessen kann die Hochschule lan-

deseigene Gebäude in unmittelbarer Nähe nutzen. Damit könnte 

das Land Neubaukosten von mindestens 13 Mio. € einsparen. 

Ausgangslage 

Die Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst (HAWK) bie-

tet am Standort Holzminden drei Studiengänge an. Der Studiengang 

„Soziale Arbeit“ war bis zum Jahr 2019 in einem Gebäude ca. 200 m 

entfernt vom Hauptgebäude untergebracht. Seit Beginn der Sanie-

rungsarbeiten wurde der Studiengang übergangsweise im Hauptge-

bäude untergebracht.  Da das bisherige Gebäude im Zuge der Sanie-

rungsmaßnahme vom Staatlichen Baumanagement Niedersachsen 

als nicht sanierbar eingestuft wurde, prüften die Beteiligten149 eine 

neue Unterbringungsmöglichkeit.  

Im Jahr 2022 legte das Wissenschaftsministerium dem LRH eine Bau-

anmeldung für einen Neubau mit Kosten von rd. 13 Mio. € zur Prüfung 

vor. Der Raumbedarfsplan wies 976 m² Nutzfläche aus, wovon 

rd. 357 m² auf Seminarflächen und 120 m² auf Hörsaalflächen 

                                                
149  Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur, die Hochschule, das Nieder-

sächsische Landesamt für Bau und Liegenschaften und das Staatliche 
Baumanagement Südniedersachsen. 
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entfielen. Der LRH bemängelte bereits damals, dass die Hochschule 

den Bedarf für einzelne Räume nicht hinreichend begründete. 

Trotz der Kritik ließ das Wissenschaftsministerium die Planungen unter 

Hinweis auf die Hochschulautonomie fortführen. Es beauftragte jedoch 

ein externes Institut mit einer Auslastungsanalyse der vorhandenen 

Lehr- und Seminarflächen, um den Bedarf nachzuweisen.  

Der LRH nahm die Fortführung der Planungen zum Anlass, diese zu 

prüfen, und kam dabei zu folgenden Ergebnissen: 

• Im Laufe des Planungsprozesses genehmigte das Wissen-

schaftsministerium drei unterschiedliche Raumbedarfspläne. 

Beim ersten Raumbedarfsplan aus dem Jahr 2017 hatte die 

Hochschule lediglich die Bestandsflächen des alten Gebäudes 

ohne jegliche Prüfung übernommen.  

• Eine Auswertung des LRH zeigte, dass die durchschnittliche  

Belegung der vorhandenen Hörsäle bei maximal 37 % und für 

Seminarräume bei maximal 46 % lag. Ein Bedarf an zusätzlichen 

Lehrflächen bestand folglich nicht. 

• Das Wissenschaftsministerium genehmigte die Raumbedarfs-

pläne der Hochschule ohne vorherige inhaltliche Prüfung und er-

füllte somit nicht seine Aufsichtspflicht.  

Die Auslastungsuntersuchung des externen Instituts kam ebenfalls zu 

dem Ergebnis, dass es keinen zusätzlichen Bedarf an Seminar- und 

Hörsaalflächen am Standort Holzminden gebe. Auch bei steigenden 

Studierendenzahlen sei das aktuelle Raumangebot ausreichend, denn 

neben der geringen Belegung der Räume seien die Plätze bei Veran-

staltungen lediglich zu maximal 39 % besetzt.  
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Aktuelle Flächenentwicklung 

Erst gegen Ende der Prüfung des LRH befasste sich das Wissen-

schaftsministerium eingehender mit dem bereits genehmigten Raum-

bedarf. Dabei betrachtete es auf Anregung des LRH erstmals auch die 

Gesamtflächen auf dem Campus am Standort Holzminden und redu-

zierte daraufhin den bereits anerkannten Bedarf von 976 m² auf 

630 m². Allein durch die vorgenommene Reduzierung der Fläche um 

346 m² würden Gesamtbaukosten von rd. 2,5 Mio. €150 sowie dauer-

haft Betriebskosten eingespart werden. Der aktuelle, vierte Raumbe-

darfsplan weist keine Seminar- und Hörsaalflächen mehr aus. Statt-

dessen sind nun erstmals Flächen von 218 m² für vier sogenannte an-

gewandte Räume151 enthalten.  

Der LRH prüfte auch den vierten Raumbedarfsplan und kam zu folgen-

den Ergebnissen: 

• Das Wissenschaftsministerium wies den Büroflächenbedarf für 

„Sonstige Nutzer“ doppelt aus. 

• Das Wissenschaftsministerium berücksichtigte in seiner Betrach-

tung nicht die kompletten Bestandsflächen, sondern minderte 

diese um 8 %. Es begründete dieses mit den bereits vorhande-

nen – nicht veränderbaren – Raumzuschnitten. Nach Auffassung 

des LRH hätte das Ministerium die Minderung jedoch lediglich 

auf Büroflächen anwenden dürfen, für die es geltende Höchstflä-

chen gibt.152 Das Wissenschaftsministerium reduzierte den Be-

stand dadurch künstlich. 

                                                
150  Kosten für Nutzflächen 1-6 gemäß der Orientierungswerte für Hochschulge-

bäude, herausgegeben durch die Bauministerkonferenz der Länder: 
7.158 €/m² (Stand: November 2023). 

151  Gründerraum HBC = 100 m², Skills Lab Beratungsmodul = 50 m², Skills Lab 
Gemeinwesen = 34 m² sowie Skills Lab Medienmodul = 34 m².  

152  Siehe hierzu Höchstflächen für Geschäftszimmer gemäß Richtlinie für die 
Durchführung von Baumaßnahmen des Landes – Muster 13. 
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Aufgrund der Ergebnisse der Auslastungsuntersuchungen könnten 

nach Auffassung des LRH zumindest zwei der neu geforderten vier 

Räume153 in den Bestandsflächen realisiert werden.  

Zusammengenommen vermindert sich dadurch der Flächenbedarf ge-

genüber dem vom Wissenschaftsministerium genehmigten Bedarf um 

rd. 400 m². Grafisch stellt sich der angemeldete Bedarf gegenüber dem 

Ist-Bestand folgendermaßen dar: 

 

Abbildung 29: Gegenüberstellung des Flächenbedarfs 

Der LRH kommt zu dem Ergebnis, dass lediglich ein Flächenbedarf 

von 225 m² verbleibt.  

Nutzung von landeseigenen Gebäuden statt Neubau 

Entgegen der Vorgabe der Landesregierung, dass Sanierungen Vor-

rang vor Neubauten haben sollen, hielten das Wissenschaftsministe-

rium und die Hochschule weiter an einem Neubauvorhaben fest. 

                                                
153  Gründerraum HBC = 100 m², Skills Lab Beratungsmodul = 50 m². 
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Bei einem nach Berechnungen des LRH lediglich noch verbleibenden 

zusätzlichen Bedarf von 225 m² ist offenkundig, dass die Landesver-

waltung Alternativunterbringungen im Bestand prüfen muss. 

Aktuelle Entwicklungen zeigen hierzu am Standort Holzminden realis-

tische Alternativen: 

 

Abbildung 30:  Standorte Alternativunterbringungen 
(Quelle: © GeoBasis-DE/LGLN 2025, Daten geändert) 

Gegenüber dem Hauptgebäude der Hochschule befindet sich ein lan-

deseigenes Behördenhaus, in dem sich u. a. das Katasteramt befindet. 

Das Land prüft, einzelne Standorte der Katasterverwaltung zusam-

menzulegen. Dabei könnte auch der Standort Holzminden aufgegeben 

werden.154 Dann stünden rd. 453 m² Nutzfläche zur Verfügung, sodass 

die Hochschule ihren verbleibenden Bedarf von 225 m² decken könnte. 

Die Herrichtung der Liegenschaft für die Hochschule würde nach 

Schätzung des Staatlichen Baumanagements rd. 1 Mio. € kosten. 

Zudem steht das ehemalige Amtsgericht, das seit dem Jahr 2021 nicht 

mehr genutzt wird, mit rd. 400 m² Nutzfläche als landeseigenes Ge-

bäude zur Verfügung. Dieses ist rd. 300 m vom Hauptgebäude der 

Hochschule entfernt und fußläufig in weniger als fünf Minuten 

                                                
154  Drs. 19/5758. 
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erreichbar. Die Kosten für die Herrichtung dieses Gebäudes schätzt 

das Staatliche Baumanagement auf rd. 835.000 €.  

Der Bedarf der Hochschule könnte daher in einem landeseigenen Ge-

bäude realisiert werden. Das Land würde damit mindestens 13 Mio. € 

reine Neubaukosten einsparen. Dem stünden Sanierungskosten für 

ein Bestandsgebäude von rd. 1 Mio. € gegenüber. 

Stellungnahme des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur 

Das Wissenschaftsministerium erläuterte, dass es der Aufforderung 

des LRH gefolgt sei und den Flächenbedarf der Hochschule überprüft 

habe. Dabei habe es die Nutzfläche signifikant um 346 m² reduziert. 

Das Wissenschaftsministerium teile auch die Auffassung des LRH, 

dass am Standort Holzminden kein zusätzlicher Bedarf an Lehrflächen 

bestehe. Es halte jedoch einen Flächenbedarf von 630 m² für Büros 

und sonstige Flächen für erforderlich. 

Zudem bemängelte das Wissenschaftsministerium, dass der LRH erst-

mals im Rahmen der Abschließenden Prüfungsmitteilung zwei Alterna-

tivgebäude zur Unterbringung des Studienbereichs Soziale Arbeit vor-

geschlagen habe. Das Ministerium wolle im nächsten Schritt zusam-

men mit der Bau- und Liegenschaftsverwaltung die vom LRH vorge-

schlagenen sowie ggf. noch andere Alternativen zur Unterbringung 

prüfen. 

Schlussbemerkung  

Der LRH begrüßt die Überprüfung durch das Wissenschaftsministe-

rium und die daraufhin vorgenommene Reduzierung der Flächen. Er 

hält jedoch weiterhin einen Flächenbedarf von 225 m² für ausreichend 

und erläuterte dieses dem Wissenschaftsministerium umfassend. Der 

LRH beanstandet jedoch, dass die Überprüfung erst nach seiner Auf-

forderung erfolgte. Die Genehmigung und vor allem die Prüfung des 

Bedarfs ist Aufgabe des Wissenschaftsministeriums. Die Hochschul-
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autonomie darf kein Freibrief für unreflektierte Bedarfsanmeldungen 

sein. 

Weiterhin begrüßt der LRH, dass das Wissenschaftsministerium seine 

Anregungen aufnehmen und weitere Unterbringungsvarianten prüfen 

will. Er vertritt die Auffassung, dass das Wissenschaftsministerium 

spätestens nach Reduzierung der Flächen Alternativunterbringungen 

hätte prüfen müssen. Dass dies jedoch erst auf Anregung des LRH 

erfolgte, bestätigt die wiederholt festgestellten Defizite bei der Zusam-

menarbeit im landeseigenen Unterbringungsmanagement. 
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16 Stiftungsmodell der Hochschulen: Fehlentwicklungen am  

Beispiel des Ankaufs einer Villa 

Ohne Abstimmung mit dem Wissenschaftsministerium und ohne 

Zustimmung ihres Stiftungsrats erwarb die Universität Lüneburg 

eine Villa für 2,4 Mio. €. Der Kauf war der Hochschule möglich, 

weil sie innerhalb von nur fünf Jahren rd. 20 Mio. € aus über-

schüssigen Finanzhilfen des Landes angespart hatte. 

Das Land sollte sich bei Immobilienkäufen von Stiftungshoch-

schulen ein Vetorecht im Stiftungsrat einräumen. Wegen seiner 

angespannten Finanzlage und des bestehenden Sanierungs-

staus sollte das Land darüber hinaus die Höhe seiner Finanzhil-

fen an die Stiftungshochschulen kritisch überprüfen, zumal an-

dere Stiftungshochschulen über erhebliches Wertpapiervermö-

gen verfügen. 

Immobilienerwerb durch die Stiftung Universität Lüneburg 

Im Juni 2023 erwarb die Stiftung Universität Lüneburg eine Villa in  

Lüneburg mit einer Wohnfläche von 456 m². Der Kaufpreis betrug ein-

schließlich geplanter Umbaumaßnahmen rd. 2,4 Mio. € (ohne Neben-

kosten). Die Stiftung konnte den Kauf tätigen, weil sie über ein rückla-

genbasiertes Stiftungsvermögen von rd. 20 Mio. € verfügte. Diese Mit-

tel stammten überwiegend aus nicht verbrauchten Finanzhilfen des 

Landes. 

Nach den Vorstellungen des Hochschulpräsidiums sollte die Villa der 

Unterbringung von bis zu 15 (Gast-)Wissenschaftlerinnen und  

(Gast-)Wissenschaftlern dienen. Darüber unterrichtete das Präsidium 

den Stiftungsrat in den Sitzungen im Dezember 2022 und im Juli 2023. 

Informationen zur Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit des Gästehau-

ses legte das Präsidium nicht vor. Eine Diskussion im Stiftungsrat über 

den Kauf der Villa fand nicht statt. Auch traf der Stiftungsrat keinen 

Beschluss. 
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Unabhängig von der Ausgestaltung der Nutzung war die Universität 

der Überzeugung, dass sich der Kauf der Villa bereits als Vermögens-

anlage lohne. Dies beruhe insbesondere auf vermuteten Wertsteige-

rungen und erwarteten Überschüssen aus dem Betrieb der Immobilie. 

Notwendigkeit eines Stiftungsratsbeschlusses 

Nach Auffassung des LRH hätte der Stiftungsrat durch einen Be-

schluss über den Erwerb der Villa entscheiden müssen. Diese Notwen-

digkeit ergibt sich aus der Zuständigkeitsverteilung zwischen Präsi-

dium und Stiftungsrat. Nach dem Niedersächsischen Hochschulgesetz 

(NHG) führt das Präsidium die laufenden Geschäfte der Stiftung, wäh-

rend der Stiftungsrat über Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-

deutung beschließt. Hierzu gehören alle Angelegenheiten, die nicht als 

Geschäfte der laufenden Verwaltung dem Präsidium zugewiesen 

sind.155 

Was zu den „laufenden Geschäften“ gehört, legt das NHG nicht aus-

drücklich fest. Zieht man bei der Auslegung die im Kommunalrecht gel-

tenden Grundsätze zur Kompetenzabgrenzung zwischen dem Haupt-

verwaltungsbeamten (Bürgermeister bzw. Landrat) und der kommuna-

len Vertretung (Rat bzw. Kreistag) heran, erfordert der Kauf einer Im-

mobilie durch eine Stiftungshochschule einen Beschluss des Stiftungs-

rats. Im Kommunalrecht zählen zu den Geschäften der laufenden Ver-

waltung nämlich nur diejenigen Angelegenheiten, die regelmäßig wie-

derkehrend und nach ihrer sachlichen Bedeutung weniger erheblich 

sind. Auch nach dem für Beteiligungen des Landes an Unternehmen 

geltenden Muster eines Gesellschaftsvertrags unterliegen u. a. insbe-

sondere der Erwerb, die Veräußerung und Belastung von Grundeigen-

tum grundsätzlich der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. 

Daher sollten alle Rechtsgeschäfte, die Grundstücke der Stiftungs-

hochschulen betreffen, einen Stiftungsratsbeschluss erfordern. 

                                                
155  Müller-Bromley, in: Epping, NHG, 2. Aufl. 2024, § 60 Rn. 35. 
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Weil die Vertreterin oder der Vertreter des Wissenschaftsministeriums 

im Stiftungsrat durch Mehrheitsbeschluss überstimmt werden kann, 

sollte diesem Personenkreis im NHG für diese Fälle ein Vetorecht ein-

geräumt werden. Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, weil 

anderenfalls eine mit dem Fachministerium abgestimmte bauliche Ent-

wicklungsplanung156 durch gegenläufige Beschlüsse des Stiftungsrats 

unterlaufen werden kann. Außerdem würde ein Vetorecht des Fachmi-

nisteriums verhindern, dass das Land durch alleinige Entscheidungen 

des Präsidiums bzw. Mehrheitsentscheidungen des Stiftungsrats über 

einen Immobilienerwerb mit Folgekosten belastet wird.157 

Erwerb der Villa als Gästehaus 

Dass in diesem Fall eine gründliche Befassung des Stiftungsrats mit 

dem vom Präsidium angestrebten Betrieb eines Gästehauses notwen-

dig gewesen wäre, belegen Prüfungsfeststellungen des LRH, nach de-

nen der Betrieb von Gästehäusern in aller Regel zu dauerhaften Ver-

lusten führt.158 Überdies missachtete das Präsidium die Erwartung des 

Landtages, dass dem Stiftungsrat und auch dem Fachministerium vor 

dem Erwerb einer Liegenschaft ein belastbarer Bedarfsnachweis so-

wie ein tragfähiges Finanzierungskonzept vorzulegen sind.159 Die Ver-

treterin bzw. der Vertreter des Wissenschaftsministeriums im Stiftungs-

rat hätte daher vom Präsidium die Vorlage weiterer Informationen und 

Berechnungen zur Wirtschaftlichkeit des geplanten Betriebs des Gäs-

tehauses verlangen müssen. 

Negativ wirkt sich an dieser Stelle aus, dass trotz des erheblichen Sa-

nierungsstaus bis heute keine einzige Stiftungshochschule eine mit 

dem Ministerium abgestimmte bauliche Entwicklungsplanung vorge-

legt hat.160 Wäre die Stiftung Universität Lüneburg ihrer insofern 

                                                
156  Jahresbericht 2024, S. 82 „Fehlende bauliche Entwicklungsplanungen an 

Hochschulen“. 
157  Jahresbericht 2022, S. 264 „Erwerb einer Liegenschaft durch eine Stiftungs-

hochschule gegen das Votum des Fachministeriums“. 
158  Jahresbericht 2008, S. 75 „Wirtschaftlichkeit der Gästehäuser von Hochschu-

len“. 
159  Drs. 19/800, S. 2. 
160  Siehe Fn. 156. 
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bestehenden Verpflichtung aus der Richtlinie Bau nachgekommen, 

hätte das Ministerium anlässlich der Abstimmung der baulichen Ent-

wicklungsplanung die Investition in ein Gästehaus mangels entspre-

chender Priorität untersagen müssen. Im Übrigen ist bemerkenswert, 

dass sogar die Stiftung Universität Lüneburg selbst ein Gästehaus in 

einem Gutachten der Landeshochschulkonferenz161 nicht als eines  

ihrer wichtigsten Strategieprojekte benannt hatte. 

Fehlende Bemessung der Grundfinanzierung ermöglicht Vermö-

gensaufbau der Stiftungshochschule 

Mit dem Erwerb der Villa tätigte die Stiftung Universität Lüneburg eine 

Investition von nachrangiger Priorität. Dies war der Hochschule mög-

lich, weil das Land die Globalbudgets der Hochschulen – entgegen den 

hochschulgesetzlichen Regelungen – nach wie vor ohne Bemessungs-

grundlagen auf Basis historisch gewachsener Größen fortschreibt.162 

Damit versetzte das Land die Stiftungsuniversität in die Lage, ab dem 

Jahr 2018 innerhalb von nur fünf Jahren ein rücklagenbasiertes Stif-

tungsvermögen von rd. 20 Mio. € aufzubauen; dies entspricht knapp 

einem Drittel der jährlichen Finanzhilfe des Landes163. Auf diese Weise 

trägt das Land mittels einer großzügig bemessenen Finanzhilfe den 

wesentlichen Anteil am Aufbau des Stiftungsvermögens. 

Nicht zuletzt aufgrund der angespannten Finanzlage des Landes sowie 

des erheblichen Sanierungsstaus an den Hochschulen hält der LRH 

den maßgeblichen Beitrag des Landeshaushalts am Aufbau des Ver-

mögens von Stiftungshochschulen für verfehlt. So erschließt sich dem 

LRH im vorliegenden Fall nicht, dass die Stiftungsuniversität Lüneburg 

mit ihrem Vermögen eine Villa soll erwerben können, während gleich-

zeitig andere Hochschulen wegen fehlender Landesmittel außerstande 

sind, dringend erforderliche Sanierungsmaßnahmen durchzuführen. 

                                                
161  Gutachten „Bericht und Empfehlungen zur Situation des Hochschulbaus in 

Niedersachsen“ vom Mai 2020, erstellt im Auftrag der Landeshochschulkon-
ferenz unter Mitwirkung des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur, S. 30. 

162  Jahresbericht 2021, S. 221 „Neukonzeption der Hochschulfinanzierung“. 
163  Haushaltsplan 2022, Kapitel 06 28, Titel 685 01, Zuschuss für laufende Zwe-

cke der Stiftung: 66,213 Mio. €. 
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Aus Sicht des LRH ist es mit den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit 

und Sparsamkeit nicht vereinbar, dass Stiftungshochschulen insbe-

sondere in Zeiten knapper Kassen mittels überschüssiger Finanzhilfe 

und damit zulasten des Landeshaushalts Liegenschaften von nachran-

giger Priorität kaufen oder Wertpapiere164 erwerben können. 

Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums 

Das Wissenschaftsministerium vertritt die Auffassung, dass der Ankauf 

der Villa keines Stiftungsratsbeschlusses bedurfte, weil dieses Rechts-

geschäft zur laufenden Geschäftsführung des Präsidiums gehöre. 

Der Stiftungsrat habe lediglich über Veränderungen und Belastungen 

des Grundstockvermögens sowie die Aufnahme von Krediten explizit 

zu beschließen. Damit seien Immobilienankäufe, jedenfalls wenn es 

sich um eine überschaubare Investition handele, nicht vergleichbar. 

Eine Entscheidungszuständigkeit des Stiftungsrats bei Grund-

stücksangelegenheiten würde das Präsidium schwächen und in seiner 

operativen Handlungsfähigkeit einschränken. Im Übrigen sei das Prä-

sidium seinen Verpflichtungen zur Unterrichtung des Stiftungsrats 

nachgekommen. Sofern der Stiftungsrat anstelle der Unterrichtung ei-

nen Beschluss für erforderlich gehalten hätte, hätte er diesen im Rah-

men seiner Kompetenz zur Überwachung des Präsidiums erwirken 

können. 

Zu den vom LRH thematisierten Folgekosten eines Immobilienerwerbs 

erwiderte das Wissenschaftsministerium, dass die Stiftung derartige 

Kosten grundsätzlich selbst zu tragen habe. Da das Land über zusätz-

liche Mittel für Hochschulen in eigener Verantwortung entscheide, 

                                                
164  Ausweislich der Jahresabschlüsse 2023 verfügten drei Stiftungshochschulen 

über Wertpapieranlagen: Georg-August-Universität Göttingen (ohne Universi-
tätsmedizin): rd. 160 Mio. €; Universität Hildesheim: rd. 14 Mio. € und Fach-
hochschule Osnabrück: rd. 7,1 Mio.€. 
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komme einem Beschluss des Stiftungsrats keine präjudizierende Wir-

kung zu. 

Zu den Ausführungen des LRH zum Aufbau des Stiftungsvermögens 

äußerte sich das Wissenschaftsministerium nicht. 

Erwiderung des LRH 

Zunächst weist der LRH darauf hin, dass jede Beschränkung der Mit-

wirkungsbefugnisse des Stiftungsrats zwangsläufig mit einem Verlust 

von Kontrollmöglichkeiten gegenüber dem Präsidium verbunden ist. 

Unabhängig von den hochschulinternen Entscheidungsstrukturen hat 

das Wissenschaftsministerium auch bei Stiftungshochschulen zu ge-

währleisten, dass die Landesinteressen gewahrt bleiben. Bezogen auf 

den Hochschulbau bedeutet dies, dass sich die Bedarfsplanung der 

Hochschulen unter Koordination des Wissenschaftsministeriums  

strategisch an der Entwicklung der niedersächsischen Wissenschafts-

landschaft zu orientieren hat.165 Angesichts des erheblichen Sanie-

rungsstaus ist gegenwärtig eine Konzentration auf die wesentlichen 

Baumaßnahmen im Bereich von Forschung und Lehre vordringlich. 

Dies schließt den Bau bzw. den Erwerb von Gästehäusern aus. 

Zur Planung und Steuerung des Liegenschaftsbedarfs stehen dem 

Wissenschaftsministerium als Instrumente die mit den Hochschulen 

abzustimmenden baulichen Entwicklungsplanungen sowie die Zielver-

einbarungen zur baulichen Infrastruktur zur Verfügung. Damit das 

Land seine Steuerungsfunktion auch ausfüllen kann, müssen Liegen-

schaftsangelegenheiten im Stiftungsrat beschlossen und dem Wissen-

schaftsministerium zusätzlich ein Vetorecht eingeräumt werden. 

Beschlüsse des Stiftungsrats haben Einfluss auf Entscheidungen des 

Landes über zusätzliche Mittel für die Stiftungshochschulen, weil auch 

die Stiftungshochschulen in staatlicher Verantwortung stehen. Hierzu 

                                                
165  „Bericht und Empfehlungen zur Situation des Hochschulbaus in Niedersach-

sen“ im Auftrag der Landeshochschulkonferenz Niedersachsen (sogenanntes 
Krull-Gutachten), Hannover/Hildesheim im Mai 2020, S. 13. 
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gehört u. a. auch deren Finanzierung. In letzter Konsequenz haftet da-

mit das Land, wenn Stiftungshochschulen in finanzielle Schwierigkei-

ten geraten. 
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17 Organisationsdefizite beim Krisenmanagement 

In der Staatskanzlei und in mehreren Ministerien fehlen Struktu-

ren und Prozesse, um bei Krisen, die den eigenen Bereich be-

treffen, effektiv und zeitnah reagieren zu können. Zudem sind 

Führungskräfte sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur zum 

Teil durch Schulungen und Übungen auf die spezielle Arbeit in 

Krisensituationen vorbereitet.  

Um seiner zentralen Verantwortung beim Krisenmanagement 

gerecht zu werden, sollte das Ministerium für Inneres und Sport 

den Masterplan zur Einrichtung und Herstellung der Arbeitsfähig-

keit des operativen Krisenmanagements unverzüglich erstellen.  

Ausgangslage 

In den vergangenen Jahren traten vermehrt Krisen auf, wie z. B. die 

„Energiekrise“ im Jahr 2022 oder das „Weihnachtshochwasser“ im 

Jahr 2023. Aufgabe der Landesverwaltung ist es, in diesen Situationen 

den unterschiedlichen Bedrohungen entgegenzuwirken. Dazu müssen 

die verantwortlichen Stellen bereits im Vorfeld u. a. organisatorische 

Voraussetzungen zum Umgang mit Krisen schaffen. Ziel des Krisen-

managements ist es, eine eingetretene außergewöhnliche Situation 

schnellstmöglich in den Normalzustand zurückzuführen bzw. eine Aus-

weitung zu vermeiden.  

Katastrophen- und Krisenmanagement in Niedersachsen 

Der Katastrophenschutz ist nach Artikel 30 Grundgesetz Aufgabe der 

Länder. Regelungen zur Bewältigung von Katastrophenlagen enthält  
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insbesondere das Niedersächsische Katastrophenschutzgesetz 

(NKatSG).166  

Ergänzend erließ die Landesregierung Regelungen, um in Krisenlagen 

ein unverzügliches Handeln zu gewährleisten. Zuletzt entschied die 

Landesregierung mit Beschluss vom 22.08.2023 über eine Erneuerung 

und Anpassung der bisherigen Regelungen zur Stärkung der Wider-

standskraft gegenüber Krisen und Katastrophenlagen. Mit der Neuaus-

richtung sollte ein lagebedingt aufwachsendes Krisenmanagement ge-

schaffen werden, beginnend mit der alltäglichen Aufgabenwahrneh-

mung, über Krisenlagen bis zur Katastrophe bzw. einem Spannungs- 

oder Verteidigungsfall. 

Der LRH untersuchte, ob die Staatskanzlei und die Ministerien organi-

satorisch ausreichend vorbereitet sind, um in einer Krise effektiv und 

schnell zu reagieren. Das Ministerium für Inneres und Sport betrach-

tete der LRH aufgrund seiner ressortübergreifenden Zuständigkeit im 

Krisen- und Katastrophenmanagement gesondert. 

Krisen in der Zuständigkeit eines Ressorts  

Ist nur ein Ministerium von einer Krise betroffen und kann die Krise 

eigenständig durch das Ministerium bewältigt werden, verbleiben alle 

Entscheidungen innerhalb dieses Ministeriums. 

Die Staatskanzlei und die Ministerien sind nach dem aktuellen  

Beschluss der Landesregierung verpflichtet, eigene Strukturen für ein 

Krisenmanagement korrespondierend zum Landeskrisenstab167 vorzu-

halten. Bereits seit dem Beschluss des Niedersächsischen 

                                                
166  Das NKatSG versteht z. B. unter einen Katastrophenfall einen Notstand, bei 

dem Leben, Gesundheit, die lebenswichtige Versorgung der Bevölkerung, die 
Umwelt oder erhebliche Sachwerte in einem solchen Maße gefährdet oder 
beeinträchtigt sind, dass seine Bekämpfung durch die zuständigen Behörden 
und die notwendigen Einsatz- und Hilfskräfte eine zentrale Leitung erfordert. 

167  Der Landeskrisenstab kann durch das Kabinett einberufen werden, wenn es 
zu einer Schadenslage oder Krisensituation kommt, die eine Bündelung der 
Ressourcen ressortübergreifend erfordert.  
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Landesministeriums im Jahr 1993 haben sich die Staatskanzlei und die 

Ministerien auf den Eintritt denkbarer Krisenlagen in ihrem Bereich vor-

zubereiten. 

Nur wenige Ministerien sind ausreichend vorbereitet 

Die Prüfung des LRH ergab, dass lediglich das Ministerium für Umwelt 

Energie und Klimaschutz, das Ministerium für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz, das Ministerium für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung sowie der Geschäftsbereich des  

Justizministeriums über die geforderten ressortinternen Regelungen 

verfügten, um im Krisenfall auf definierte Strukturen und Prozesse zu-

rückgreifen zu können. 

Der LRH bemängelt, dass die Staatskanzlei und die übrigen Ministe-

rien zum Zeitpunkt der Prüfung im Jahr 2023 über keine Regelungen 

für die Bildung von ressorteigenen Krisenstäben verfügten. Sie erfüll-

ten die Anforderungen der Beschlusslage damit nicht.  

Fehlende Schulungen  

In Krisenzeiten sind Entscheidungen häufig sehr schnell zu treffen. Oft 

sind zudem die vorhandenen Informationen mit Unsicherheiten behaf-

tet. Daher sind die Schulung von Führungskräften und Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern sowie die Teilnahme an Übungen zum Krisenma-

nagement elementare Bausteine zur Krisenbewältigung. 

Die Erhebungen des LRH zeigten, dass vier Ministerien in der Vergan-

genheit keine Schulungen durchführten. Diese sind jedoch unerläss-

lich, damit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter den besonderen Ge-

gebenheiten einer Krise ausreichend vorbereitet sind.  

Das Niedersächsische Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz-

bietet Aus- und Fortbildungen an. Dieses Angebot sollten die Staats-

kanzlei und die Ministerien zeitnah und regelmäßig wahrnehmen.  
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Das Ministerium für Inneres und Sport teilte in seiner Stellungnahme 

mit, künftig Grundschulungen, Fortbildungen und Übungen zu planen. 

In Zukunft sollen häufiger kleinere interne wie auch ressortübergrei-

fende Übungen durchgeführt werden.  

Zentrale Rolle des Ministeriums für Inneres und Sport 

Das Innenministerium nimmt beim Krisen- und Katastrophenmanage-

ment eine zentrale Rolle ein. Es ist die oberste Katastrophenschutzbe-

hörde, hat die Grundzuständigkeit für die zivile Alarmplanung168, und 

es ist für das Kompetenzzentrum Großschadenslagen169 zuständig. 

Ebenso richtet das Innenministerium den Landeskrisenstab ein und lei-

tet ihn. 

Masterplan mit klaren Vorgaben für das operative Krisenmanagement 

steht aus 

Das Kabinett beauftragte das Ministerium für Inneres und Sport im  

August 2023, einen Masterplan zum Krisenmanagement zu erstellen. 

Ziele sind, die Arbeitsfähigkeit des operativen Krisenmanagements 

herzustellen, die ausbildungsbezogenen Kapazitäten zu planen sowie 

die erforderlichen räumlichen und technischen Voraussetzungen zu er-

arbeiten. Ein Masterplan liegt bisher nicht vor.  

Die Erhebungen des LRH zeigten, dass die Staatskanzlei und die  

Ministerien beim Management ressorteigener Krisen äußerst unter-

schiedlich aufgestellt sind. Aus Sicht des LRH sollte der Masterplan 

daher detaillierte und verbindliche Vorgaben für die Staatskanzlei und 

die Ministerien enthalten.  

So sollte der Masterplan regeln, welche Ministerien sinnvollerweise ei-

gene technische und räumliche Kapazitäten für die Bewältigung von 

                                                
168  Link zum Glossar des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastro-

phenhilfe (Abruf am 01.10.2024). 
169  Link zur Internetseite des Ministeriums für Inneres und Sport mit Informatio-

nen zum Kompetenzzentrum (Abruf am 01.10.2024). 

https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/Z/zivile-alarmplanung.html
https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/Z/zivile-alarmplanung.html
https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/das-kompetenzzentrum-grossschadenslagen-des-landes-niedersachsen-wird-nach-celle-verlegt-187412.html
https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/das-kompetenzzentrum-grossschadenslagen-des-landes-niedersachsen-wird-nach-celle-verlegt-187412.html
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Krisen vorhalten müssen. Zugleich sollte der Plan Empfehlungen für 

Zuständigkeiten und Prozesse für die interne und externe Informa- 

tionsverbreitung während der Krise beinhalten.  

Auch wenn die Betroffenheit der Staatskanzlei und der Ministerien hin-

sichtlich zu erwartender Krisen und deren Umfang sehr unterschiedlich 

sein dürfte, sollte das Innenministerium aus Sicht des LRH einen Min-

deststandard festlegen. 

Die Staatskanzlei und die Ministerien müssen sich fortlaufend auf  

unterschiedlichste Gefahrenlagen vorbereiten. Aus Sicht des LRH ist 

es wichtig, die Vorbereitung auf Krisenszenarien kontinuierlich zu über-

prüfen und basierend auf Erfahrungen und Veränderungen anzupas-

sen.  

In seiner Stellungnahme erklärte das Ministerium für Inneres und 

Sport, den Masterplan im Dialog mit der Staatskanzlei und den ande-

ren Ministerien zu erstellen. Es sollen Empfehlungen und Mindeststan-

dards erarbeitet werden. Die interne und externe Risiko- und Krisen-

kommunikation werde nach Angaben des Ministeriums durch bewährte 

Strukturen und technische Lösungen gewährleistet. Ein kontinuierli-

cher Verbesserungsprozess solle künftig in einem Ressortarbeitskreis 

etabliert werden. 

Der LRH bewertet die Rückmeldung positiv und hält eine zeitnahe Um-

setzung für erforderlich. 
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18 „Gemeinsames Fachverfahren“ der Justiz – es wächst zusam-

men, was zusammen gehört 

Beim föderalen IT-Programm „Gemeinsames Fachverfahren“ 

der Justiz kam es bis zu einem erfolgreichen Umsteuern zu Ver-

zögerungen und Kostensteigerungen. Ursache hierfür waren 

verschiedene Interessen der bisherigen IT-Verbünde und Behar-

rungskräfte in einzelnen Ländern. 

Erst verspätet rückten wesentliche Aspekte für eine wirtschaftli-

che Ausrichtung wie Fragen des Betriebs und der künftigen Pro-

grammpflege und -weiterentwicklung in den Fokus. 

Gründung des Programms „Gemeinsames Fachverfahren“ 

Die Justizverwaltungen der Länder beschlossen im Jahr 2017 die Ent-

wicklung eines „Gemeinsamen Fachverfahrens“ (GeFa), ein IT-Verfah-

ren für Gerichte sowie Staatsanwaltschaften aller Länder. Hierfür grün-

deten sie den Entwicklungs- und Pflegeverbund GeFa, um veraltete 

IT-Verfahren abzulösen. Damit wollte die Justiz Anforderungen an 

Software-Ergonomie, Betriebsstabilität, Datenschutz, Pflege, Testbar-

keit sowie Barrierefreiheit sicherstellen. Zudem wollten die Justizver-

waltungen mit dem neuen Fachverfahren auch die gesetzlichen Vor-

gaben für den elektronischen Rechtsverkehr sowie die elektronische 

Akte umsetzen. Zur Steuerung richteten sie einen Programmlenkungs-

ausschuss ein, der eine Programmleitung mit der Durchführung des 

Programms beauftragte. 

Zusammenarbeit in föderalen IT-Großprojekten 

Grundsätzlich hält der LRH gemeinsame Softwareentwicklungspro-

jekte der Länder für sinnvoll und wirtschaftlich.170 Aufwand, der sonst 

für die Entwicklung mehrerer gleichartiger IT-Lösungen nötig ist, fällt 

                                                
170 Beratende Äußerung „Verwaltungsdigitalisierung“ vom 12.01.2021,  

Drs. 18/8635, S. 25. 
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nur einmal an. Die Kosten verteilen sich auf die Verbundpartner und 

können somit für die einzelnen Partner geringer sein. Es besteht zu-

dem die Chance, die weitgehend heterogenen IT-Landschaften zu ver-

einheitlichen.171 Vielfältige Softwareprogramme der Länder und ggf. 

des Bundes müssten sonst aufwendig miteinander verbunden werden, 

so wie dies bisher aufgrund der historisch gewachsenen, heterogenen 

IT-Landschaften der Länder erfolgen muss. 

Wirtschaftlichkeitsaspekte im Programm GeFa 

Das Programm ging bis zum Jahr 2027 von einem Projektvolumen von 

171,4 Mio. € aus.172 Die Gesamtkosten und der Zeitpunkt der Inbetrieb-

nahme sind jedoch noch nicht vorhersehbar. Nach § 7 LHO sind für 

Maßnahmen von finanzieller Bedeutung angemessene Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen durchzuführen. Diese Anforderung gilt nach den 

Vorgaben der Haushaltsordnungen beim Bund und in allen Bundeslän-

dern nahezu einheitlich und auch für föderale IT-Großprojekte. Die 

Vorschriften der LHO fordern hierfür eine Kosten-Nutzen-Analyse173. 

Die Landesjustizverwaltungen erstellten im Jahr 2017 jedoch lediglich 

eine Kostenvergleichsrechnung, die methodisch aus Sicht des LRH 

unzureichend war.174 

Die Programmleitung beauftrage im Jahr 2021 eine „erste projektbe-

gleitende Erfolgskontrolle“ und plante hierbei, das Konzept WiBe 5.0175 

anzuwenden. Dieses Vorgehensmodell beschreibt insbesondere die 

zu betrachtenden Kriterien für eine Bewertung der Wirtschaftlichkeit. 

Sofern die notwendigen Daten, wie Sach- und Personalkosten für die 

                                                
171 Negativbeispiel: Für das Fachverfahren der Polizei „NIVADIS“ scheiterten Ko-

operationen mit anderen Ländern. Es blieb beim Alleingang. Informationen 
müssen dennoch bundes- und länderübergreifend zur Verfügung stehen. Jah-
resbericht 2023, S. 128 „Ablösung der zentralen Rechenzentren – spät, unzu-
länglich vorbereitet und letztlich unvollständig“. 

172 Stand: Mai 2023. 
173  Vgl. Verwaltungsvorschrift Nr. 3.3 zu § 7 LHO. 
174 Die Verwaltungsvorschriften zu § 7 LHO sehen die Kostenvergleichsrechnung 

lediglich als Hilfsverfahren der Praxis bei Maßnahmen mit nur geringer finan-
zieller Bedeutung und ohne langfristige Auswirkungen vor. 

175 Bei WiBe 5.0 handelt es sich um das „Konzept zur Durchführung von Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen in der Bundesverwaltung, insbesondere beim 
Einsatz der IT“. 
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Entwicklung und den Betrieb der relevanten Alternativen, vorliegen, 

lassen sich angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach 

WiBe 5.0 relativ einfach erstellen.  

Das federführende Niedersächsische Justizministerium ermittelte lan-

desintern die erforderlichen Daten. Es versuchte, die Verbundpartner 

zu bewegen, ebenfalls die notwendigen Angaben zu liefern. Dies ge-

lang nicht, da lediglich drei weitere Landesjustizverwaltungen diese 

Daten zur Verfügung stellten. Somit erfolgte eine Hochrechnung der 

Daten für zwölf Länder, ohne dass diese Daten vergleichbar und plau-

sibilisiert waren. Die Berechnung ergab einen negativen Kapitalwert 

von -467 Mio. €. Nach dieser rein monetären Betrachtung hätte das 

Programm GeFa nicht begonnen werden dürfen, da es unwirtschaftlich 

wäre. 

Der LRH erkennt an, dass das Justizministerium im Verbund darauf 

hinwirkte, die erforderliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzu-

führen und die eigenen Daten hierfür lieferte. Die monetäre Betrach-

tung war aber wegen der fehlenden Daten von zwölf Verbundpartnern 

nur eingeschränkt aussagekräftig. 

Das Niedersächsische Justizministerium bezog sodann qualitativ-stra-

tegische und externe Effekte ein, die auch im Fachkonzept WiBe 5.0 

vorgesehen sind. Hierzu erstellte das Ministerium später eine Nutz-

wertanalyse und bescheinigte dem Programm GeFa mit dem höchst-

möglichen Nutzwert „unabdingbar für die IT-Strategie“ zu sein. Im Er-

gebnis ist es für den LRH daher nachvollziehbar, dass die Justizver-

waltungen die Entwicklung des GeFa begannen. 

Aus Sicht des LRH ist es jedoch unverständlich, dass zwölf Landes-

justizverwaltungen die Daten für eine monetäre Bewertung nicht liefer-

ten, obwohl dies für Niedersachsen möglich war. Der LRH empfahl 

dem Justizministerium, sich dafür einzusetzen, im föderalen Verbund 
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• das Fachkonzept WiBe 5.0 für Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-

gen bei IT-Projekten konsequent anzuwenden und 

• die Bereitschaft aller Verbundpartner mit einer Selbstverpflich-

tung herzustellen, systematisch die notwendigen Daten zu erhe-

ben und diese den übrigen Verbundpartnern zur Verfügung zu 

stellen. 

Aufsetzen und Umsteuern des Programms GeFa 

Mit Programmbeginn mussten die Funktionsträger im Programm und 

in den Gremien zunächst eine zielgerichtete Zusammenarbeit etablie-

ren. Dabei kamen erschwerend die unterschiedlichen Festlegungen 

aus den bestehenden IT-Verbünden, unzureichende technische Mög-

lichkeiten der Zusammenarbeit und die COVID-19-Pandemie hinzu. Es 

kam zu Verzögerungen und Kostensteigerungen. Als Gründe für die 

Schwierigkeiten stellten die Partner in einem überarbeiteten Pro-

grammauftrag fest: „Die Organisationskultur ist vom Föderalismus ge-

prägt [und] die Länder richten sich am Schutz eigener Interessen aus“. 

Mit diesem Programmauftrag passten der Programmlenkungsaus-

schuss und die Programmleitung das Programm ab dem Jahr 2020 

strukturell und inhaltlich an und 

• klärten u. a. die strategischen Programmziele und deren Erfolgs-

faktoren, 

• schärften die Aufgabenabgrenzung zwischen Programm- 

lenkungsausschuss und Programmleitung und 

• organisierten das Programm konsequent nach einer Methode 

des agilen Projektmanagements. 

Das Justizministerium stellte im Rahmen der Prüfung durch den LRH 

dar, dass die schwierige Anfangsphase des Programms überwunden 

sei und sich die Zusammenarbeit deutlich verbessert habe. 
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Inhalte des Programms GeFa 

Bei der Programmeinrichtung legten die Justizverwaltungen zunächst 

nicht fest, wie das Gemeinsame Fachverfahren später betrieben wer-

den soll.176 Dies galt auch für die in den bisherigen Verbünden entwi-

ckelten Text- und eAkte-Systeme sowie die Kommunikationsplattfor-

men als sogenannte Umsysteme177. Diese beiden Festlegungen traf 

das Programm GeFa jeweils als Kompromiss der Verbundpartner. 

Der LRH kritisiert beide Entscheidungen. Fragen des Betriebs beein-

flussen die technische Umsetzung und die Kosten in starkem Maße. 

Ein nachträgliches Umsteuern ist kaum möglich. Deshalb hält der LRH 

eine frühzeitige Betriebsplanung in Softwareprojekten für unabdingbar. 

Die ausbleibende Einigung auf jeweils eins der Umsysteme gestaltet 

die Schnittstellenentwicklung178 und -pflege komplexer und aufwändi-

ger. Zudem führt die Vielzahl der funktional grundsätzlich vergleichba-

ren Umsysteme zu unwirtschaftlichem mehrfachen Pflegeaufwand in 

den ursprünglichen IT-Verbünden. Auch Fehlersuchen im späteren Be-

trieb sind problematischer, weil sie sich auf verschiedene Akteure ver-

teilen. Um diese Nachteile zu vermeiden, besteht aus Sicht des LRH 

zwingender Konsolidierungsbedarf.  

Das Justizministerium teilte mit, dass die im sogenannten E-Justice-

Rat organisierten Amtschefinnen und Amtschefs der Justizverwaltun-

gen dies inzwischen ebenfalls erkannten und beabsichtigen, diesem 

Defizit durch die Entwicklung einer bundeseinheitlichen Justizcloud 

entgegenzuwirken. 

                                                
176 Offene Fragen: In welchen Ländern und unter wessen Verantwortung sowie 

in welchen Rechenzentren läuft der Betrieb? Auf welcher Infrastruktur läuft 
das Verfahren und wie werden die Kosten geteilt? 

177 Individuelle Programmkomponenten aus den ursprünglichen Verbünden, die 
an das gemeinsame Fachverfahren GeFa anzubinden sind. 

178 Schnittstellen ermöglichen die strukturierte Übergabe von Daten zwischen 
verschiedenen Programmkomponenten. 
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Fazit 

Föderale Großprojekte stehen vor anderen Herausforderungen als 

Projekte innerhalb eines Landes, da sie komplexer sind und eine Viel-

zahl zusätzlicher Faktoren und Strukturen berücksichtigen müssen. 

Der LRH kritisiert die nicht ausreichende Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chung, die ausgeklammerten Umsysteme und die zu spät erfolgte Be-

trachtung des späteren Betriebs. Nach anfänglichen Defiziten im Pro-

gramm steuerten die verantwortlichen Gremien jedoch um. Hierbei 

brachte sich das Niedersächsische Justizministerium maßgeblich ein, 

u. a. für die angestrebte Entwicklung einer bundesweiten Justizcloud. 

Dies begrüßt der LRH. Gleichwohl empfiehlt er der Landesregierung, 

sich bei föderalen IT-Projekten dafür einzusetzen, 

• frühzeitig gemeinsame strategische Ziele und klare Regeln der 

Zusammenarbeit zu definieren, 

• gemeinsam die Wirtschaftlichkeit der Kooperation nachzuweisen 

sowie die rechtlich geforderten angemessenen Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen durchzuführen, 

• eine Verpflichtung aller Verbundpartner zu erreichen, dass hier-

für die notwendigen Zahlen und Daten bereitgestellt werden, 

• den Einsatz Externer zu beschränken, den Wissensübergang 

von Externen auf eigenes Personal sicherzustellen und damit 

Abhängigkeiten zu vermeiden,179 

• frühzeitig die Migration bestehender Datenbestände, die Einfüh-

rung, den Betrieb und die spätere Softwarepflege einzubeziehen, 

um Kosten von vornherein zu verringern. 

  

                                                
179 Jahresbericht 2024, S. 144 „Systemfehler – übermäßiger Einsatz Externer in 

der IT“. 
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Fördermaßnahmen des Landes 

19 Finanzhilfe für Kindertagesstätten – seit Jahren reformbedürftig 

Das Land hat seine Finanzhilfe für Kindertagesstätten zu kompli-

ziert geregelt. Die Abwicklung ist verwaltungsintensiv und fehler-

trächtig. Erhebliche Bearbeitungsrückstände und nicht ausge-

zahlte Finanzhilfen von mehr als 580 Mio. € sind die Folge.  

Eine Umstellung auf zweckgebundene pauschale Zuweisungen 

könnte massiv Bürokratie abbauen.  

Finanzierung der Kindertagesstätten zu kompliziert  

Das Land beteiligt sich an den Ausgaben der Kindertagesbetreuung. 

Hierfür gewährt es den Trägern der Kindertagesstätten, wie Gemein-

den, Kirchen und Wohlfahrtsverbänden, eine Finanzhilfe von jährlich 

etwa 1,4 Mrd. €.  

Bereits im Jahresbericht 2022180 kritisierte der LRH die komplizierten 

gesetzlichen Grundlagen der Finanzhilfe. Schon damals führte die 

Komplexität bei der Abwicklung zu einem erheblichen Anstieg der Aus-

gabereste181.  

Diese Situation verbesserte sich bis heute nicht, sie verschärfte sich 

vielmehr – so ein Ergebnis der aktuellen Prüfung des LRH. 

Rückstände bei der Bearbeitung verursachen hohe Ausgabereste  

In den vergangenen Jahren erhöhten sich die Ausgabereste bei der 

Finanzhilfe drastisch: 

                                                
180  Jahresbericht 2022, S. 285 „Förderung der Kindertagesbetreuung bündeln 

und vereinfachen“. 
181  Siehe Abschnitt IV, Nr. 1.5. 
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2019  2020 2021 2022 2023 

149 Mio. € 278 Mio. € 350 Mio. € 467 Mio. € 381 Mio. € 

Tabelle 17:  Entwicklung der Ausgabereste in den Jahren 2019 bis 2023 

Im Zeitraum von 2019 bis 2022 stiegen die Reste auf mehr als das 

Dreifache – ein aus Sicht des LRH alarmierendes Bild. Im Jahr 2023 

waren die Ausgabereste mit 381 Mio. € zwar geringer als im Vorjahr. 

Die Situation verbesserte sich jedoch nur scheinbar: Dem Kultusminis-

terium standen Ende des Haushaltsjahres noch Mittel von 581 Mio. € 

zur Verfügung. Das sind etwa 40 % des Ansatzes der Finanzhilfe. Das 

Finanzministerium entschied daraufhin im Einvernehmen mit dem Kul-

tusministerium, die Mittel um 200 Mio. € zu kürzen. 

Das Kultusministerium begründete die hohen Ausgabereste stets mit 

einem erheblichen Rückstand bei der Bearbeitung der Anträge. So wa-

ren Ende des Jahres 2023 die vorangegangenen vier Kindergarten-

jahre nicht vollständig abgerechnet.  

Das für die Abwicklung zuständige Regionale Landesamt für Schule 

und Bildung (RLSB) befand sich auch im August 2024 im Rückstand: 

Für das Kindergartenjahr 2022/23 waren erst knapp 37 % der Anträge 

erledigt.  

Die komplizierten Regelungen und das Abrechnungsverfahren führten 

zu einer langen Bearbeitungsdauer sowie den wachsenden Ausgabe-

resten bei der Finanzhilfe. Auch das Kultusministerium räumt ein, dass 

die Abrechnung der Finanzhilfe mittlerweile ein hohes Maß an Kom-

plexität erreicht habe. Diese Komplexität macht das System fehleran-

fällig und führt zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand. Nach An-

gaben des RLSB wiesen 61,7 % der Anträge für das Kindergartenjahr 

2021/22 offensichtliche Unstimmigkeiten auf. Die Kindertagesstätten 

mussten folglich ihre Anträge korrigieren und das RLSB musste diese 

erneut bearbeiten – ein zusätzlicher Aufwand für beide Seiten.  
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Dass das Kultusministerium lt. seiner Stellungnahme zwischenzeitlich 

zusätzliches Personal für die Bearbeitung der Finanzhilfe eingesetzt 

habe, ist aus Sicht des LRH keine nachhaltige Lösung. Vielmehr sollte 

die komplizierten Regelungen grundlegend angegangen werden. 

Verknüpfung von Finanzhilfe und Standards 

Das Land knüpft die Finanzhilfe an gesetzlich definierte Standards, wie 

Qualifikation der Betreuungskräfte, Größe und personelle Mindestaus-

stattung der Gruppen sowie Betreuungszeiten. Das RLSB gewährt die 

Finanzhilfe nur, wenn der Träger der Kindertagesstätte bei Antragstel-

lung erklärt, dass er die Standards einhält. Stichtag ist der  

1. Oktober. 

Weder das Kultusministerium noch das RLSB werteten jedoch unter-

jährig aus, ob die Kindertagesstätten die Standards einhielten und wie 

sich die Betreuungssituation darstellte. Deshalb führte der LRH 

exemplarisch für das Kindergartenjahr 2022/23 eine Umfrage bei 5.524 

Kindertagestätten durch. Erfreulicherweise beteiligten sich 94 % der 

Einrichtungen.  

Die Antworten belegen, dass die Kindertagesstätten angesichts des 

Personalmangels vielfach gezwungen waren, die Betreuung der Kin-

der deutlich einzuschränken:  

• Mehr als zwei Drittel der Kindertagesstätten verringerten ihre  

Betreuungszeiten teilweise.  

• Über die Hälfte der Kindertagesstätten musste zeitweise mindes-

tens eine Gruppe schließen.  

• 16 % der Kindertagesstätten mussten tageweise komplett  

schließen. 

Über diese Daten verfügte das Kultusministerium nicht.  
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Aus Sicht des LRH ist problematisch, dass das Land für das gesamte 

Kindergartenjahr Standards vorgibt, für die finanzielle Förderung im 

Regelfall jedoch nur die Situation an einem Tag im Jahr maßgeblich 

ist. Lt. Stellungnahme des Ministeriums werde auch zusätzlich anlass-

bezogen und stichprobenhaft geprüft, ob die Kindertagesstätten die 

personellen Mindestanforderungen erfüllen. Diese Praxis greift den-

noch zu kurz. Wenn das Land die Finanzhilfe an Standards knüpft, 

müsste es aus Sicht des LRH auch unterjährig systematisch auswer-

ten, ob diese eingehalten werden. Allerdings wäre das mit einem hö-

heren Aufwand für alle Beteiligten verbunden – und dies, obwohl schon 

die bisherige Abrechnungspraxis aufwendig ist. Zur Verdeutlichung: 

Für die Bearbeitung der Finanzhilfe sind im Landesamt derzeit 31 Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter vorgesehen. 

Grundlegende Vereinfachung unerlässlich 

Die Erkenntnisse der Prüfung unterstreichen den offenkundigen Hand-

lungsbedarf. Wie bereits in der Vergangenheit fordert der LRH, die ge-

setzlichen Grundlagen zur Finanzhilfe zu vereinfachen. Auch der Ge-

setzgebungs- und Beratungsdienst des Landtages mahnte dies wie-

derholt an. Eine Vereinfachung könnte den Verwaltungsaufwand und 

die Fehleranfälligkeit massiv verringern. Das würde auch den hohen 

Ausgaberesten entgegenwirken.  

Der LRH begrüßt, dass das Kultusministerium lt. seiner Stellungnahme 

derzeit verschiedene Modelle zur Vereinfachung der Finanzhilfe prüft.  

Der LRH empfiehlt dem Land zu prüfen, anstatt der bisherigen aufwen-

digen Förderung eine für die Kindertagesbetreuung zweckgebundene 

pauschale Zuweisung an die Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu ge-

währen. Das wäre nicht nur einfacher und schneller, sondern auch 

günstiger.  



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 178 

 
20 Vorsorge gegen Afrikanische Schweinepest – hohe Verwaltungs- 

kosten, keine messbare Wirkung 

Das Land zahlte in den Jahren 2018 bis 2022 Aufwandsentschä-

digungen für Maßnahmen zur Verringerung des Wildschweine-

bestands. Die Kosten der Antragsbearbeitung und die Entschä-

digungszahlungen standen in keinem angemessenen Verhältnis: 

Bei fast jedem fünften Antrag waren die Bearbeitungskosten hö-

her als die Entschädigung. Eine Bewilligung und Auszahlung von 

Kleinstbeträgen verstößt gegen den Grundsatz der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit. 

Ausgangslage 

Die Tierseuche Afrikanische Schweinepest breitete sich in den vergan-

genen Jahren in Europa aus. Sie erreichte Niedersachsen erstmals im 

Jahr 2022, als im Landkreis Emsland in einem schweinehaltenden Be-

trieb das Virus auftrat. Der komplette Bestand des Betriebs musste ge-

tötet werden. 

Die Schweinehaltung hat für Niedersachsen eine herausragende wirt-

schaftliche Bedeutung: Im Jahr 2023 hielten rd. 4.000 Betriebe 

rd. 7 Mio. Hausschweine. Bei einem erneuten Ausbruch der Seuche 

wäre der wirtschaftliche Schaden für die niedersächsische Land-, Fut-

ter- und Lebensmittelwirtschaft hoch. 

Das Virus kann von Wildschweinen auf Hausschweine übertragen wer-

den. Um das Risiko eines Ausbruchs einzudämmen, wendete das 

Land für die Bejagung von Wildschweinen rd. 3,8 Mio. € auf.182  

                                                
182 Aufwandsentschädigungen für Präventionsmaßnahmen gegen die Afrikanische 

Schweinepest (ASP) bei der Schwarzwildbejagung in Niedersachsen (VV-ASP), 
Runderlass des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz vom 04.10.2018 (Nds. MBl. S. 1264), zuletzt geändert durch Runderlass 
vom 01.08.2022 (Nds. MBl. S. 1163). Die VV-ASP galt vom 01.04.2018 bis zum 
31.12.2022. 
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Das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

beauftragte die Landwirtschaftskammer Niedersachsen (LWK) mit der 

Umsetzung. 

Kleinteilige und unwirtschaftliche Maßnahme 

Antragstellerinnen bzw. Antragsteller erhielten für Mehrabschüsse von 

Wildschweinen eine Aufwandsentschädigung von 50 € je Wildschwein. 

Für Mehrabschüsse galt anfänglich eine Bagatellgrenze von 250 €. Im 

April 2019 hob das Landwirtschaftsministerium diese Bagatellgrenze 

rückwirkend auf. Zum 01.02.2021 führte das Ministerium erneut eine 

Grenze ein, diesmal 150 €. 

Nach Auskunft der LWK bearbeitete sie in den Jahren 2019 bis 2023 

4.338 Entschädigungsanträge. 2.981 Anträge betrafen ausschließlich 

Mehrabschüsse von Wildschweinen. Diese verteilten sich – gegliedert 

nach der Höhe der Entschädigung – folgendermaßen: 

 2019 2020 2021 2022 2023 Insgesamt 
Entschädigung Anträge % 

bis 150 € 85 120 52 37 23 317 10,6 

151 € bis 200 € 28 51 63 49 28 219 7,3 

201 € bis 250 € 52 64 50 51 23 240 8,1 

251 € bis 2.500 € 330 621 552 514 146 2.163 72,6 

mehr als 2.500 € 1 13 12 16 0 42 1,4 

Insgesamt 496 869 729 667 220 2.981 100,0 

Tabelle 18:  Genehmigte Anträge in den Jahren 2019 bis 2023 nach Entschädi-
gungshöhe  

Die Tabelle zeigt, wie kleinteilig die Maßnahme war: Bei 26 % der be-

willigten Anträge betrug die Entschädigung nicht mehr als 250 €, bei 

98,6 % der Anträge nicht mehr als 2.500 €. 
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Nach den Angaben der LWK entwickelten sich in den Jahren 2019 bis 

2022 die Kosten für die Antragsbearbeitung wie folgt: 

Jahr Anträge Zeit je Antrag 
(Stunden) 

Kosten je Antrag 
(€) 

2019 718 6,47 367 

2020 1.179 3,42 180 

2021 1.038 3,15 169 

2022 970 3,40 183 

Tabelle 19:  Entwicklung der Kosten der Antragsbearbeitung 

Stellt man die Kosten der Bearbeitung je Antrag und die Zahl der ge-

nehmigten Anträge gegenüber, wird deutlich: In den Jahren 2019 bis 

2022 waren bei fast jedem fünften Antrag die durchschnittlichen Bear-

beitungskosten höher als die Entschädigung. 

Die Höhe der Kosten der Antragsbearbeitung berücksichtigt keine  

Kosten, die zusätzlich beim Ministerium für die Verwaltung anfielen, 

wie die Kosten für die Konzeption der Richtlinie. Sie berücksichtigt 

auch keine nachgelagerten Kosten bei der LWK, wie die Bearbeitung 

der Widerspruchsverfahren nach Auslaufen der VV -ASP Ende 2022. 

Bei Einbeziehung dieser Kosten würde das Verhältnis von Kosten der 

Antragsbearbeitung und Höhe der Entschädigung noch ungünstiger 

ausfallen. 

Eine Bewilligung und Auszahlung von Kleinstbeträgen ist unwirtschaft-

lich und verstößt gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit, § 7 Abs. 1 LHO. Bei der Gewährung von Aufwandsentschä-

digungen sollte das Landwirtschaftsministerium deshalb zukünftig da-

rauf achten, dass die Kosten der Antragsbearbeitung und die Höhe der 

Entschädigungszahlung in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

Das Landwirtschaftsministerium erklärte hierzu, in derartigen Fällen 

die Grenze für Aufwandsentschädigungen auf mindestens 500 € anzu-

heben.  
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Maßnahme ohne messbare Wirkung 

Als Maß für die Wirksamkeit der Aufwandsentschädigung betrachtete 

der LRH die Entwicklung der Zahl der geschossenen einschließlich tot 

aufgefundener Tiere in Niedersachsen und den übrigen Bundeslän-

dern. 

In allen Bundesländern gingen die Wildschweinbestände im Ver-

gleichszeitraum zurück. In den Bundesländern mit Entschädigungen 

zeigten die Zahlen ähnliche Verläufe wie in den Bundesländern ohne 

Entschädigungen. 

Ursache hierfür können neben einer erhöhten Bejagung beispiels-

weise eine steigende Zahl der Fressfeinde oder extreme Wetterereig-

nisse, wie die Dürren in den Jahren 2018 bis 2020, sein. 

Lässt die Bejagung nach, erholen sich Wildschweinbestände schnell, 

sodass die Wirkung solcher Maßnahmen schnell verpufft. 

Das Landwirtschaftsministerium verweist auf die gesetzliche Pflicht der 

Jägerinnen und Jäger zu einer ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd, 

auch wenn dies nicht immer mit einer erfolgreichen Reduzierung des 

Wildschweinbestands verbunden sei. Es sei jedoch im Landesinte-

resse, auch hier Mehrabschüsse zu honorieren, um bei einem Aus-

bruch der Seuche die Infektionskette zu unterbrechen. 

Gleichwohl schloss das Ministerium Mitnahmeeffekte nicht aus. Des-

halb will das Land in Zukunft keine landesweite Aufwandsentschädi-

gung mehr für den Mehrabschuss von Wildschweinen zahlen. 

Fazit 

Der LRH begrüßt, dass das Ministerium beabsichtigt, zukünftig aus 

Gründen der Wirtschaftlichkeit keine Aufwandsentschädigungen mehr 

unter 500 € zu gewähren und auf pauschale landesweite Aufwands-

entschädigungen für den Mehrabschuss von Wildschweinen zu ver-

zichten. 
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21 Landesbüro Naturschutz Niedersachsen – kein erhebliches 

Landesinteresse an der Förderung 

Das Land fördert seit dem Jahr 2015 das Landesbüro Natur-

schutz Niedersachsen GbR, ohne zu prüfen, ob der Förderzweck 

erfüllt wird. Das Landesbüro leitete zudem mehr als die Hälfte 

der Fördermittel ohne rechtliche Grundlage an seine Gesell-

schafter weiter. Bei der Vergütung seiner Mitarbeiterinnen ver-

stieß das Landesbüro in mehreren Fällen gegen das Besserstel-

lungsverbot. Der LRH sieht kein erhebliches Landesinteresse an 

der Förderung des Landesbüros. 

Aufgabe und Gesellschafter des Landesbüros Naturschutz Nieder-

sachsen 

Das Landesbüro Naturschutz Niedersachsen (LabüN) ist eine im Jahr 

2015 gegründete Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Gründer sind vier 

Naturschutzverbände in Niedersachsen. Im Jahr 2022 traten vier wei-

tere Verbände bei. Bei den acht Gesellschaftern handelt es sich um 

anerkannte Naturschutzvereinigungen mit Mitwirkungsrechten183. 

Diese Vereinigungen sind berechtigt, z. B. bei Planfeststellungsverfah-

ren und Gesetzesvorhaben Stellung zu nehmen. Insgesamt bestehen 

in Niedersachsen 15 solcher Vereinigungen. 

Aufgabe des LabüN ist es, seine Gesellschafter bei der Ausübung ihrer 

Mitwirkungsrechte fachlich und organisatorisch zu unterstützen. Das 

LabüN beschäftigt hierfür sieben Mitarbeiterinnen.  

                                                
183  § 63 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 
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Abbildung 31: Das LabüN im Gefüge der Mitwirkungsrechte der anerkannten 
Naturschutzvereinigungen nach § 63 Abs. 2 BNatSchG 

Das LabüN erhielt seit seiner Gründung jährlich 350.000 € Fördermit-

tel. Mit der Aufnahme vier weiterer Verbände im Jahr 2022 stiegen die 

Fördermittel auf jährlich 600.000 €. Die Fördermittel sind die einzigen 

Einnahmen des LabüN. 

Keine Erfolgskontrolle, ob das LabüN seinen Zweck erfüllt 

Gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO hat das Ministerium 

für Umwelt, Energie und Klimaschutz als Bewilligungsbehörde zu prü-

fen, ob der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht wird (Er-

folgskontrolle).184 Der Zuwendungszweck ergibt sich beim LabüN zum 

einen aus dem Haushaltsplan.185 Hiernach soll das fachkundige bür-

gerschaftliche Engagement bei öffentlich-rechtlichen Planungsprozes-

sen von landesweiter Bedeutung gestärkt werden. Zum anderen wird 

der Zuwendungszweck in den Zuwendungsbescheiden beschrieben. 

Hiernach soll die Verbändebeteiligung optimiert werden, um den Be-

hörden im Mitwirkungsverfahren die Arbeit zu erleichtern. 

                                                
184  Nr. 11.1.3. 
185  Einzelplan 15, Kapitel 15 02 Titel 686 20. 
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Bislang prüfte das Ministerium nicht, ob das LabüN diese Zuwen-

dungszwecke erreichte. Damit verstieß es gegen die LHO. Das Minis-

terium muss zukünftig Erfolgskontrollen durchführen. 

Rechtswidrige Weiterleitung von Fördermitteln an die Gesellschafter 

Jedes Jahr leitete das LabüN mehr als die Hälfte der Fördermittel an-

teilig an seine Gesellschafter weiter. Mit den Mitteln sollten die Natur-

schutzverbände dauerhaft Schnittstellen für die Zusammenarbeit mit 

dem LabüN schaffen. Die Mittel standen zur Verfügung, um diese 

Schnittstellen personell und sachlich auszustatten.  

Der LRH stellte fest, dass das LabüN die Mittel ohne rechtliche Grund-

lage weiterleitete. Als Erstempfänger von Fördermitteln darf das LabüN 

diese zwar als Projektförderung an Dritte weiterleiten.186 Gemäß den 

Vorgaben zur LHO ist eine Projektförderung jedoch ein einzeln abge-

grenztes Vorhaben.187 Bei der Einrichtung von Schnittstellen, wie in 

diesem Fall, handelt es sich dagegen nicht um ein einzeln abgegrenz-

tes Vorhaben, sondern um eine Daueraufgabe. Da Daueraufgaben 

nicht durch weitergeleitete Mittel finanziert werden dürfen, war die Wei-

terleitung der Mittel rechtswidrig und ist künftig einzustellen. 

Verstoß gegen das Besserstellungsverbot 

Wenn ein Zuwendungsempfänger eine Förderung erhält, darf er seine 

Beschäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Landesbediens-

tete, die nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder 

(TV-L) vergütet werden (sogenanntes Besserstellungsverbot).188 Ein 

Verstoß gegen das Besserstellungsverbot kann auch den strafrechtli-

chen Tatbestand der Untreue (§ 266 Strafgesetzbuch) erfüllen. 

                                                
186  Verwaltungsvorschrift Nr. 12.3 zu § 44 LHO. 
187  Verwaltungsvorschrift Nr. 2.1 zu § 23 LHO. 
188  Vgl. Nr. 1.3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur in-

stitutionellen Förderung, Anlage 1 zu Verwaltungsvorschrift Nr. 5.1. zu § 44 
LHO. 
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Der LRH stellte fest, dass das LabüN in mehreren Fällen Mitarbeiterin-

nen besser als vergleichbare Tarifbeschäftigte des Landes vergütete. 

So ordnete das LabüN zwei Mitarbeiterinnen einer höheren Entgelt-

gruppe zu, obwohl den Mitarbeiterinnen die erforderlichen Qualifika-

tionen fehlten. Eine andere Bearbeiterin erhielt eine außertarifliche Zu-

lage ohne rechtliche Grundlage. Schließlich zahlte das LabüN mehr-

fach einer studentischen Hilfskraft eine „Erholungsbeihilfe“. Das LabüN 

muss seine Mitarbeiterinnen zukünftig entsprechend den Vorgaben 

des TV-L vergüten. 

Fazit: Förderung des LabüN nicht im erheblichen Landesinteresse 

Grundlage für die Rechtmäßigkeit einer Zuwendung ist, dass an der 

Erfüllung des Zuwendungszwecks ein erhebliches Landesinteresse 

besteht, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Um-

fang befriedigt werden kann, § 23 LHO. Ein erhebliches Landesinte-

resse ist regelmäßig zu bejahen, wenn die Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks der Aufgabenstellung und Zielsetzung des Landes in beson-

derem Maße dienlich ist und ein bestimmter Erfolg mit möglichst gerin-

gem Mitteleinsatz erzielt wird. 

Das Ministerium prüfte nicht, ob mit der Einrichtung des LabüN die 

Zuwendungszwecke „Entlastung der Behörden im Mitwirkungs-

verfahren“ und „Stärkung des fachkundigen bürgerschaftlichen 

Engagements“ auch nur annähernd erreicht wurden. Folglich konnte 

es die Zweckerfüllung und Erfolgserreichung nicht belegen. 

Aus Sicht des LRH ist zweifelhaft, ob dies mit der gewählten 

Finanzierungs- und Organisationsstruktur überhaupt erreichbar ist. 

Anerkannte Naturschutzvereinigungen müssen bereits entsprechen-

des Fachwissen und ausreichende Finanzmittel vorweisen, um 

überhaupt Mitwirkungsrechte erhalten zu können.189 Neben ihrem 

Fachwissen können sie ihre Ortskundigkeit in die Verfahren 

einbringen, über die das LabüN nicht verfügt. Die Unterstützung des 

                                                
189 Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Fellenberg/Schiller, Umweltrechtsbehelfs-

gesetz, § 3, Rn. 36 f. 
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bürgerschaftlichen Engagements in den Verbänden durch das LabüN 

wird sich in erster Linie auf die (rechtswidrige) Weiterleitung der 

Finanzmittel beschränken. Dies steht der Annahme einer besonderen 

Dienlichkeit der Zuwendung an das LabüN entgegen. 

Das gleiche gilt für den anderen Zuwendungszweck. Denn nicht alle 

anerkannten Naturschutzbehörden sind im LabüN organisiert. Neben 

den anerkannten Naturschutzverbänden haben die Behörden 

zusätzlich das LabüN zu beteiligen. Bei Uneinigkeit seiner 

Gesellschafter kann das LabüN keine geeinte Stellungnahme 

abgeben. Mögliche Entlastungen der Behörden aufgrund der 

Bündelung von Stellungnahmen werden durch die zusätzliche 

Beteiligung des LabüN konterkariert.  

Auch die Erreichung eines bestimmten Erfolgs mit möglichst geringem 

Mitteleinsatz kann der LRH nicht erkennen. Denn das LabüN leitete 

mehr als die Hälfte der Fördermittel lediglich an seine Gesellschafter 

weiter. Wirtschaftlicher wäre eine direkte Förderung der Naturschutz-

verbände. Außerdem vergütete das LabüN seine Mitarbeiterinnen 

unter Verstoß gegen das Besserstellungsverbot zu hoch und 

verursachte damit unnötige Kosten.  

Ein erhebliches Landesinteresse ist deswegen aus Sicht des LRH nicht 

ersichtlich. Der LRH regt an, die Förderung des LabüN einzustellen. 

Das Umweltministerium widersprach den Feststellungen und der Argu-

mentation des LRH nicht. Es teilte mit, dass es für das Jahr 2025 keine 

Weiterleitung von Fördermitteln an die Gesellschafter geben werde. 

Für die Vergangenheit werde eine Rückforderung geprüft. Dasselbe 

gelte für die Vergütung der Mitarbeiterinnen des LabüN. In dem Fall 

der außertariflichen Zulage habe es bereits eine Rückzahlung gege-

ben. Darüber hinaus werde man zukünftig Erfolgskontrollen durchfüh-

ren und sich auch mit der Frage des erheblichen Landesinteresses be-

schäftigen. Ein Weiterbetrieb des LabüN könne in der bisherigen Form 

nicht mehr erfolgen. Der LRH begrüßt dies. 
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22 Wer führt eigentlich Regie? Unklare Fördersituation bei den 

Freien Theatern und Spielstätten 

Über die Förderprogramme für Freie Theater und Spielstätten 

förderte das Land unzulässigerweise laufende Betriebskosten. 

Bei den Förderprogrammen mangelte es auch an klaren Zielset-

zungen. Ebenso gab es Schwachstellen in der praktischen Um-

setzung. Die Programme überschnitten sich, sodass die beiden 

Bewilligungsstellen keinen Überblick über die Förderverfahren 

besaßen. Dadurch kam es zu Doppelförderungen. 

Ausgangslage 

Das Land förderte die Freien Darstellenden Künste mit drei Program-

men: 

• Produktionsförderung für die Erarbeitung und Aufführung neuer 

Stücke.190  

• Konzeptionsförderung zur Unterstützung der Freien Theater.191 

Dieses vor ca. 20 Jahren aufgelegte Programm sollte eine konti-

nuierlichere Unterstützung der Theater ermöglichen.  

• Die seit dem Jahr 2021 bestehende Spielstättenförderung, mit 

der das Land die besonderen Bedarfe von Spielstätten abdecken 

will.192 

Die drei Programme sahen Zuwendungen in Form von Projektförde-

rungen vor. 

                                                
190  Ca. 30 Projekte pro Jahr in einem Umfang von insgesamt 500.000 €. 
191  Hierfür standen zuletzt jährlich 535.000 € zur Verfügung. 
192  Jährlich wurden ca. 16 Spielstätten in Höhe von insgesamt ca. 500.000 € ge-

fördert. 
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Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur (zuständig für Produkti-

ons- und Konzeptionsförderung) und der Landesverband Freie Dar-

stellende Künste (zuständig für Spielstättenförderung) bewilligten die 

Förderungen jeweils nach einer fachlichen Begutachtung durch die je-

weilige Jury. 

Der LRH betrachtete in seiner Prüfung die Förderjahre 2020 bis 2023. 

Projektförderungen ohne Projektcharakter 

Die Konzeptions- und Spielstättenförderung waren darauf ausgerich-

tet, die Arbeitsfähigkeit der Freien Theater und Spielstätten zu verbes-

sern. Die beantragten Maßnahmen zielten z. B. darauf ab, die Theater 

durch neue Technik zu modernisieren. In diesen Fällen handelte es 

sich um zusätzliche Vorhaben, sodass das Instrument der Projektför-

derung korrekt verwendet wurde.  

Den Gegensatz zu solchen zusätzlichen Vorhaben bildet der laufende 

Betrieb der Theater bzw. Spielstätten. Die damit zusammenhängenden 

Personal- und Sachkosten decken die Einrichtungen üblicherweise 

aus eigenen Einnahmen sowie einer Grundförderung ihrer Kommune. 

Dieses Finanzierungsmodell gerät jedoch zunehmend in Schieflage, 

weil die Mittel u. a. vor dem Hintergrund von Kostensteigerungen nicht 

mehr ausreichen.  

Um die Finanzbedarfe einzelner Theater bzw. Spielstätten auszuglei-

chen, bezuschussten die beiden Bewilligungsstellen bei der Konzepti-

ons- und Spielstättenförderung auch Kosten des Stammpersonals, der 

Geschäftsführung, der Abenddienste, der Ausstattung, der Werbung 

oder weitere Kosten wie Miete, Versicherungen, Steuern, Homepage 

oder Reinigung. Diese Handlungsweise führte dazu, dass das Ministe-

rium für die Konzeptionsförderung eines Theaters dessen gesamten 

Wirtschaftsplan zugrunde legte und damit statt eines Projekts de facto 

eine institutionelle Förderung vornahm. Ermöglicht wurden solche För-

derungen durch die unpräzise Ausgestaltung der Konzeptions- und 

Spielstättenförderung durch das Wissenschaftsministerium.  
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Durcheinander der Förderprogramme in der Praxis 

Der LRH stellte zudem Doppelförderungen bei der Konzeptions- und 

Spielstättenförderung fest. Dies war möglich, weil zwei Jurys sowie 

zwei Bewilligungsstellen unabhängig voneinander handelten und sich 

nicht abstimmten.  

Um mehrere Gastspiele einer Theatergruppe anbieten zu können, er-

hielt ein Theater Zuwendungen sowohl aus der Konzeptions- als auch 

aus der Spielstättenförderung. Beide Programme sahen diesen För-

derzweck vor. Für die Bewilligungsstellen war dabei nicht erkennbar, 

welche konkreten Gastspielveranstaltungen sie jeweils förderten. Dies 

erschwerte deren spätere Abrechnung über die Verwendungsnach-

weise. Wie problematisch die Überschneidungen in den Förderpro-

grammen sein können, zeigt folgender Fall: Ein Theater erhielt für 

seine Projekte Zuwendungen aus der Konzeptions- und der Spielstät-

tenförderung. Der LRH stellte fest, dass in den Verwendungsnachwei-

sen teilweise dieselben Belege aufgeführt waren. Das Wissenschafts-

ministerium und der Landesverband erstatteten dem Theater diese 

Ausgaben demnach doppelt.  

Kritik des LRH 

Der LRH kritisiert zum einen, dass das Land Kosten, die dem laufen-

den Betrieb eines Freien Theaters oder einer Spielstätte zuzurechnen 

waren, unzulässigerweise bei Projektfördermaßnahmen berücksich-

tigte. Er erwartet, dass das Land Projektförderungen zukünftig nur für 

zusätzliche und abgegrenzte Vorhaben nutzt.  

Zum anderen beanstandet der LRH, dass die Bewilligungsstellen kei-

nen Überblick über parallellaufende Förderverfahren besaßen und 

dadurch Doppelförderungen entstanden. Dies ist zukünftig auszu-

schließen.  
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Zusammenfassend ist der LRH der Ansicht, dass das Land bei den 

Förderverfahren für die Freien Theater und Spielstätten seine „Regie“ 

als Zuwendungsgeber vernachlässigte. 

Stellungnahme des Ministeriums  

Das Ministerium erklärte, dass es am Ziel einer nachhaltigen Unterstüt-

zung der Freien Theater und Spielstätten festhalte. Es könne sich vor-

stellen, einige Spielstätten auch im Rahmen einer institutionellen För-

derung zu unterstützen, auch wenn dies aktuell nicht möglich sei. 

Die seit dem Jahr 2021 bestehende Spielstättenförderung habe der 

LRH in einer noch nicht verstetigten Phase geprüft, was u. a. die man-

gelnde Koordinierung der Förderprogramme begründe. Die im Jahr 

2024 neu erlassenen Förderrichtlinien für Freie Theater und Spielstät-

ten hätten die Kritik des LRH aufgegriffen und umgesetzt. So sehen 

die neuen Richtlinien vor, dass die Programme besser voneinander 

abgegrenzt werden. Schließlich werde für Transparenz sorgen, dass 

das Ministerium zukünftig alle Förderverfahren selbst durchführe und 

nur noch eine einzige Jury, der Theaterbeirat, die Förderempfehlungen 

für alle Programme ausspreche. 

Schlussbemerkung des LRH 

Der LRH begrüßt, dass das Ministerium für Wissenschaft und Kultur 

seine Kritik aufgegriffen und neue Richtlinien mit besser voneinander 

abgegrenzten Programmen erlassen hat. Schließlich wird für Transpa-

renz sorgen, dass künftig nur noch eine Jury und eine Bewilligungs-

stelle über die Förderungen entscheiden. Der LRH weist allerdings da-

rauf hin, dass es grundsätzlich keine ministerielle Aufgabe ist, Förder-

verfahren selbst durchzuführen. Daher ist zu hinterfragen, ob das Wis-

senschaftsministerium dauerhaft Bewilligungsstelle bleiben sollte. 
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Gemeinsame Prüfung 

23 Der NDR muss sein Fuhrparkmanagement verbessern 

Mehr als die Hälfte der geprüften Fahrzeuge des NDR hat die 

angestrebte Sollauslastung nicht erreicht. 

Die nicht oder nur unzureichend vernetzten IT-Systeme machen 

eine händische Zusammenführung von Daten für das Controlling 

des Fuhrparks erforderlich. 

Aufwendungen und Erträge von Fahrzeugen werden nicht immer 

konsequent den richtigen Kostenträgern zugeordnet. 

Prüfungsgegenstand 

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg (Prüfungslei-

tung), der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, der  

Niedersächsische Landesrechnungshof und der Landesrechnungshof 

Schleswig-Holstein haben gemeinsam den Fuhrpark des NDR geprüft. 

Dieser umfasste zum 31.12.2022 insgesamt 527 Fahrzeuge. Betrach-

tet wurden die 277 für den Straßenverkehr zugelassenen Fahrzeuge. 

Diese sind festen Standorten193 im Sendegebiet zugeordnet.  

Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) ist nach § 32 Abs. 2 des Staats-

vertrags über den NDR verpflichtet, bei seiner Wirtschaftsführung die 

Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, der Nachhaltigkeit 

sowie der Klarheit bei der finanziellen Zuordnung von Einnahmen und 

Ausgaben zu beachten. 

                                                
193  Standorte Hamburg-Rothenbaum und -Lokstedt, Landesfunkhäuser und Re-

gionalstudios. 
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Wirtschaftlichkeit des Fuhrparkmanagements 

a) Auslastung 

Der NDR beurteilt die Auslastung seiner Fahrzeuge – und im Ergebnis 

auch deren Wirtschaftlichkeit – anhand von Einsatztagen. Abhängig 

vom Fahrzeugtyp hat er eine Anzahl an jährlichen Einsatztagen fest-

gelegt, die für einen wirtschaftlichen Einsatz des Fahrzeugs erreicht 

werden müssen. 

Eine Stichprobe der Fahrtenbücher von 40 Fahrzeugen für die Jahre 

2020 bis 2022 hat ergeben, dass 23 dieser Fahrzeuge die Anzahl der 

vorgegebenen jährlichen Einsatztage nicht erreicht haben. Sie wurden 

damit nach den Maßstäben, die sich der NDR selbst gesetzt hat, nicht 

wirtschaftlich eingesetzt. Für 19 Fahrzeuge galt dies sogar über den 

gesamten Zeitraum. Zwei Fahrzeuge wurden im oben genannten Zeit-

raum nahezu nicht genutzt. Zudem haben sich in einigen Fällen zum 

Teil erhebliche Abweichungen zwischen den im IT-System erfassten 

und den in den Fahrtenbüchern dokumentierten Einsatztagen erge-

ben. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefor-

dert, 

• die Ursachen für die zum Teil sehr geringe Auslastung zu ermit-

teln, 

• auf eine verbesserte Auslastung des Fahrzeugbestands hinzu-

wirken, 

• die Abweichungen der Daten zwischen IT-System und Fahrten-

buch aufzuklären und den Mangel abzustellen. 

Bei einzelnen Fahrzeugen haben die Rechnungshöfe gefordert, eine 

alternative Verwendung innerhalb des NDR zu prüfen oder einen Ver-

kauf zu erwägen. 
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Der NDR hat dies zugesagt. Zwischenzeitlich seien bereits einzelne 

Fahrzeuge einer anderen Nutzung zugeführt worden. 

b) Ersatzbeschaffung 

Den wirtschaftlichen Austauschzeitpunkt seiner Fahrzeuge prüft der 

NDR anhand der Kilometerlaufleistung. Zur Ermittlung der Laufleistung 

sind nach internen Regelwerken die Kilometerstände in regelmäßigen 

Abständen sowie zum Jahresende manuell im Fuhrparkmanagement-

system zu erfassen.194 Als Datengrundlage dienen die jeweiligen Fahr-

tenbücher. 

Die im Fuhrparkmanagementsystem hinterlegte Laufleistung war für 

eine nicht unerhebliche Anzahl von Fahrzeugen mängelbehaftet, weil 

Kilometerstände 

• überhaupt nicht erfasst, 

• mit dem Kilometerstand des Vorjahres identisch, 

• ungewöhnlich hoch oder 

• im Vergleich zum Kilometerstand des Vorjahres niedriger waren. 

Hiervon waren etwa 10 % aller Fahrzeuge betroffen. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefor-

dert, die Kilometerstände entsprechend der Vorgaben zu erfassen. 

Der NDR hat zugesagt zu prüfen, inwieweit die Datenlage verbessert 

werden kann. 

Die Rechnungshöfe haben ergänzend darauf hingewiesen, dass eine 

vollständige und zutreffende Datenerfassung die Grundlage für die 

                                                
194  Nr. 3.3.4 Anwenderkonzept Fuhrparkmanagementsystem COSware. 
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Ermittlung des wirtschaftlichen Austauschzeitpunkts bildet. Zudem 

muss der NDR seine eigenen Regelwerke einhalten. 

c) IT-Systeme 

Das Fuhrparkmanagement des NDR verwendet verschiedene IT-Sys-

teme u. a. zur Fuhrparkverwaltung, zur Anlagenbuchhaltung sowie zur 

Buchung von Aufwendungen und Erträgen. 

Innerhalb dieser IT-Systeme sowie bei deren Verknüpfung haben die 

Rechnungshöfe Mängel festgestellt: 

• Fehlende Plausibilitätskontrollen führten zu fehlerhaften Daten-

beständen. 

• Eine automatische Übernahme des Fahrzeugbestands aus der 

Anlagenbuchhaltung in das Fuhrparkverwaltungssystem exis-

tierte nicht. Dadurch war die Vollständigkeit der in diesem  

System enthaltenen Daten nicht gewährleistet. 

• Ein Standortwechsel eines Fahrzeugs machte zwangsläufig die 

Einrichtung eines zweiten Kostenträgers notwendig. Die Aufwen-

dungen und Erträge desselben Fahrzeugs wurden somit auf zwei 

Kostenträgern abgebildet. Mangels einer Schnittstelle waren ma-

nuelle Korrekturen erforderlich, um die Kosten für dieses Fahr-

zeug zusammenzuführen.  

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefor-

dert, die festgestellten Mängel abzustellen. 

Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass das Fuhrpark-

verwaltungssystem abgelöst und durch ein buchhaltungskompatibles 

Fuhrparkmanagementsystem im Rahmen einer gemeinschaftlichen 

ARD-Ausschreibung ersetzt werden solle. 
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Weitere Feststellungen 

a) Interne Leistungsverrechnung 

Der Fuhrpark ist in die Interne Leistungsverrechnung (ILV) des NDR 

eingebunden. Der NDR ist nach § 22 seiner Finanzordnung verpflich-

tet, eine Betriebsabrechnung nach anerkannten betriebswirtschaft- 

lichen Methoden mit Kostenträgern und -stellen zu führen. 

Die Verrechnung der Aufwendungen für Fahrzeuge erfolgt mittels ei-

nes für jede Fahrzeugkategorie individuell ermittelten Kostenverrech-

nungssatzes pro Einsatzstunde.  

Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass 

• der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für LKW die 

Treibstoffkosten nicht berücksichtigt hat, 

• die Kalkulation der ILV zuletzt im Jahr 2019 angepasst wurde, 

• der Verrechnungssatz für Tätigkeiten des in Hamburg-Lokstedt 

ansässigen zentralen „Service Point“ zuletzt im Jahr 2014 kalku-

liert wurde, 

• der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für den 

„Service Point“ ausschließlich Personalkosten einbezogen hat. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefor-

dert, die Verrechnungssätze zu überprüfen und ggf. neu zu berechnen. 

Dabei sind alle im Zusammenhang mit den Fahrzeugen entstandenen 

Kosten zu berücksichtigen.  

Der NDR hat auf eine Anpassung der ILV im Zuge der geplanten Um-

stellung auf ein neues SAP-Verfahren hingewiesen. 
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Die Rechnungshöfe haben den NDR darauf hingewiesen, dass unzu-

treffende Verrechnungssätze ungeachtet eines neuen SAP-Verfah-

rens zu berichtigen sind. 

b) Fahrzeugkosten 

Das Controlling des Fuhrparks erfolgt auf der Grundlage der Buchung 

von Aufwendungen auf Kostenstellen und Kostenträgern in der Buch-

haltungssoftware SAP. Jedem Fahrzeug im Bestand ist ein Kostenträ-

ger zugeordnet, auf dem die für das jeweilige Fahrzeug entstandenen 

Aufwendungen und Erträge gebucht werden sollen.195  

Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass fahrzeugbezogene Auf-

wendungen und Erträge teilweise nicht ordnungsgemäß gebucht wur-

den. Dies führte bei den betroffenen Kostenträgern zu einer fehlerhaf-

ten Datengrundlage. Ein verlässliches Fahrzeugcontrolling ist für das 

Fuhrparkmanagement jedoch unabdingbar. 

Die Rechnungshöfe haben die Mängel beanstandet und den NDR auf-

gefordert, Aufwendungen und Erträge vollständig und verursachungs-

gerecht zu buchen. 

Der NDR hat die Mängel eingeräumt und zugesagt, die Vorgaben künf-

tig zu beachten.  

c) Bilanzierung von Anlagen 

Vom NDR erworbene Fahrzeuge werden als Sachanlage in der Bilanz 

aktiviert. Einzelne Fahrzeuge, wie z. B. Kamerafahrzeuge, mussten für 

den jeweiligen Einsatzzweck durch Aus- bzw. Umbauten in einen be-

triebsbereiten Zustand versetzt werden. 

Anschaffungskosten sind nach § 255 Abs. 1 Handelsgesetzbuch 

(HGB) die Aufwendungen, die aufgewendet werden müssen, um einen 

                                                
195 Wie z. B. Treibstoff- und Werkstattkosten und Erstattungen aus der Regulie-

rung von Versicherungsschäden. 
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Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten 

Zustand zu versetzen. 

Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass  

• Neufahrzeuge bereits abgeschrieben wurden, obwohl Aus- und 

Umbauten noch nicht erfolgt und die Fahrzeuge damit noch nicht 

betriebsbereit waren, 

• Aufwendungen für den Aus- und Umbau der Fahrzeuge nicht wie 

vorgeschrieben gemeinsam mit den Anschaffungskosten des 

Fahrzeugs aktiviert und über die Nutzungsdauer abgeschrieben, 

sondern als laufender Aufwand eines Kalenderjahres gebucht 

wurden. 

Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefor-

dert, die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten.  

Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass er die be-

troffenen Bereiche diesbezüglich sensibilisiere und auf die Vorgaben 

des HGB hinweisen werde. 
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V Nachgehakt 

Der Auftrag des LRH endet nicht mit dem Bericht über wichtige Ergeb-

nisse seiner Prüfungstätigkeit. Als unabhängiges Organ der  

externen Finanzkontrolle sieht der LRH seinen Auftrag erst dann erfüllt, 

wenn seine Forderungen und Empfehlungen auch in der Praxis zu  

einem wirtschaftlicheren und sparsameren Umgang mit Haushaltsmit-

teln geführt haben. Daher verfolgt der LRH nach dem Abschluss seiner 

Prüfungen die Ergebnisse seiner Feststellungen weiter. 

Der LRH kann Verbesserungen nur vorschlagen. Aufgrund seiner 

durch die Verfassung vorgegebenen Stellung hat er nicht die Möglich-

keit, ihre Umsetzung unmittelbar durchzusetzen. Die Umsetzung ob-

liegt vielmehr dem Landtag und der Landesregierung. Den tatsächli-

chen Erfolg einer Prüfung kann der LRH daher erst nach der parlamen-

tarischen Beratung der Prüfungsfeststellungen evaluieren. 

Die Forderungen und Empfehlungen des LRH haben häufig ganz oder 

teilweise konkrete Erfolge und Verbesserungen bewirkt. In einigen Fäl-

len wurde seinen Vorschlägen nicht gefolgt. Um die Wirkungen seiner 

Arbeit aufzuzeigen, hat sich der LRH entschieden, in einer Rubrik 

„Nachgehakt“ über den weiteren Verlauf ausgewählter Beiträge zu be-

richten.  

Nachfolgend stellt der LRH zu vier Beiträgen aus vergangenen Jahres-

berichten im Wege einer Bestandsaufnahme die jeweilige parlamenta-

rische Behandlung dar, berichtet über die von der Verwaltung ergriffe-

nen Maßnahmen und zieht ein Fazit, wie seine Empfehlungen umge-

setzt und welche Wirkungen erreicht wurden. 

Bericht 
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1 Cyberangriff trifft Hochschule Hannover schwer – Weckruf für 

die gesamte Landesverwaltung 

Jahresbericht 2021 „Informationstechnik an der Hochschule Hanno-

ver“, S. 108 

Cyberangriff erschütterte Hochschule Hannover 

Im Jahresbericht 2021 benannte der LRH Defizite in der internen  

Organisation sowie der bei Sicherheit des IT-Betriebs der Hochschule 

Hannover (HsH). Ehe der LRH eine Nachbetrachtung vornahm, fand 

im Oktober 2023 ein Erpressersoftware-Angriff196 auf die HsH statt. 

Nach Aussage der HsH bestätigte diese Attacke die Kritik des LRH und 

legte weitere Schwächen offen.  

Die Angreifer verschafften sich Zugriff auf zentrale IT-Systeme und 

verschlüsselten die Daten. Verdächtige Aktivitäten im Netzwerk führ-

ten dazu, dass die IT-Verantwortlichen der HsH große Teile der Infra-

struktur abschalteten. Dies verhinderte eine weitere Ausbreitung. Den-

noch beschädigte die Erpressersoftware kritische Systeme, wie den 

Anmeldedienst, die zentrale Wartung und Pflege der IT-Arbeitsplätze 

und die Kommunikationsinfrastruktur, schwer. 

Der Angriff führte zu erheblichen Einschränkungen. Telefon, E-Mail, 

Intranet und Online-Dienste waren mehrere Wochen bis Monate nicht 

mehr zugänglich. Studierende konnten sich weder zu Veranstaltungen 

noch zu Prüfungen anmelden. Lehrende sowie Forschende hatten kei-

nen Zugriff auf digitale Ressourcen. Auch die Verwaltung war weitge-

hend handlungsunfähig, da wesentliche IT-gestützte Prozesse ausge-

fallen waren. Die ansonsten allgegenwärtige IT-Unterstützung war 

nachhaltig beschädigt.  

                                                
196  Diese sogenannte Ransomware verschlüsselt die Daten auf einem IT-Sys-

tem. Die Entschlüsselung stellen die Angreifer gegen ein Lösegeld in Aus-
sicht. 
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Die HsH richtete einen Krisenstab ein, um die Situation zu bewältigen. 

Zudem zog sie externe Expertise, u. a. die Polizei, das Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik und andere Hochschulen, zur Un-

terstützung hinzu. Die vollständige Wiederherstellung des „Normalbe-

triebs“ stand Ende Januar 2025, mehr als ein Jahr nach dem Angriff, 

immer noch aus. 

Kosten und Maßnahmen 

Die bisherigen Kosten belaufen sich auf rd. 1 Mio. € für das Jahr 2023 

und zusätzliche 370.000 € für das Jahr 2024. Diese Summen umfas-

sen Personal-, Hardware- und Lizenzkosten sowie externe Dienstleis-

tungen für Analyse und Wiederherstellung. Parallel dazu startete die 

Hochschule ein Projekt, um die Informationssicherheit und die Organi-

sation des IT-Betriebs zu verbessern. Insbesondere strebt die HsH 

eine klare Aufgabenteilung zwischen der zentralen IT und den Fakul-

täten an. Zudem will sie die Standardisierung der IT-Architektur voran-

treiben, etwa durch einen einheitlichen IT-Arbeitsplatz. Einige Sicher-

heitsmaßnahmen, beispielsweise die Einführung der Zwei-Faktor-Au-

thentifizierung, setzte die HsH bereits um. 

Bewertung 

Der Angriff auf die HsH verdeutlicht die gravierenden Folgen unzu-

reichender IT-Sicherheit. Neben erheblichen finanziellen Belastungen 

für die Institution und psychischen Belastungen für Studierende und 

Mitarbeitende bleibt der Vorfall ein Weckruf. Im Interesse der Sicher-

heit und der Stabilität des IT-Betriebs der HsH erwartet der LRH, dass 

die Verantwortlichen die Neuorganisation und Ertüchtigung konse-

quent und zügig umsetzen.  
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2 OZG-Umsetzung bleibt in weiter Ferne 

Jahresbericht 2021 „Organisation der Verwaltungsdigitalisierung“, 

S. 65 

Jahresbericht 2021 „Erheblicher Zeitverzug beim Programm  

Digitale Verwaltung in Niedersachsen“, S. 73 

Jahresbericht 2021 „Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes im  

Themenfeld Gesundheit“, S. 95 

Jahresbericht 2022 „Gefährdete Realisierung und Nachnutzung der 

OZG-Leistungen im Themenfeld Gesundheit“, S. 104 

Rechtliche Verpflichtung 

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Länder, für 

sämtliche Verwaltungsleistungen eine elektronische Antragstellung zu 

ermöglichen. Ursprünglich sah das Gesetz die Umsetzung bis zum 

31.12.2022 vor. Jedoch stand zu diesem Stichtag nur ein Bruchteil der 

Verwaltungsleistungen online zur Verfügung. Auch der Versuch des 

Bundes, die Entwicklung von zentral erstellten und für alle nachnutz-

baren Onlinedienste (EfA-Dienste197) finanziell zu unterstützen und da-

mit die Einführung zu beschleunigen, schlug fehl. Selbst die Beschrän-

kung auf Onlinedienste für lediglich 15 Verwaltungsleistungen als so-

genannte Fokusleistungen mit hoher Priorität, die von Bürgerinnen und 

Bürgern sowie Unternehmen besonders häufig nachgefragt sind, ließ 

sich nicht realisieren. Daher strich der Bundesgesetzgeber im Juli 2024 

die ursprüngliche Frist. Die digitale Antragstellung verbunden mit dem 

Ziel eines vollständigen, medienbruchfreien Verwaltungsprozesses ist 

seitdem ohne konkrete Fristsetzung umzusetzen. 

                                                
197  Nach dem „Einer für Alle/Viele“ (EfA)-Prinzip entwickelt ein Bundesland die 

Onlinedienste eines Themenfelds, die anschließend von allen Ländern ge-
meinsam genutzt werden können. 
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Umsetzungsstand in Niedersachsen 

Mehrfach wies der LRH in den vergangenen Jahren auf Verzögerun-

gen hin und bezweifelte, dass das Land die OZG-Leistungen fristge-

recht und flächendeckend bereitstellen kann. Einen Hauptgrund für die 

Verzögerungen sah der LRH im Fehlen einer zentralen Steuerung. 

Ressort-Egoismen, die fehlende Bereitschaft, EfA-Leistungen anderer 

Länder einzusetzen, eine ungenügende Personalausstattung und un-

geklärte Finanzierungsfragen waren aus Sicht des LRH Gründe dafür, 

dass in Niedersachsen zum gesetzlich vorgegebenen Umsetzungster-

min 31.12.2022 für lediglich „5 % aller Leistungen die geforderte voll-

ständige digitale Abwicklung angestrebt oder erreicht war“198. 

Zum Ende des Jahres 2024 – zwei Jahre nach Ablauf der ursprüngli-

chen Frist – war der Umsetzungsstand weiterhin sehr gering: 

• Onlinedienste bestanden nur für etwa 20 % der Verwaltungsleis-

tungen und 

• lediglich 9 % der niedersächsischen Kommunen waren an die 

Onlinedienste für Fokusleistungen und Leistungen von födera-

lem Interesse angeschlossen. 

Daneben war die Nachnutzung nach dem EfA-Prinzip nicht erfolgreich: 

• EfA-Nachnutzungsangebote lagen für lediglich 5 % der Verwal-

tungsleistungen vor. 

• Statt der Nachnutzung von EfA-Diensten setzte die Landesver-

waltung für 6 % der Leistungen Eigenentwicklungen ein. 

                                                
198   Beratende Äußerung „IT in Niedersachsen – denn sie tun nicht, was sie wis-

sen …“ vom 04.05.2023, Drs. 19/1315, S. 7. 
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• Kein anderes Land setzt die von Niedersachsen als Federführer 

entwickelten Online-Dienste des Themenfelds Gesundheit der-

zeit ein. 

Fazit 

Der Grad der OZG-Umsetzung in Niedersachsen ist ernüchternd. Bür-

gerinnen und Bürger sowie Unternehmen können bis heute lediglich 

bei einzelnen Verwaltungsleistungen und nur in wenigen Behörden 

ihre Anträge vollständig digital abwickeln. Zum weiteren Ziel des OZG, 

auch innerhalb der Verwaltung durchgängig digital zu arbeiten, liegen 

dem LRH keine umfassenden Erkenntnisse vor. Die Prüfungen des 

LRH in den vergangenen Jahren zeigen jedoch, dass bisher kein Ver-

waltungsbereich ohne Medienbrüche auskommt. 

Um zukunftssicher und kundenorientiert aufgestellt zu sein, müssen 

alle Dienststellen der Landesverwaltung ihre Anstrengungen hin zu ei-

ner vollständig digitalen Verwaltung deutlich intensivieren. Sonst wird 

es nicht möglich sein, die notwendigen Aufgaben wirtschaftlich zu er-

ledigen. 
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3 Amtsanwaltsdienst – hier gelten noch die Wertgrenzen aus dem 

Jahr 1975 

Jahresbericht 2020 – Teil 2 „Amtsanwaltsdienst könnte noch mehr – 

bei weniger Kosten“, S. 195 

Unwirtschaftliche Einschränkung der Aufgaben im Amtsanwaltsdienst 

Amtsanwältinnen und Amtsanwälte sind in der Strafverfolgung bei den 

Staatsanwaltschaften vorwiegend für Delikte der sogenannten kleinen 

und mittleren Kriminalität zuständig. Dazu zählen u. a. Diebstahl, Be-

trug, Beleidigung, Körperverletzung und Verkehrsstraftaten. Durch die 

Übernahme dieser Massenverfahren entlastet der Amtsanwaltsdienst 

die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte deutlich. 

Der LRH empfahl dem Justizministerium im Jahresbericht 2020, dem 

Amtsanwaltsdienst weitere Kompetenzen zu übertragen. Zuvor hatte 

der LRH in einem Ländervergleich zu Organisation und Dienstbetrieb 

der Staatsanwaltschaften festgestellt, dass die meisten anderen Län-

der ihre Amtsanwältinnen und Amtsanwälte mit mehr Straftatbestän-

den betrauten. Dies betraf die Zuständigkeit für insgesamt 23 Delikte. 

Zudem bemängelte der LRH, dass das Ministerium seit dem Jahr 1975 

die Wertgrenze nicht angepasst hatte: Für die Strafverfolgung von 

neun Straftatbeständen ist der Amtsanwaltsdienst in Niedersachsen 

seither nur zuständig, wenn der Wert der gestohlenen oder unterschla-

genen Sachen bzw. der Schaden 1.000 € nicht übersteigt. Bundesweit 

handelte es sich um die niedrigste Wertgrenze. Sie ist aus Sicht des 

LRH schon wegen der Geldwertentwicklung der vergangenen 50 Jahre 

nicht mehr angemessen. Der LRH empfahl, die Wertgrenze wie in an-

deren Ländern auf mindestens 2.500 € anzuheben. 

Nach Berechnungen des LRH hätte ein deutliches Einsparpotenzial 

bestanden, wenn das Justizministerium die Zuständigkeiten nach dem 

Vorbild anderer Länder erweitern würde. So hätte der Amtsanwalts-

dienst im Jahr 2017 rd. 47.400 Verfahren anstelle der höher 
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besoldeten Staatsanwältinnen und Staatsanwälte übernehmen kön-

nen. Das Land hätte damit die Personalkosten bei den Staatsanwalt-

schaften um mehr als 300.000 € jährlich reduzieren können. 

Empfehlungen des LRH zunächst positiv aufgenommen 

Der Landtag schloss sich den Empfehlungen an. Er erwartete vom Jus-

tizministerium, die Zuständigkeiten des Amtsanwaltsdienstes zu erwei-

tern. 

Im März 2021 unterrichtete das Justizministerium den Landtag dar-

über, dass es die Umsetzung in die Wege geleitet habe. Das Ministe-

rium benannte Delikte, die nach seiner Ansicht in anderen Ländern er-

folgreich vom Amtsanwaltsdienst bearbeitet würden. Insoweit befür-

wortete es eine Zuständigkeitserweiterung in Niedersachsen. Auch 

sprach sich das Ministerium dafür aus, für bestimmte Delikte die Wert-

grenze auf 2.000 € anzuheben. Zuvor wollte das Ministerium mithilfe 

statistischer Erhebungen die konkreten Personalbedarfe für die Um-

verteilung der Aufgaben berechnen. Die Erhebungen kündigte es für 

das Jahr 2022 an.199 

Justizministerium ändert seine Meinung 

Im April 2024 erklärte das Justizministerium gegenüber dem LRH, bis 

auf Weiteres von der Umsetzung Abstand zu nehmen. Das Ministerium 

gab als Grund an, dass Personalvertretungen und Behördenleitungen 

sowohl statistische Erhebungen als auch die Erweiterung der Aufga-

benbereiche des Amtsanwaltsdienstes ablehnten. Welche konkreten 

Gründe dagegensprechen würden, legte das Ministerium nicht dar.  

                                                
199  Drs. 18/8712. 
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Wirtschaftliche Organisation nunmehr sicherstellen 

Der LRH kritisiert, dass das Justizministerium die Aufgabenübertra-

gung auf den Amtsanwaltsdienst nicht weiter vorantreibt. Unabhängig 

davon, dass das Ministerium damit den Landtagsbeschluss ignoriert: 

Wie dargelegt, hatte es bereits im März 2021 konkrete Erweiterungen 

der Zuständigkeiten befürwortet. Ohne deren Umsetzung bleiben Ein-

sparpotenziale weiterhin ungenutzt. Über einen Zeitraum von 50 Jah-

ren Wertgrenzen nicht anzupassen, ist nicht nur Stillstand, sondern an-

gesichts der Geldwertentwicklung auch kontinuierlicher Rückschritt. 

Das Ministerium ist dafür verantwortlich, nunmehr den Landtagsbe-

schluss umzusetzen. An die Voten von Personalvertretungen und Be-

hördenleitungen ist es rechtlich nicht gebunden. Das Festhalten an der 

aktuellen Aufgabenverteilung ist unwirtschaftlich und bindet vermeid-

bar die Kapazitäten von Staatsanwältinnen und Staatsanwälten. Der 

Amtsanwaltsdienst in Niedersachsen könnte mehr – bei weniger  

Kosten insgesamt. 
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4 Schwachstellen bei der Lohnsteuer-Außenprüfung nach Hinwei-

sen des LRH weitgehend beseitigt 

Jahresbericht 2022 „Schwachstellen bei der Lohnsteuer- 

Außenprüfung“, S. 191 

Mängel bei Erstellung und Auswertung von Kontrollmaterial 

Der LRH stellte im Jahr 2021 organisatorische Schwachstellen bei den 

Zentralen Lohnsteuer-Außenprüfungsstellen der Finanzämter200 fest. 

Arbeitgeber müssen vom Arbeitslohn die Lohnsteuer und andere Ab-

zugsbeträge einbehalten und die Steuer direkt an das Finanzamt ab-

führen. Die Lohnsteuer-Außenprüfung des Finanzamts prüft, ob dies 

ordnungsgemäß erfolgt. Hierbei kann sie neben lohnsteuerlichen Fest-

stellungen auch Feststellungen zu anderen Steuerarten treffen. Dann 

erstellt die Außenprüfung Kontrollmitteilungen für die zuständigen Be-

reiche der Finanzämter, damit diese dem nachgehen können. 

Mängel sowohl bei der Fertigung von Kontrollmitteilungen als auch bei 

deren Auswertung führten zu Steuerausfällen in Millionenhöhe. Auch 

stimmten die Prüfungsdienste der Lohnsteuer-Außenprüfung und der 

gewerblichen Betriebsprüfung ihre Prüfungszeiträume nur unzu-

reichend ab. Zusätzlich schränkten begrenzte Abfragemöglichkeiten 

von Steuerdaten die Prüfungstätigkeit der Lohnsteuer-Außenprüfung 

ein. 

Der LRH empfahl der Steuerverwaltung diverse Einzelmaßnahmen, 

um die Qualität der Kontrollmitteilungen zu verbessern und die Prü-

fungszeiträume abzustimmen. Außerdem regte der LRH an, der Lohn-

steuer-Außenprüfung weitreichende digitale Abfragemöglichkeiten von 

Steuerdaten einzuräumen. Hiermit griff der LRH auch Vorschläge der 

Beschäftigten der Lohnsteuer-Außenprüfung auf. 

                                                
200  Finanzämter Braunschweig-Wilhelmstraße, Hameln, Hannover-Nord, Herz-

berg am Harz, Nienburg/Weser, Leer (Ostfriesland), Lingen (Ems), Oldenburg 
(Oldb.), Osnabrück-Stadt, Soltau und Stade. 
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Der Landtag bedauerte die Steuerausfälle und begrüßte die Bereit-

schaft der Landesregierung, die aufgezeigten Mängel zeitnah zu be-

heben.  

Vorgeschlagene Maßnahmen des LRH wurden umgesetzt 201 

Die Steuerverwaltung überarbeitete die Vordrucke für die Kontroll- 

mitteilungen und wies die Finanzämter an, ausschließlich diese zu ver-

wenden. Kontrollmitteilungen speziell zur Umsatzsteuer sollen künftig 

zur frühzeitigen Auswertung an die Betriebsstätten-Finanzämter ver-

schickt werden. Weiterhin soll die Lohnsteuer-Außenprüfung steuerlich 

relevante Informationen auch zu zurückliegenden Prüfungszeiträumen 

mitteilen.  

Die Steuerverwaltung passte die bisherigen Regelungen zur Zusam-

menarbeit der Großbetriebsprüfung mit der Zentralen Lohnsteuer-Au-

ßenprüfung umfangreich an. Hierzu gehört auch eine gegenseitige An-

gleichung der jeweiligen Prüfungspläne. 

Die Steuerverwaltung sensibilisierte die Finanzämter für Großbetriebs-

prüfung sowie die Zentralen Lohnsteuer-Außenprüfungen durch Verfü-

gungen, Leitfäden und Fachbesprechungen. 

In Fortbildungen beabsichtigt die Steuerverwaltung, auf die Möglich-

keiten von Schwerpunktprüfungen und abgekürzten Lohnsteuer-Au-

ßenprüfungen hinzuweisen. So kann die Steuerverwaltung flexibel auf 

die Prüfungszeiträume der gewerblichen Betriebsprüfung reagieren. 

Die Steuerverwaltung informierte zudem die Lohnsteuer-Außenprü-

fung über die Prüfungsfeststellungen und Empfehlungen des LRH. 

Die Steuerverwaltung räumte schließlich der Lohnsteuer-Außenprü-

fung erweiterte digitale Abfragemöglichkeiten ein. Dadurch wird die 

                                                
201  Drs. 19/794. 



 
  

 Jahresbericht 2025  Seite: 209 

 
Prüfungstätigkeit erleichtert und unnötige Kontrollmitteilungen werden 

vermieden. 

Fazit 

Die Steuerverwaltung setzte nahezu alle Empfehlungen des LRH um. 

Der LRH begrüßt dies ausdrücklich. Dadurch kann die Steuerverwal-

tung eine signifikante Qualitätssteigerung der Lohnsteuer-Außenprü-

fung erreichen und zukünftige Steuerausfälle vermeiden. 

Hildesheim, 01.04.2025   Niedersächsischer 
 Landesrechnungshof 

  

Dr.  v o n  K l a e d e n S c h r ö d e r - E h l e r s

  

Dr.  L a n t z H a a c k Dr.  L i n d n e r B r e u s i n g 
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